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Altersarmut ist sicher 

Wir sprachen mit Christian Koberg über die Pers¬ 
pektiven der Rentnerlnnen. 
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Brüsseler Rohrkrepierer 

Die EU hat massiven Druck auf Bulgarien ausgeübt, 
um Sofia zur Behinderung des Baus der russischen 
Ferngasleitung „South-Stream“ zu bewegen. 
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Thema der Woche 


Streikpause bei KiK 

Als die Lagerarbeiter von KiK nach drei Wo¬ 
chen Streik wieder an die Arbeit gingen, war 
zu Schichtbeginn auch der zuständige Ge¬ 
schäftsführer da. „Ich glaube, er wollte uns 
zeigen: Ihr seid wieder da, aber ich bin kei¬ 
nen Schritt zurückgegangen“, erzählt ein Be¬ 
triebsratsmitglied. Leiharbeiter als Streikbre¬ 
cher und Abmahnungen gegen Betriebsräte, 
Bestechung von Kollegen und Lügen in der 
Presse - KiK unternimmt alles, um keinen 
Tarifvertrag abschließen zu müssen. 
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Die Wahl wird Folgen haben 

Nach der Wahl Bodo Ramelows zum Thüringer Ministerpräsidenten 

2e^nk en 
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Reichtum 

urnverteilen! 



A ls am vergangenen Freitag im 
Thüringer Landtag in Erfurt 
Bodo Ramelow bereits im 
zweiten Wahlgang zum neuen Minis¬ 
terpräsidenten gewählt wurde, war 
der Jubel groß. Gregor Gysi war so 
stolz über den Erfolg, dass er gegen¬ 
über dem Mitteldeutschen Rundfunk 
(MDR) gar erklärte: „Heute ist ein¬ 
fach ein großer, ein schöner Tag auch 
in meinem Leben, das muss ich sagen. 
Dass ich das noch erlebe.“ 

Zuvor war nicht sicher, ob Ra¬ 
melow bereits im zweiten Wahlgang 
alle Stimmen aus den Fraktionen der 
Linkspartei, der SPD und der Grü¬ 
nen erhalten würde. Nicht nur wegen 
der „Unrechtsstaat“-Debatte, die in 
Teilen der Partei „Die Linke“ und in 
ihrem Umfeld für große Empörung 
sorgte und zu Parteiaustritten führ¬ 
te. Auch weil andererseits im Vorfeld 
der Wahl massiv Stimmung gegen die 
Kandidatur Ramelows und die Koali¬ 
tion aus Linkspartei, SPD und Grünen 
gemacht und Druck ausgeübt wurde. 
So wandten sich beispielsweise in ei¬ 
ner Anzeige „SED-Staat in der Mit¬ 
te Deutschlands?“ Träger des Thü¬ 
ringer Verdienstordens, unter ihnen 
Schriftsteller wie Reiner Kunze und 
Universitätsprofessoren, an die Ab¬ 
geordneten des Thüringer Landtages. 
Sie behaupteten: „Jetzt soll ganz le¬ 
gal stattfinden, was die Kommunisten 
die Konterrevolution nannten: Die 
Befreiung durch die Revolution von 
1989 soll in Thüringen revidiert wer¬ 
den. Und die Revolutionäre von da¬ 
mals sollen ihnen dabei behilflich sein! 
Verkehrte Welt!“ 

Kundgebungen wurden organi¬ 
siert, auf denen auch Mitglieder der 
SPD ihren Unmut bekundeten. Wo¬ 
chenlang wurden zudem mehrere 
Abgeordnete der Partei „Die Linke“ 
massiv bedroht, Autos beschädigt und 
Parteibüros angegriffen. 

Dass die CDU in der Oppositi¬ 
on und womöglich teilweise Hand in 
Hand mit der AfD der neuen Regie¬ 
rung, der vier Minister der Partei „Die 
Linke“, drei der SPD und zwei der 
Grünen angehören, das Leben schwer 
machen will, haben deren Vertreter 
bereits angekündigt und kommt nicht 
unerwartet. Sie hoffen darauf, dass die 
neue Regierung vorzeitig scheitert. 
Doch in den vergangenen Tagen gin¬ 
gen auch die Angriffe auf Parteibüros 
der Partei „Die Linke“ weiter. 


Ramelow selbst versuchte noch am 
Wahltag die rechten Gemüter zu be¬ 
ruhigen. Bereits in seiner ersten Rede 
entschuldigte er sich bei SED-Opfern 
und kündigt an, er wolle „versöhnen 
statt spalten“. Einen Tag später erklär¬ 
te er - entgegen vieler Stimmen in der 
eigenen Partei - gegenüber der „Thü¬ 
ringischen Landeszeitung“, er wolle die 
„Aufarbeitung der SED-Diktatur zur 
Chefsache“ machen. Ein deutliches 
Signal an die Opposition im Landtag 
und darüber hinaus ... 

Die Wahl wird Folgen haben. Vor 
allem für die eigene Partei. Gregor 
Gysi, Fraktionsvorsitzender der Links¬ 
partei im Bundestag, erklärte bereits, 
die Wahl Ramelows werde die Links¬ 
partei verändern. „Aber auch die an¬ 
deren. Es ist ein Durchbruch, was 
das politische Klima betrifft ...“ Ge¬ 
genüber der Mitteldeutschen Zeitung 


sprach er von „größerer Verantwor¬ 
tung“. Seine Partei müsse sich „in be¬ 
stimmter Hinsicht etwas disziplinieren. 
Die gewachsene Verantwortung wird 
sich auswirken. Alle müssen sich den 
Realitäten beugen.“ Welcher Realitä¬ 
ten? 

Den realen Erfordernissen sozialer 
und politischer Kämpfe, der Organisa¬ 
tion von Widerstand gegen Sozial- und 
Demokratieabbau, gegen Kriegspoli¬ 
tik? Oder der realen Situation, dass 
man erstmals eine Landesregierung 
anführt und sich einbinden lässt in 
die herrschende Politik mit Blick auf 
ein mögliches Mitregieren im Bund? 
Vielleicht gehört dann dazu, dass man 
dabei auch die eigene Geschichte ent¬ 
sorgen will und sich dem Mainstream 
anpasst? Was das aber heißt, lehrt uns 
die Geschichte, auch die der Sozialde¬ 
mokratie. 


Noch wird - wie es im Referat 
von Ellen Brombacher auf der Bun¬ 
deskonferenz der Kommunistischen 
Plattform am vergangenen Sonntag 
hieß - in Thüringen der Regierungs¬ 
wechsel mit der Hoffnung auf einen 
Politikwechsel im Land verbunden. 
„Das Leben wird zeigen, wie realis¬ 
tisch diese Hoffnung ist“. Doch die 
breite Zustimmung zum Koalitions¬ 
vertrag durch 94 Prozent der Mitglie¬ 
der der Partei „Die Linke“ (bei einer 
Beteiligung von 79 Prozent) sei „kei¬ 
ne De-facto-Zustimmung zum unsäg¬ 
lichen Umgang mit unserer Geschich¬ 
te, wie zuvörderst Bodo Ramelow sie 
jüngst betrieb. Niemand sollte hier et¬ 
was verwechseln. Die Empörung über 
die erlittenen Demütigungen ist bei 
vielen Genossinnen und Genossen, 
nicht nur in Thüringen, groß.“ 

Nina Hager 


Südafrika 

heute 

Die DKP lädt zu zwei Veranstaltungen 
„Mandelas Vermächtnis - bewahrt 
oder vergessen?“ mit Denis Goldberg, 
Kapstadt, ein. 


Prof. Dr. Denis Goldberg wirft einen kri¬ 
tischen Blick auf den beschwerlichen 
Weg zu sozialer Gerechtigkeit in Süd¬ 



afrika und stellt mögliche Optionen 
für die Zukunft des Landes und des 
Kontinents zur Diskussion. 

Denis Goldberg, geboren 1933, 
wuchs als Sohn jüdischer Einwande¬ 
rer im südafrikanischen Kapstadt auf. 
Er war Mitbegründer des Kongresses 
der Demokraten, einer Organisation 
weißer Kommunisten mit ungefähr 
200 Mitgliedern, die den African Na¬ 
tional Congress (ANC) in seinem - seit 
1961 auch bewaffneten - Kampf gegen 
das Apartheid-Regime unterstützten. 

Er wurde im berüchtigten Rivonia- 
Prozess gemeinsam mit Nelson Man¬ 
dela und anderen Comrades angeklagt 
und wegen Hochverrats und Sabotage 
zu viermal lebenslänglich Zuchthaus 
verurteilt. 22 Jahre lang saß er als ein¬ 
ziger verurteilter Weißer des Prozesses 
im Zentralgefängnis Pretorias. 1985, 
nach 22 Jahren Haft freigelassen, ging 
er nach London ins Exil, arbeitete dort 
in der ANC-Zentrale und vertrat u.a. 
den ANC bei den Vereinten Nationen. 
1994 gründete er die bis heute aktive 
Organisation Community H.E.A.R.T., 
deren Ziel es ist, die Lebenssituation 
benachteiligter Südafrikanerinnen zu 
verbessern. Seit 2004 lebt Denis Gold¬ 
berg, u.a. als Berater verschiedener Mi¬ 
nisterien, wieder in Südafrika. 

Essen: Freitag, 12. Dezember, 

18.00 Uhr, Hoffnungstraße 18. 
Münster: Sonntag, 14. Dezember, 
15.00 Uhr, Kulturzentrum F24, Frau¬ 
enstraße 24. 


Kein Platz für rassistische Hetze 

Dügida wurde in Düsseldorf sehr deutlich in die Schranken gewiesen 


Eine deutliche Abfuhr bekamen die 
„Patriotischen Europäer gegen die Is- 
lamisierung des Abendlandes (Pegi- 
da), die am Montag als Dügida („Düs¬ 
seldorfer gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“) vor dem NRW-Land- 
tag am Rhein aufliefen. An der Seite 
der Dügida: NPD, Pro NRW, REP, Die 
Rechte, AfD, die studentische Bur¬ 
schenschaft („Männerbund“) Rhena- 
nia-Salingia. Mediale Unterstützung 
kam ergänzend von der Düsseldorfer 
CDU. Thomas Jarzombek, Vorsitzen¬ 
der des CDU-Kreisverbandes und 
Bundestagsabgeordneter im Berliner 
Reichstag, verlautete in der Lokal¬ 


presse: „Die angegebenen Ziele der 
Dügida sind auf dem Boden der Ver¬ 
fassung, auch wenn wir nicht alle The¬ 
sen teilen.“ 

Gewerkschaften, Parteien (SPD, 
Grüne, FDP, Piraten, Linke, DKP), 
Kirchen, Initiativen hatten in mehre¬ 
ren Appellen zu der Gegendemons¬ 
tration aufgerufen. In einem Aufruf 
heißt es: „Wir, Düsseidorferinnen 
und Düsseldorfer, sagen ganz deut¬ 
lich: Bei uns sind Menschen, die aus 
Armut, Hunger und Krieg flüchten 
mussten, ganz herzlich willkommen! 
Wir erleben sie als menschliche und 
kulturelle Bereicherung! Wir wollen 


keine rechten Stammtischparolen und 
kein Deutschlandfahnenschwenken 
vor dem Landtag. Wir sagen: Refu- 
gees welcome!“ 

Die CDU schloss sich dem Auf¬ 
ruf nicht an. In einer weiteren Pres¬ 
semitteilung verschlimmbesserte sie 
ihre Positionierung: Sie kündigte an, 
dass „voraussichtlich auch Mitglieder 
der CDU“ an der Gegendemonstrati¬ 
on teilnehmen würden. Und: „Sollte 
sich herausstellen, dass Radikale das 
Ruder übernehmen, ist dies scharf zu 
verurteilen.“ In den Anhängern von 
Lutz Bachmann aus Dresden sieht 
die CDU offensichtlich keine „Radi¬ 


kalen“. Bachmann wiederum bezieht 
sich auf die CDU und verweist auf 
Wahlplakate aus den 60er Jahren mit 
dem CDU-Slogan „Rettet die abend¬ 
ländische Kultur. Wählt die Christlich 
Demokratische Union.“ 

Ein Aufruf von 25 antifaschistisch 
orientierten Organisationen erinner¬ 
te an die Anschläge auf Flüchtlinge in 
den 90er Jahren: „Die pogromartige 
Stimmung, die damals von den Me¬ 
dien und verschiedenen politischen 
Parteien weiter angefacht wurde, en¬ 
dete mit den brutalen Angriffen auf 
das Asylbewerberheim in Rostock.“ 
Damals wurden die Ausschreitungen 
nicht nur von der extremen Rechten 
getragen. Ein aufgestachelter Mob 
und die „bürgerliche Mitte“ waren mit 
dabei. Die Polizei - mit dem Gewalt¬ 
monopol des Staates - griff damals 


lange Zeit nicht ein, um die Flüchtlin¬ 
ge zu retten. 

Der Westdeutsche Rundfunk 
(WDR) griff am Montag die ange¬ 
kündigte Provokation der Dügida in 
allen Nachrichten auf. 2 000 Teilneh¬ 
mer würden erwartet. Kritisiert wur¬ 
de, dass die Demo „vor allem rechten 
Gruppen eine Plattform gibt“. Innen¬ 
minister Ralf Jäger (SPD) ergänz¬ 
te die Befürchtung, „dass es rechts¬ 
extremen und rechtspopulistischen 
Strömungen“ gelinge, „auch Bürger 
aus der Mitte für solche Demonstra¬ 
tionen zu gewinnen.“ 

Aus der Neonaziszene und der bür¬ 
gerlichen Mitte erreichten letztendlich 
nur etwa 400 der angekündigten 2 000 
Protestler den Landtag. An der Gegen¬ 
demonstration nahmen dagegen 1 200 
Nazigegner teil. Uwe Koopmann 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Olaf Matthes 


War es nicht schön? 

Erinnerungen an Opel Bochum 


Der Kadett. Und der Manta. Und 
„Industriegeschichte“ und eine Zei¬ 
le aus einem Lied von Herbert Grö- 
nemeyer. Zur Schließung des Opel- 
Werkes in Bochum haben Jour¬ 
nalisten und Politiker eine Menge 
Nostalgie zu bieten. Irgendwie war es 
doch schön, als ein Facharbeiter von 
seinem Lohn eine Familie ernähren 
konnte und ein Leben lang in dem 
Betrieb arbeitete, in dem der Vater 
schon gelernt hatte. Irgendeine ganz 
persönliche Opel-Geschichte hat im 
Ruhrgebiet doch jeder zu erzählen. 
Und irgendein Politiker fand sich 
immer, der erklärte, wie wichtig das 
Opel-Werk für Bochum ist, dass der 
Mutterkonzern General Motors 
doch gefälligst auch Verantwortung 
für die Mitarbeiter übernehmen sol¬ 
le. Solche Beteuerungen und Appel¬ 
le sorgen vielleicht dafür, dass der 
SPD noch ein paar Wählerstimmen 
erhalten bleiben. Wäre es nicht wirk¬ 
lich schön, wenn Bundes- und Lan¬ 
desregierung sich richtig kümmern 
würden und mit einer anderen Wirt¬ 
schaftspolitik dafür sorgen würden, 
dass die Marktwirtschaft ein biss¬ 
chen sozialer wird? 2008 und 2009, 
als Opel die Folgen der Wirtschafts¬ 
krise zu spüren bekam, verhandelte 
der Aufsichtsrat mit der Bundesre¬ 
gierung über staatliche Bürgschaf¬ 
ten. Auch Betriebsrat und Gewerk¬ 
schaften richteten ihre Hoffnungen 
darauf, dass die Zusammenarbeit 
von Unternehmen, Staat und Beleg¬ 
schaften die eigene Zukunft sichern 
könnte. 

Daran, dass die europäische Auto¬ 
industrie riesige Überkapazitäten 
aufgebaut hatte, änderte das nichts. 
Und während andere Autobauer im 
China-Geschäft ausgleichen, was sie 
in Europa nicht verkaufen können, 
bleibt Opel schwach. Eine erfolg¬ 
reiche Unternehmensführung muss 
die Kosten der Konkurrenz auch auf 
ihre Beschäftigten ab wälzen, dass ist 
nichts Neues, sondern der kapitalis¬ 
tische Alltag. Jetzt ist eben die Be¬ 
legschaft von Opel Bochum an der 
Reihe. 


Diese Belegschaft ist den Weg der 
Sozialpartnerschaft und Standort¬ 
konkurrenz nicht mitgegangen. Mit 
Streiks und Aktionen hat sie sich 
über Jahre hinweg gegen die dro¬ 



hende Schließung gewehrt und sie 
am Ende doch nur verzögert. Denn 
Bochum blieb allein. Die Beschäf¬ 
tigten der anderen Standorte hoff¬ 
ten, Aufträge zu bekommen, der 
damalige Vorsitzende des Gesamt¬ 
betriebsrats Klaus Franz sagte über 
sich: „Co-Manager ist für mich kein 
Schimpfwort.“ Dass jetzt in Bochum 
das letzte Auto vom Band gelaufen 
ist, interessiert die Kollegen in Rüs¬ 
selsheim wenig. „Da wird nicht drü¬ 
ber gesprochen“, berichtet ein Kol¬ 
lege aus dem Opel-Werk dort. „Gar 
nicht.“ Die Schließung des Werkes 
in Bochum, die Entlassung tausen¬ 
der Kollegen, ist hier nicht wichtig 
genug, um in der Pause diskutiert zu 
werden. „Es gibt anscheinend bes¬ 
sere Themen.“ 

Dabei gäbe es aus der Schließung 
und aus den Kämpfen bei Opel Bo¬ 
chum Vieles zu lernen - zum Bei¬ 
spiel, dass es Alternativen zur Sack¬ 
gasse der Sozialpartnerschaft gibt, 
dass für die Belegschaften in der 
Standortkonkurrenz nur die Frage 
steht, wer weniger und wer mehr 
verliert. Und, dass „Co-Manager“ 
für kämpferische Gewerkschafter 
ein Schimpfwort sein muss. 


Middelhoff sitzt bequem 


Mal ehrlich. Das kam ja völlig über¬ 
raschend. Thomas Middelhoff im 
Knast. Womöglich geht es den Le¬ 
sern dieser Zeilen ähnlich wie dem 
Verfasser. Täglich urteilt die Justiz 
in diesem Staat nach dem Recht des 
Stärkeren: „Die Kleinen hängt man, 
die Großen lässt man laufen“. Was 
hat die Staatsanwaltschaft trotzdem 
geritten, eine solche Kehrtwende 
zu vollziehen? Hat Middelhoff, der 
Karstadt unter dem Namen Arcan- 
dor AG in die Pleite führte, wirklich 
überzogen, wie die bürgerlichen Me¬ 
dien publizieren. Oder stand er wo¬ 
möglich vor lauter Habgier der eige¬ 
nen Klasse auf dem Fuß? 

Wegen Untreue in 27 und Steu¬ 
erhinterziehung in drei Fällen wurde 
er am 14. November zu einer drei¬ 
jährigen Haftstrafe verurteilt. Vom 
Gerichtssaal direkt in den Knast be¬ 
fördert. Der kaltschnäuzige Manager 
hat sich aus der Aktiengesellschaft 
mehr als 500 000 Euro in die Tasche 
gesteckt. Das konnte man ihm nach- 
weisen. Der Insolvenzverwalter des 
Handelskonzerns sprach zwar von 
ganz anderen Summen und forderte 
3,4 Millionen Euro zurück. Doch die 
sind Pillepalle und längst vom Tisch. 
Während die Beschäftigten um 200 
Millionen Euro betrogen wurden 
und trotzdem ihre Arbeitsplätze 
verloren, rechnete Middelhoff Pri¬ 
vatflüge in zahlreichen Charterjets 
ab. Traf sich mit der Konzernspitze 
und wer weiß wem noch, mal eben 
an der Cöte dAzur. Um die Ent¬ 
lassungen bei der Karstadt-Tochter 
Neckermann festzuklopfen. Der da¬ 


bei vertilgte Rotwein zum Preis von 
mehreren Tausend Euro bezahlte 
auch das Personal. 

Na und? Was ist daran so unge¬ 
wöhnlich. Die Klasse, zu der Mid¬ 
delhoff gehört, handelt so seit Jahr¬ 
hunderten. Doch, warum darf er das 
plötzlich nicht mehr? „Big T.“ wie er 
sich in Freundeskreisen nennen ließ, 
hatte den Drang nach unendlicher 
persönlicher Bereicherung. Woll¬ 
te nicht nur aus den Beschäftigten 
Millionen Euro herauspressen und 
sich große Teile davon privat aneig¬ 
nen. Er hat sich aber auch mit sei¬ 
nesgleichen angelegt. Madeleine 
Schickedanz von Quelle, Josef Esch 
vom Bankhaus Sal Oppenheim und 
der Unternehmensberater Roland 
Berger sind deshalb mehr als ver¬ 
ärgert. Die haben nun ihrerseits die 
Staatsanwälte in Bewegung gesetzt 
um verlorenes Geld, was sie auch 
nicht selbst erarbeiteten, zurück¬ 
zuholen. Dies könnte der Grund 
sein, warum das Essener Landge¬ 
richt und die Richter aus der Reihe 
tanzten. 

Man wird gespannt sein dürfen, 
wie lang der Spruch der Essener 
Justiz, statt Betongold an der Cöte 
dAzur, nun Zellenwände mit Git¬ 
terstäben am Fenster auf acht Qua¬ 
dratmetern, gültig ist. Es wäre nicht 
das erste Verfahren, welches gegen 
hohe Geldauflagen eingestellt würde. 
Womit die Rechtsprechung im Sinne 
der Absicherung der Ausbeutungs¬ 
verhältnisse im Kapitalismus auch 
wieder im Lot wäre. 

Herbert Schedlbauer 


Von der „sicheren" Rente 
zur Altersarmut 

Produktivitätsentwicklung ist nicht angekommen 


In den letzten Tagen wurde das 125-jäh¬ 
rige Bestehen der gesetzlichen Renten¬ 
kasse gefeiert. Darüber unterhielten wir 
uns mit Christian Koberg. 

UZ: Ist unser Rentensystem ein Er¬ 
folgsmodell? 

Christian Koberg: Die Gründung der 
Rentenversicherung war ein erster 
Schritt, den Arbeitern und Angestell¬ 
ten eine gewisse Sicherheit beim Ein¬ 
tritt in den Ruhestand zu geben. Die 
Weiterentwicklung führte dazu, dass 
sie nach dem Arbeitsleben ein Leben 
ermöglichte, welches auch finanzierbar 
ist. Die bis dahin paritätische Finanzie¬ 
rung wurde allerdings vor über zehn 
Jahren durchbrochen. Kapital und Re¬ 
gierung griffen in die Rentenversiche¬ 
rung ein und schafften es, dass wir bald 
nur noch eine Armutsrente bekom¬ 
men. Dazu hat Frau Merkel erklärt: 
„Die gesetzliche Rente wird nicht 
mehr reichen.“ Wir sollen uns zusätz¬ 
lich privat versichern, damit die Ver¬ 
sicherungskonzerne noch mehr Geld 
verdienen. Deshalb ist es notwendig, 
zu den Wurzeln der Rentenversiche¬ 
rung zurückzukehren. 

UZ: Die Rente - oder besser eine aus¬ 
reichende Rentenhöhe - ist also nicht 
mehr sicher. Wie haben sich die Renten 
in den vergangenen Jahren entwickelt? 

Christian Koberg: Das Ziel der ge¬ 
setzlichen Rentenkasse war, den 
Menschen im Ruhestand ein Leben 
in Würde zu ermöglichen. Das war 
einmal. Seitdem Norbert Blüm ver¬ 
kündete: „Die Rente ist sicher“, wur¬ 
de sie immer unsicherer. Durch die 
Absenkungspolitik, durch den Griff 
der Regierung in die Rentenkassen 


ist die Rente gesunken. Im Jahre 2014 
wurde für die Berechnung ein monat¬ 
liches Durchschnittseinkommen von 
2 765 Euro zugrunde gelegt. Das er¬ 
gibt bei einem Arbeitsleben ohne gro¬ 
ße Fehlzeiten eine Durchschnittsrente 
von 1 287 Euro. Netto wären das 1155 
Euro. Nach Beschluss der Bundesre¬ 
gierung soll das Rentenniveau bis 2030 
auf 43 Prozent sinken. Das wären 979 
Euro, real abzüglich der Steuern 899 
Euro. Daran zeigt sich, dass die Ren¬ 
te weder sicher ist, noch dass sie zum 
Leben reichen wird. 

UZ: Wohin führt diese Rentenabsen¬ 
kungspolitik der Regierung? 

Christian Koberg: Sie wird dazu füh¬ 
ren, dass die Altersarmut zunehmen 
wird. Durchschnittlich sind heute 
schon über 16 Prozent der Rentne- 
rinnen und Rentner von Altersarmut 
betroffen. Diese Zahl wird nach An¬ 
gaben von wissenschaftlichen For¬ 
schungen auf mindestens 50 Prozent 
und mehr bis 2030 steigen. Der jetzige 
Zustand und die weitere Absenkung 
führen auch dazu, dass eine Mindest- 



Christian Koberg ist Vorsitzender des 
ver.di-Bezirksseniorenausschusses 
Kiel/Plön und Sprecher der DKP 
Schleswig-Holstein 

Sicherung durch die Rentenversiche¬ 
rung in Höhe der Grundsicherung der 
Sozialhilfe gezahlt wird. Also: Die Al¬ 
tersarmut ist programmiert. Und das, 
obwohl 2001 mit dem „Altersvermö¬ 
gensgesetz“ das Ziel ausgegeben wur¬ 
de, den Rentenversicherungsbeitrag 
bis 2020 nicht über 20 Prozent anstei- 
gen zu lassen. 

Die „Reform“ genannten Be¬ 
schlüsse haben nach einer Zwischen¬ 
bilanz im Zeitraum von 2003 bis 2013 
dazu geführt, dass die Renten um 8,8 
Prozent, die Preise um 19,3 Prozent 
und die Löhne um 18,95 Prozent ge¬ 
stiegen sind. Das heißt, die Rentnerin- 
nen und Rentner wurden mit beschei¬ 
denen Erhöhungen abgefertigt, die 
deutlich unter Preissteigerungsraten 
und Lohnentwicklung lagen. Die Zah¬ 


len machen deutlich, dass die Rentne- 
rinnen und Rentner nach einem ar¬ 
beitsreichen Leben ökonomisch im¬ 
mer weiter abgekoppelt werden. 

UZ: Es wird als Begründung für Ren¬ 
tensenkungen der demographische Fak¬ 
tor angegeben. Erklärt wird, dass immer 
mehr Jüngere für alte Menschen zahlen 
müssen. 

Christian Koberg: Mit demographi¬ 
schen Prognosen wurde ein gewaltiger 
Popanz aufgebaut. Herhalten müssen 
dafür Grafiken, weil sie angeblich die 
Dramatik deutlich machen. Dazu er¬ 
klärte u.a. ein erfahrener Statistiker, 
Professor Gerd Bosbach: „Das ist bes¬ 
tenfalls moderne Kaffeesatzleserei, 
im schlimmsten Falle interessenge¬ 
leitete Panikmache. Die Wahrheit ist, 
wie groß die Bevölkerung in 50 Jahren 
ist, weiß heute noch niemand.“ Verges¬ 
sen wird dabei auch die Produktivi¬ 
tätsentwicklung, die bei den Rentne- 
rinnen und Rentnern überhaupt nicht 
angekommen ist. Sie wird auch für die 
Entwicklung der Rente einfach aus¬ 
geblendet. Beachten muss man, dass 


in der Berechnung von einem unrea¬ 
len Rentenanstieg ausgegangen wird. 
Deshalb sollten wir nicht dieser Demo¬ 
graphiediskussion auf den Leim gehen, 
sondern uns an die Realitäten halten. 
Und dafür sorgen, dass alle abhängig 
Beschäftigten in die Rentenversiche¬ 
rung einzahlen und die Reichen davon 
nicht ausgenommen werden. 

UZ: Wie kann man die jetzt bis 2030 ge¬ 
plante weitere Rentenabsicherung und 
damit die Altersarmut verhindern? 

Christian Koberg: Die entscheiden¬ 
den Erfahrungen in allen Auseinan¬ 
dersetzungen gegen verfehlte Politik 
von Kapital und Kabinett ist: Man 
muss sich wehren. Ein alter Spruch 
der SDAJ: „Wer sich nicht wehrt, 
lebt verkehrt!“ darf kein Spruch blei¬ 
ben, sondern er muss Realität wer¬ 
den. Die Seniorenausschüsse von IG 
Metall und ver.di in Kiel und Umge¬ 
bung haben zu einer Aktion aufge¬ 
rufen unter der Überschrift „Politi¬ 
ker, die nichts gegen systematische 
Altersverarmung unternehmen, sind 
für uns nicht wählbar!“ Damit wollen 
wir nicht nur die vor der Rente ste¬ 
henden, sondern alle Kolleginnen und 
Kollegen ansprechen und deutlich 
machen, dass die Lohnabsenkungs¬ 
politik, die sogenannte Rettung von 
Unternehmen wie z.B. bei Karstadt, 
wo die Beschäftigten über 700 Milli¬ 
onen Euro Lohnverzicht geübt haben, 
sich nicht lohnen, sondern diese Ver¬ 
zichte auch zur Absenkung der Ren¬ 
te führen. In dem Aufruf sagen wir: 
„Wir fühlen uns verhöhnt und betro¬ 
gen! Man sagt, die Alten beuten die 
Jungen aus, es gebe keine Generati¬ 
onsgerechtigkeit. Und das wird auch 
in Zukunft so bleiben.“ Mit einer breit 
angelegten Unterschriftensammlung 
wollen wir, ausgehend von 125 Jahre 
Rentenversicherung, eine Aktion bis 
zu den Bundestagswahlen durchfüh¬ 
ren, unter der genannten Überschrift. 
Darin fordern wir auf: „Wir werden in 
Zukunft keinem Politiker mehr unse¬ 
re Stimme geben, der nicht bereit ist, 
diesen Kurs zur massenhaften Alters¬ 
armut umzudrehen. Wählbar sind für 
uns nur noch Politiker, die sich dafür 
einsetzen, die umlagefinanzierte Ren¬ 
te in den alten Stand zurückzuverset¬ 
zen. Ziel muss wieder sein: Lebens¬ 
standardsicherung im Rentenalter, 
Anhebung der Rente auf mindestens 
53 Prozent des Nettoeinkommens der 
aktiv Beschäftigten!“ 

Der Aufruf erfreut sich einerseits 
großer Zustimmung, andererseits wird 
von Seiten der Politik eingewandt, dass 
man doch keinen Druck ausüben darf 
auf die Abgeordneten. Wir haben die 
Frage so beantwortet: Druck ist not¬ 
wendig, wenn wir etwas erreichen wol¬ 
len. Deshalb wollen wir den Druck 
massiv verstärken und bitten bundes¬ 
weit um Unterstützung. 

UZ: Glaubst du, dass es möglich ist, 
Veränderungen herbeizuführen? 

Christian Koberg: Das hängt nicht vom 
Glauben ab, sondern davon, ob es ge¬ 
lingt, genügend Menschen zu mobili¬ 
sieren, wirklich Gegendruck zu entwi¬ 
ckeln, denn wir wissen, das Kapital und 
seine Politiker geben nicht freiwillig et¬ 
was im Interesse der Mehrheit unseres 
Landes. Wir wissen aus Erfahrung, dass 
man kämpfen muss, dass Kämpfe auch 
erfolgreich sein können. Ausgangs¬ 
punkt dafür ist Aufklärung, Diskus¬ 
sion und gemeinsames Handeln. Wir 
wollen die Rente wieder sicherer ma¬ 
chen. Selbst Norbert Blüm ist der Auf¬ 
fassung, dass gemeinsames Handeln 
notwendig ist. Das unterstreicht auch 
die Aussagen des ehemaligen Bundes- 
arbeitsministers Blüm, der sich um die 
Rente sorgt. Unsere Aktion ist Anstoß, 
gemeinsam gegen Altersarmut aktiv zu 
werden. 

Die Fragen stellte Gerd Ziegler 
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Das „Jobwunder“ ist ein Bleigewicht 

Statistik-Tricks und Unterbeschäftigung: Arbeitsmarktzahlen schöngerechnet 



der Arbeitsintensität, um die Interessen beitsstress und Überstunden unter, 
der Erwerbslosen und der anderen Teile Damit kann eine Steigerung der Aus- 
der Arbeiterklasse zusammenzuführen. beutung der Arbeitskraft erreicht wer- 

Wer fällt aus der Statistik? 

Diese Gruppen tauchen in den offiziellen Arbeitsmarkt-Zahlen 
nicht auf: 


Älter als 58 Jahre 174 749 

Ein-Euro-Jobber 104 128 

In Weiterbildung 174 844 

In Aktivierung und Eingliederung 178 541 

Weitere Gruppen 205 612 

Nicht gezählte Arbeitslose 837 874 


Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, Monatsbericht Novem¬ 
ber 2014; Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesagentur für Arbeit, Kurzbericht 18/2014. 

Eigene Zusammenstellung. 


„Ab 2020 haben wir Vollbeschäfti¬ 
gung“. Mit dieser vollmundigen An¬ 
kündigung gab Frank-Jürgen Weise, 
Chef der Bundesagentur für Arbeit, 
die Arbeitsmarktzahlen für Novem¬ 
ber bekannt. Die Medien sprachen 
von einem Rekord: Mehr als 43 Mil¬ 
lionen Erwerbstätige und nur noch 
2,7 Millionen Arbeitslose. Mit einer 
Arbeitslosenquote von nur 6,3 Prozent 
stehe Deutschland mit Österreich an 
der Spitze der Eurozone. Das deutsche 
„Jobwunder“ geht also weiter? 

In einzelnen Zeitungen ist auch von 
der sogenannten Unterbeschäftigung 
zu lesen, damit sind auch die krank 
gemeldeten Arbeitslosen und die Teil¬ 
nehmer an Arbeitsmarktmaßnahmen 
erfasst. Laut Definition des Sozialge¬ 
setzbuches sind nämlich alle „Teilneh¬ 
menden an Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik“ nicht arbeitslos. 
Aus den offiziell 2,7 Millionen Arbeits¬ 
losen werden so tatsächlich 3,5 Millio¬ 
nen - ein Plus von mehr als 800 000. 

Zu der sogenannten „stillen Re¬ 
serve“ zählen auch die Menschen, die 
sich mangels Hoffnung auf einen Job 
nicht als arbeitssuchend registriert ha¬ 
ben. Für 2014 schätzt das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit (IAB) 
diese Gruppe auf 274 000. Würde man 
sie hinzuaddieren, läge die Zahl der 
Arbeitslosen bei rund 3,8 Millionen. 
Bleibt noch die Zahl der Kurzarbei¬ 
ter, die nicht unwesentlich ist, um die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt zu erfas¬ 
sen. Sie lag von Januar bis Mai 2014 im 
Durchschnitt bei rund 137 000, neuere 
Zahlen liegen noch nicht vor. Der Ar¬ 
beitsausfall durch Kurzarbeit entsprach 
für diese Zeit im Durchschnitt 56 000 
Arbeitslosen. 

Die Auswirkung dieser statisti¬ 
schen Tricks fällt unterschiedlich aus. 
In der Krise von 2009 blieb die offizi¬ 
elle Arbeitslosenzahl vor allem wegen 
der 1,14 Millionen Kurzarbeiter nied¬ 
rig und auch die Zahl der Teilnehmer 
an Maßnahmen war 2010 mit 1,5 Mil¬ 
lionen sehr hoch. Das IAB schätzte die 
Zahl der nicht registrierten Arbeitslo¬ 
sen 2007 auf über 400 000. Durch die 
Manipulation der Statistik kann die 
Zunahme der Arbeitslosigkeit in der 
öffentlichen Darstellung relativiert 


werden, die negative Wirkung auf die 
Situation aller Beschäftigten und Er¬ 
werbslosen bleibt aber bestehen. 

Um mit einer niedrigen Arbeitslo¬ 
senquote zu glänzen, die oft mit ande¬ 
ren Ländern verglichen wird, die von 
der Bundesregierung zu „Reformen“ 
des Arbeitsmarktes getrieben wer¬ 
den, wird auch an der anderen Seite 
der Statistik gedreht - an der Bezugs¬ 
größe für die Quote. So wird meistens 
mit der Arbeitslosenquote bezogen auf 


„Ein großer Teil der Arbeitslosen 
ist nur kurz beschäftigt und dann 
wieder arbeitslos 


alle zivilen Erwerbspersonen gearbei¬ 
tet, also inklusive der rund 4,5 Millio¬ 
nen Selbstständigen. Nimmt man da¬ 
gegen die Zahl der 3,5 Millionen „Un¬ 
terbeschäftigten“, die realistischer die 
Arbeitslosigkeit abbildet und bezieht 
sie auf die Zahl der rund 38 Millionen 
abhängig Beschäftigten, liegt die Quo¬ 
te bei 8,3 Prozent. Das sind immerhin 
2 Prozentpunkte mehr als die offiziel¬ 
len 6,3 Prozent. 

Damit das „Jobwunder“ richtig gut 
aussieht, wird die Zahl der Beschäftig¬ 
ten künstlich in die Höhe getrieben. 
Ende August hat die Bundesagentur 
für Arbeit die Statistik „modernisiert“ 
und zählt jetzt auch 414 000 Beschäftig¬ 
te in Behindertenwerkstätten, Einrich¬ 
tungen der Jugendhilfe, Teilnehmer des 
Bundesfreiwilligendienstes sowie des 
freiwilligen sozialen oder ökologischen 
Jahres und Nebenerwerbslandwirte zu 
den sozialversichert Beschäftigten, ob¬ 
wohl deren BeschäftigungsVerhältnis¬ 
se zum Teil gar nicht entlohnt, sondern 
nur mit einer Aufwandsentschädigung 
bedacht werden. Ohne einen einzigen 
zusätzlichen Arbeitsplatz zu schaffen, 
wurde die Arbeitslosenquote gesenkt, 
wie der DGB kritisierte. 

Dennoch hat die Arbeitslosigkeit 
seit ihrem höchsten Stand von 4,8 Mil¬ 
lionen im Jahr 2005 abgenommen und 
die Zahl der Beschäftigten - auch die 
der sozialversicherungspflichtig Be¬ 
schäftigten - zugenommen. Hat sich 
deshalb die Lage der abhängig Be¬ 
schäftigten und die Bedingungen des 
Verkaufs der Arbeitskraft verbessert? 


Rund zwei Drittel der registrierten 
Arbeitslosen erhalten Arbeitslosengeld 
II, besser bekannt als Hartz IV. Sie er¬ 
füllen die Voraussetzungen für Ar¬ 
beitslosengeld I nicht. Dafür muss man 
mehr als 12 Monate in den letzten zwei 
Jahren sozialversicherungspflichtig be¬ 
schäftigt gewesen sein. Insgesamt gibt 
es 4,3 Millionen erwerbsfähige Emp¬ 
fänger von ALG II. Ein sehr großer 
Teil der Arbeitslosen ist also immer nur 
kurzfristig beschäftigt und dann wieder 
arbeitslos. Wie von Unternehmens Ver¬ 
tretern oft gefordert, „atmet der Ar¬ 
beitsmarkt“. Den Betroffenen bleibt oft 
die Luft weg, angesichts zunehmender 
Arbeitshetze und Existenzangst. Wie 
die Hans-Böckler-Stiftung Anfang De¬ 
zember veröffentlichte, sind 58,7 Pro¬ 
zent der Erwerbslosen von Armut be¬ 
troffen, verfügen also über weniger als 
60 Prozent des mittleren Einkommens. 
Damit liegt Deutschland an der Spitze 
der Armut bei Erwerbslosen in Europa. 

Während die Zahl der Beschäftigten 
gestiegen ist, sank die Zahl der Arbeits¬ 
stunden. Laut einer Studie des WSI lag 
das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolu¬ 
men 2012 auf dem Niveau von 1995 und 
niedriger als das von 1992. „Die Beschäf¬ 
tigung ist also wesentlich auf Arbeitsum- 


„Die Zahl der Beschäftigten 
steigt, die der Arbeitsstunden 
sinkt/' 


Verteilung zurückzuführen“, heißt es in 
dem Bericht, Stichworte sind Teilzeit¬ 
arbeit und geringfügige Beschäftigung. 
Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnaus¬ 
gleich geht zu Lasten der Beschäftigten. 
Zudem ist mit der Umstrukturierung des 
Arbeitsmarktes eine wesentliche Ver¬ 
dichtung der Arbeit verbunden. Laut 
dem DGB-Index „Gute Arbeit“ haben 
60 Prozent der Befragten den Eindruck, 
dass sie immer mehr Arbeit in der glei¬ 
chen Zeit schaffen müssen, 37 Prozent 
leisten unbezahlte Mehrarbeit. Der 
DGB fordert deshalb klare Regeln zur 
Eindämmung von Arbeitsstress, in im¬ 
mer mehr Tarifauseinandersetzungen 
spielt die Begrenzung von Überstunden 
und der Wochenarbeitszeit eine Rolle. 
Die DKP orientiert auf die Erkämp- 
fung einer 30-Stunden-Woche bei vol¬ 
lem Lohnausgleich und keiner Zunahme 


Auf der einen Seite steht eine gro¬ 
ße Menge an Arbeitskräften dem Ka¬ 
pital schnell austauschbar zur Verfü¬ 
gung und ist durch die Absenkung des 
Existenzminimums stark unter Druck 
gesetzt. Auf der anderen Seite sind die 
Beschäftigten erpressbar und entwe¬ 
der auf oft nicht existenzsichernde 
Teilzeit reduziert oder gehen im Ar- 


den. Die trotz Depression steigenden 
Gewinne der Unternehmen sind das 
Ergebnis. Das „Jobwunder“ entpuppt 
sich als relativ große industrielle Re¬ 
servearmee, die, wie Friedrich Engels 
sagte, „ein Bleigewicht an den Füßen 
der Arbeiterklasse in ihrem Existenz¬ 
kampf mit dem Kapital“ ist. 

Philipp Kissel 


Irreführende Werbung 

Sonntagsöffnung der Metro in Weiterstadt 


Streik bei Mercedes Bremen 

i ooo gegen Fremdvergabe und Arbeitshetze auf der Straße 



Am 1. Dezember ist die Frühschicht 
bei Mercedes in Bremen für ca. zwei¬ 
einhalb Stunden in den Streik ge¬ 
treten. Anlass waren die Verhand¬ 
lungen des Betriebsausschusses mit 
der Werksleitung über das Raubpa¬ 
ket, wie es in ähnlicher Form allen 
Werken aufgezwungen werden soll. 
Demnach geht es um die Fremdver- 
gabe (und damit Leiharbeit) Hun¬ 
derter von Arbeitsplätzen, um noch 
mehr Arbeitshetze und noch mehr 
Flexibilität (allein 2016 92 Sonder¬ 
schichten). Zusätzlich ging die Ak¬ 
tion gegen den Rausschmiß von 40 
Leiharbeiter-Kollegen. Rund 1 000 


marschierten trotz Kälte auf die Stra¬ 
ßen. 

Schon die letzten Wochen war es 
zu mehreren Aktionen gekommen; 
Streik der Logistiker der Dauer¬ 
nachtschicht, Hunderte Vertrauens¬ 
leute protestieren gegen die 75 Ab¬ 
mahnungen für die Logistiker (die 
daraufhin zurückgezogen werden 
müssen) und für die Übernahme der 
40 Leiharbeiter, 50 Vertrauensleute 
marschieren zu BR, VKL und 1. Be¬ 
vollmächtigten, um Aktionen einzu¬ 
fordern). 

Bereits im September hat die Be¬ 
legschaft in der Betriebsversammlung 


aller 3 Schichten einstimmig beschlos¬ 
sen, dass 1. alle Fremdvergaben der 
letzten 5 Jahre rückgängig zu machen 
sind, dass 2. keine weitere Fremdver¬ 
gaben erfolgen dürfen, sowie dass 3. 
ein Abkommen, wie das Sindelfinger, 
für Bremen nicht in Frage kommt. 
Damit wurde das Mandat für den Be¬ 
triebsrat klar festgelegt. 

In den Diskussionen der Kollegen 
kam immer wieder deutlich heraus, 
dass der Kampf über die Werke un¬ 
bedingt gemeinsam geführt werden 
muss und dass er noch lange nicht be¬ 
endet ist. 

Gerhard Kupfer 


„Große Hausmesse. Sonntagsöff¬ 
nung. Wir öffnen für unsere Kunden 
am Sonntag, den 09.11.2014“, so warb 
die Niederlassung Weiterstadt des 
Großhändlers Metro Cash & Carry 
Deutschland GmbH kurzfristig in 
zahlreichen regionalen Zeitungen 
und im Internet. Der von ver.di infor¬ 
mierte und angefragte Weiterstädter 
Bürgermeister Ralf Möller reagierte 
prompt und teilte mit, dass von Met¬ 
ro keine Ausnahmegenehmigung bei 
der Stadt Weiterstadt beantragt wor¬ 
den sei, dem Unternehmen eine sol¬ 
che aber möglicherweise vom Regie¬ 
rungspräsidium Darmstadt vorliege. 

Daraufhin wandte sich Rechtsan¬ 
walt Dr. Friedrich Kühn im Auftrag 
der Allianz für den freien Sonntag 
an das Regierungspräsidium mit der 
Bitte, umgehend zu prüfen, ob und 
auf welcher rechtlichen Grundlage 
die Öffnung erfolgen soll. Auch die 
Behörde ließ mit ihrer Antwort nicht 
lange auf sich warten und stellte klar, 
dass dem Unternehmen lediglich die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern 
im Rahmen einer von der Fa. Metro 
am 9. November 2014 geplanten so¬ 
genannten Ordermesse erteilt wor¬ 
den sei. Auf solchen Veranstaltun¬ 
gen werde zu den branchenüblichen 
Orderterminen des Großhandels ein 
repräsentatives Angebot einer grö¬ 
ßeren Zahl von Wiederverkäufern 
vorgestellt. 

Allerdings sei die Ausnahmege¬ 
nehmigung für die Sonntagsarbeit 


im Rahmen der o.g. Ordermesse 
erteilt worden. Deshalb dürften da¬ 
ran nur potentielle Wiederverkäu¬ 
fer der von der Metro vorgestellten 
Waren teilnehmen. Die Bewilligung 
berechtigt nicht zur Öffnung des 
Marktes in Weiterstadt für jeder¬ 
mann. Auch für manche der grund¬ 
sätzlich zum Einkauf bei Metro Be¬ 
rechtigten (z.B. Freiberufler, insti¬ 
tutionelle Verbraucher) ist mangels 
Wiederverkaufsabsicht die Teilnah¬ 
me nicht zulässig. 

Das Regierungspräsidium kriti¬ 
sierte die gezielte Irreführung der 
Metro-Anzeige in der Südhessen 
Woche vom 5. November 2014 des¬ 
halb, dass die Metro mit Anzeigen 
für eine Sonntagsöffnung wirbt, 
ohne auf die hier bestehenden Zu¬ 
gangsbeschränkungen in gebühren¬ 
der Art hinzuweisen. Aus diesem 
Grund habe die Behörde unver¬ 
züglich Kontakt mit Metro aufge¬ 
nommen und die Rechtslage bzw. 
die Reichweite der erteilten Bewil¬ 
ligung erläutert. 

Ein Beobachter aus Weiterstadt 
konnte am 9. November nicht zwei¬ 
felsfrei feststellen, ob es sich bei den 
mit Einkaufswagen durch den Groß¬ 
handelsmarkt drängenden Kunden 
tatsächlich und ausschließlich um be¬ 
rechtigte Besucher der Ordermesse 
handelte. Eine Kontrolle des Regie¬ 
rungspräsidiums Darmstadt am Ort 
sah er nicht. 

Horst Gobrecht 
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Kernspaltung bei E.on 

Verstaatlichung der Atomaltlasten wird befürchtet 



D er Düsseldorfer Energiekonzern 
E.on steht vor einem radikalen 
Wandel. Kürzlich hat Johannes 
Teyssen, Vorstandsvorsitzender des 
Konzerns, seine Pläne vorgestellt, das 
Unternehmen in zwei Gesellschaften 
zu teilen. Während die Aktie an der 
Börse einen Freudensprung machte, 
warnen Kritiker, der Konzern könne 
sich um die Kosten für den Atomaus¬ 
stieg drücken. 

Teyssen wolle E.on für die Zu¬ 
kunft fit machen, heißt es. Würde 
alles bleiben, wie es ist, könnte das 
Unternehmen weder in der klassi¬ 
schen Versorgung noch in den rege¬ 
nerativen Energien ein herausragen¬ 
der Akteur werden. „In beiden Wel¬ 
ten werden wir über die Zeit starken 
Unternehmen begegnen - wenn wir 
dann halb gar aufgestellt wären, wür¬ 
den wir untergehen“, sagte er in ei¬ 
nem Interview mit dem Handelsblatt. 
Deshalb soll im zweiten Halbjahr 
2016 das Geschäft mit der Energie¬ 


erzeugung aus Kohle, Atom und Gas 
abgetrennt und in ein neues Unter¬ 
nehmen überführt werden. Behalten 
will E.on die Ökostrom-Sparte, den 
Netzbetrieb und das Geschäft mit 
den Kunden. 

Werden die Pläne in dieser Form 
umgesetzt, gliedert der Konzern seine 
ertragsschwachen Teile aus. Zwar wür¬ 
de der Umsatz um die Hälfte auf etwa 
60 Milliarden Euro zurückgehen, doch 
zwei Drittel des Gewinnes vor Steu¬ 
ern, Zinsen und Abschreibungen wür¬ 
den im Konzern verbleiben. Während 
auch die Kraftwerke in Brasilien und 
Russland Teil der neuen Gesellschaft 
werden sollen, bleiben die 33 Millionen 
Vertriebskunden und die 26 Millionen 
Netzkunden im Konzern. 

Bad Bank für Atomkraftwerke 

Die Vorsitzende des Umweltausschus¬ 
ses im Bundestag Bärbel Höhn (Grü¬ 
ne) befürchtet, dass E.on eine Bad 
Bank für seine sieben Atomkraftwer¬ 


ke schafft, die dann vom Steuerzahler 
gerettet werden muss. Denn, so sagt 
sie, würden in dem neuen Unterneh¬ 
men vor allem die absterbenden Kon¬ 
zernteile gebündelt. Der Verdacht wird 
vom Bundeswirtschaftsministerium ge¬ 
teilt, auch wenn sich Wirtschaftsminis¬ 
ter Sigmar Gabriel betont gelassen gibt. 
„Wir passen auf, dass die Rückstellun¬ 
gen für den Rückbau von Atomkraft¬ 
werken und die nukleare Entsorgung 
gesichert bleiben“, ließ er verlauten. 

Die Energiekonzerne sind ver¬ 
pflichtet, die Lasten für den Abriss 
von Kernkraftwerken und für die 
Endlagerung der atomaren Abfäl¬ 
le selbst zu tragen. Dafür müssen sie 
Rückstellungen bilden. Die vier Ener¬ 
giekonzerne, RWE, E.on, EnBW und 
Vattenfall, haben zusammen Rück¬ 
stellungen im Wert von rund 40 Mil¬ 
liarden Euro gebildet. Auf E.on ent¬ 
fallen dabei 14,6 Milliarden Euro, die 
dann auch in der neuen Gesellschaft 
landen sollen. 


Doch bestehen berechtigte Zweifel, 
ob diese Summe überhaupt ausreicht. 
Ein ehemaliger E.on-Manager hatte 
gegenüber der Süddeutschen Zeitung 
gesagt, die Risiken der Entsorgung 
seien unübersehbar geworden. Es sei 
vor allem zweifelhaft, ob die Rück¬ 
stellungen richtig bewertet sind, heißt 
es in dem Blatt. Fachleute hätten dar¬ 
an erhebliche Zweifel, heißt es weiter. 
Denn das Geld liege nicht frei verfüg¬ 
bar auf einem Bankkonto, sondern sei 
investiert in Kraftwerke und niemand 
außerhalb des Konzerns habe genau¬ 
en Einblick in die Bilanzen und könne 
überprüfen, ob der Wert der Rückstel¬ 
lungen korrekt ermittelt wurde. 

Schon vor dreieinhalb Jahren hat¬ 
te der Bundesrechnungshof die Ge¬ 
heimniskrämerei rund um die Atom- 
Rückstellungen kritisiert. Wegen des 
Steuergeheimnisses hätten nur die 
Finanzämter Einblick in die Bücher. 
Aber den Betriebsprüfern fehle oft¬ 
mals das nötige Fachwissen, um be¬ 
urteilen zu können, ob die Höhe der 
Risikovorsorge angemessen ist. „Der 
Bundesrechnungshof hält eine besse¬ 
re staatliche Prüfung der Rückstellun¬ 
gen und eine umfassende Information 
von Parlament und Regierung für ge¬ 
boten“, hieß es damals. Der Vorschlag: 
Das Bundesamt für Strahlenschutz 
oder andere Fachbehörden sollen Zu¬ 
griff auf die Daten erhalten. Gefragt, 
ob die Bundesregierung die Empfeh¬ 
lung aufgegriffen habe, musste der Prä¬ 
sident des Bundesrechnungshofes Kay 
Scheller eingestehen, dass nichts in der 
Sache unternommen wurde. 

Brisant wird die Frage der Rückstel¬ 
lungen, weil der Wert der Kraftwerke in 
den letzten Jahren stark gesunken ist 
und E.on Abschreibungen in Milliar¬ 
denhöhe vornehmen musste. So lieferte 
sich beispielsweise der Konzern 2007 
einen erbitterten Übernahmekampf 
um Spaniens größten Strom- und Gas¬ 
versorger Endesa. Für 8,9 Milliarden 
Euro und 2,9 Milliarden weitergereich¬ 


te Schulden übernahm E.on Teile des 
Geschäfts in Spanien und einige Kraft¬ 
werke in Frankreich und Italien. Heute 
ist dieses Investment nur noch knapp 
zwei Milliarden Euro wert. 

Millionenverluste 

Im April hatte Teyssen schon gesagt: 
„In der Stromerzeugung in Europa ist 
die Situation nach wie vor kritisch. Bes¬ 
serung ist nicht in Sicht.“ Geändert hat 
sich daran bis heute nichts. Probleme 
gibt es für den Konzern auf allen rele¬ 
vanten Märkten: Deutschland, den an¬ 
deren EU-Staaten, Russland, Brasilien 
und der Türkei. So werden die Atom¬ 
kraftwerke in den nächsten Jahren 
eingemottet und sowohl die Kohle- als 
auch die Gaskraftwerke sind kaum aus¬ 
gelastet und arbeiten nicht wirtschaft¬ 
lich. Ein Viertel der konventionellen 
Kapazitäten wurden schon stillgelegt. 
Das Engagement in Brasilien und in 
der Türkei bringt dem Konzern auch 
nichts ein. In den ersten neun Mona¬ 
ten dieses Jahres erzielte E.on auf die¬ 
sen Märkten einen Verlust vor Steuern 
von 62 Millionen Euro. 

Wie die neue Gesellschaft unter 
diesen Voraussetzungen die Kosten 
für den Rückbau der Atomkraftwerke 
aufbringen soll, ist fraglich. Dem Ver¬ 
nehmen nach prüft die Bundesregie¬ 
rung, wieviel die Rückstellungen der 
vier Atomkonzerne noch wert sind. 
Noch in diesem Jahr soll eine von der 
Bundesregierung in Auftrag gegebene 
Studie fertiggestellt werden, welche die 
Auswirkungen der Konzernteilung auf 
Atomrückstellungen untersucht. 

Nach Bekanntwerden des beste¬ 
henden Umbaus von E.on beeilten sich 
sowohl Bundesumweltministerin Bar¬ 
bara Hendricks (SPD) als auch Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
zu betonen, dass eine Verstaatlichung 
der Risiken aus der Atomkraft ausge¬ 
schlossen sei. Ob es dabei bleibt, wird 
sich noch zeigen. Wahrscheinlich ist es 
nicht. Bernd Müller 


Gekommen um zu bleiben! 

Beschäftigte des Klinikum Neunkirchen für Erhalt der kommunalen Trägerschaft 


Neunkirchen ist eine ehemalige Stadt 
der Montanindustrie, jetzt Stadt des 
bekanntesten Konsumtempels in der 
Region, 50 000 Einwohner. Traditi¬ 
onell sozialdemokratisch verwaltet, 
mit anhaltend rückläufiger Anhänger¬ 
schaft, jedoch in einer „Stadtfront“ von 
der größten „Oppositionspartei“ CDU 
mitgetragen, hat die Stadt wie fast alle 
saarländischen Kommunen Geldsor¬ 
gen. Und jetzt auch noch das Städtische 
Krankenhaus. 

Erfolgreiche Kaputtsparpolitik 

Die Gewerkschaft ver.di Region Saar- 
Trier sieht jedes zweite Krankenhaus im 
Saarland wegen wirtschaftlicher Prob¬ 
leme in Gefahr, auch das Städtische Kli¬ 
nikum Neunkirchen. In 2013 betrug das 
Defizit 1,5 Millionen Euro, für dieses 
Jahr wird ein Defizit von 3,1 Mio. Euro 
erwartet. Umfangreiche notwendige 
Sanierungsmaßnahmen werden auch 
in Zukunft den Klinikhaushalt belas¬ 
ten. Die CDU/SPD-Landesregierung 
hatte im Rahmen der „Kaputtsparpo¬ 
litik“ (DKP) die Investitionszuschüsse 
für die Kliniken um die Hälfte gekürzt. 

Zusätzlich belastet wird der Kli¬ 
nikhaushalt durch den Neubau einer 
„Komfortklinik für betuchte Selbst¬ 
zahler“. 17,2 Mio. Euro kostete die Ab¬ 
teilung, 4,4 Mio. mehr als veranschlagt; 
die Amortisationsphase verlängert 
sich dadurch. Die Klinikleitung sieht 
in 160 000 Euro Überschuss bisher in 
diesem Jahr im VIP-Bau eine positive 
Entwicklung. Im Juli hatte die Klinik¬ 
leitung angekündigt, die internistische 
Station jetzt zu schließen und den am¬ 
bulanten Pflegedienst bis Ende des Jah¬ 
res zu schließen. Damit fällt im Raum 
Neunkirchen der einzige ambulante 
Pflegedienst weg, der bei Betroffenen 


mit Abstand als der Beste gewürdigt 
wird. Die Klinikleitung erwartet, mit 
einem Einsparkonzept ab 2019 wieder 
kostendeckend zu wirtschaften. 

Anfang Oktober überraschte die 
Stadtverwaltung Neunkirchen mit dem 
Konzept, das Krankenhaus zu verkau¬ 
fen, zumindest einen Mehrheitseig¬ 
ner zu gewinnen. Eine „renommierte“ 
(Saarbr. Zeitung) Unternehmensbera¬ 
tungsgesellschaft soll Kaufinteressen¬ 
ten sondieren. 

Das Städtische muss bleiben 

In einer Entschließung wertet die 
DKP das Konzept der Stadtverwal¬ 
tung als Ausdruck und Ergebnis der 
Kaputtsparpolitik im Saarland durch 
die Umsetzung der „Schuldenbremse“. 
Aus gesundheitspolitischen, aus sozial¬ 
politischen und gesellschaftspolitischen 
Gründen wird eine Privatisierung ab¬ 
gelehnt. Private Krankenhauskonzerne, 
auch die in kirchlichen Trägerschaften, 
arbeiten in erster Linie gewinnorien¬ 
tiert. Zu erwarten ist eine Sanierung, 
die zu Lasten der Beschäftigten geht 
mit Verschlechterungen für die Ver¬ 
sorgung von Patienten. Besonders pro¬ 
blematisch wäre ein Verkauf an einen 
christlichen Träger. Neben den bekann¬ 
ten Einschränkungen sozialer und de¬ 
mokratischer Rechte für die Beschäf¬ 
tigten würde damit das letzte Kranken¬ 
haus in nichtkirchlicher Trägerschaft in 
den Landkreisen Neunkirchen und St. 
Wendel aufgegeben. Die DKP regte an, 
eine Kampagne zu entwickeln, um die 
kommunale Trägerschaft zu erhalten. 
Schon einmal, in den 80er Jahren, war 
die beabsichtigte Schließung der dama¬ 
ligen Kinderklinik verhindert worden. 

Die ver.di-Betriebsgruppe protes¬ 
tierte auf gewerkschaftlichen Veran¬ 


staltungen gegen dieses Vorhaben. Mit¬ 
te November ging die Betriebsgruppe 
mit einer spektakulären Aktion in die 
Öffentlichkeit. Auf dem Stumm-Platz, 
dem zentralen Platz in Neunkirchen, 
wird eine 24-stündige Mahnwache 
durchgeführt. Pavillons bieten Schutz, 
ein Feuerkorb, heiße Getränke und 
Solidarität wärmen; ein ausgedientes 
Feuerwehrauto dient jetzt als Lautspre¬ 
cherwagen. Zum Auftakt der Mahnwa¬ 
che unterstützen Delegationen anderer 
Kliniken; Mitglieder der DKP, der Par¬ 
teien Die Linke und Die Piraten sind 
solidarisch. Angehörige der Beschäftig¬ 
ten und Bürger/Innen protestieren ge¬ 
gen den Plan der Stadt. 

„Wir erwarten vom Stadtrat und 
auch von Herrn Oberbürgermeister 
Jürgen Fried, dass die Stadt die Träger¬ 
schaft beibehält und ihrer Verantwor¬ 
tung für eine ausreichende und qualita¬ 
tiv hochwertige Gesundheitsversorgung 
für die Bevölkerung in Neunkirchen ge¬ 
recht wird und damit der Sicherung al¬ 
ler Arbeitsplätze nachkommt“, so Lisa 
Summkeller, für das Städtische Klini¬ 
kum Neunkirchen zuständige ver.di - 
Gewerkschaftssekretärin. 

ver.di lehnt die Beteiligung von pri¬ 
vaten oder kirchlichen Trägern im Städ¬ 
tischen Klinikum ab. „Darin sehen wir 
eine große Gefahr für die Kolleginnen 
und Kollegen wie auch für die medizi¬ 
nische Versorgung. Profitmaximierung 
auf Kosten der Menschen sowie die Be¬ 
schneidung von Arbeitnehmerrechten 
würden die Folge sein, dies werden wir 
nicht zulassen“, so Lisa Summkeller. 

Im Schichtdienst ziehen die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen die Mahnwache 
durch, bis zum Beginn der Stadtratssit¬ 
zung am nächsten Tag. In einem Pro¬ 
testzug ziehen sie vom Stumm-Platz 


zum Rathaus, den Hüttenberg hinauf, 
die traditionelle Demo-Strecke der ehe¬ 
mals kämpferischen Belegschaft des 
Neunkircher Eisenwerkes. Vor dem 
Rathaus werden die Forderungen und 
Argumente für den Erhalt als kommu¬ 
nales Krankenhaus wiederholt. 

Die Arroganz der 
Volksvertreter 

Die Demonstranten ziehen in den 
Ratssaal, die Zuschauertribüne ist völ¬ 
lig überfüllt. Das Thema der Demons¬ 
tranten kommt erst im nichtöffentli¬ 
chen Teil, wegen detaillierter Zahlen 
und Personalien. Die Fraktionsspre¬ 
cherin der Partei Die Linke beantragt, 
die allgemeinen Gesichtspunkte im öf¬ 
fentlichen Teil der Sitzung zu behan¬ 
deln. OB Fried erklärt, er werde mor¬ 
gen eine Pressekonferenz abhalten, 
die Beschäftigten brieflich informieren 
und auf Betriebsversammlungen Rede 
und Antwort stehen. Die „Ratsfront“ 
von SPD/CDU lehnt den Antrag auf 
öffentliche Diskussion ab. Oberbür¬ 
germeister und Fraktionssprecher der 
„Stadtfront“ wollen sich ihren Auftritt 
anderntags nicht nehmen lassen. So 
könnten die Beschäftigten und Unter¬ 
stützer eigentlich gehen. Sie bleiben 
und wirken als mahnende Kulisse. 

Die Pressekonferenz, sie bringt 
nichts Neues. OB Fried und die Frak¬ 
tionssprecher von SPD und CDU 
wiederholen Bekanntes, stellen die 
Beschäftigten und die Öffentlichkeit 
schon auf den zu erwartenden Sozial¬ 
abbau ein und verteilen zugleich Be¬ 
ruhigungspillen. „Fried (OB), Sch Wen¬ 
der (SPD) und Albert (CDU) glauben 
aber, dass man den Käufer vertraglich 
verpflichten kann, die Rechte der rund 
600 Beschäftigten weitgehend zu wah¬ 


ren. Dass der neue Betreiber einen ge¬ 
wissen Personalabbau anstrebt, um die 
Wirtschaftlichkeit des Hauses wieder¬ 
herzustellen, das bezweifelte niemand.“ 
{Saarbrücker Zeitung , 22.11.14, Neunk. 
Rundschau, S. 1) Der Wochenspiegel 
(Ausgabe Neunkirchen, (Saarbr. Zei¬ 
tung Verlag) titelte sogar: „Das Klini¬ 
kum ist nicht gefährdet“ (26.11.) Die 
gewerkschaftliche Aktion wird völlig 
verschwiegen, mit keinem Wort er¬ 
wähnt. 

Druckempfindlichkeit 

Das hatte wohl für interne Unruhe ge¬ 
sorgt. Der OB beeilte sich, tags darauf 
in einer Presseerklärung zu versichern, 
dass bei einer Übernahme alle Arbeits¬ 
plätze erhalten bleiben müssen. Und es 
müsse klar sein, dass bei den Rechten 
der Belegschaft keine Nachteile ent¬ 
stehen dürften. Auch werde frühestens 
erst im Frühjahr 2015 über die Zukunft 
der Klinik entschieden. 

Damit ist zunächst die Luft raus. Stadt¬ 
verwaltung und Gesundheits-Profitgei¬ 
er haben Zeit gewonnen. Aber auch 
ver.di und der Betriebsrat haben Zeit 
gewonnen. Diese sollte nicht unge¬ 
nutzt bleiben. 

In ihrer Entschließung hat die DKP 
angeregt: 

„Eine Privatisierung des Neunkircher 
Klinikums ist eine politische Entschei¬ 
dung - und dies kann verhindert wer¬ 
den, 

★ wenn die Beschäftigten und der Be¬ 
triebsrat, unterstützt von ver.di, sich 
dagegen wehren, 

★wenn die anderen Gewerkschaften 
in der Region Neunkirchen dies un¬ 
terstützen, 

★wenn in der Öffentlichkeit eine 
Kampagne dazu entwickelt wird, 
★wenn die Linken im Neunkircher 
Stadtrat, in den Gemeinden und im 
Kreistag Widerstand entwickeln. 

Die Mitglieder der DKP werden dies 
unterstützen.“ 

Rainer Dörrenbecher 
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um nicht einer Zuwanderung in die 
Sozialsysteme Tür und Tor zu öffnen“ 

CDU/CSU und SPD regeln Bleiberecht und Aufenthaltsbeendigung neu 


D er Gesetzentwurf der Bundesre¬ 
gierung bringt es auf den Punkt: 
Wer wirtschaftlich, ideologisch 
und kulturell hinreichend in dieses 
politische System integriert werden 
kann, der darf bleiben. Der gehört zu 
den Guten, denn er hält sich erfolgreich 
seit Jahren (mindestens acht Jahre) in 
Deutschland auf. Er sorgt sich um sei¬ 
nen Lebensunterhalt „durch aktive 
Teilnahme am Arbeitsmarkt“ Er hat 
„hinreichende deutsche Sprachkennt- 
nisse“ Er liefert ein „Bekenntnis zur 
freiheitlich demokratischen Grund¬ 
ordnung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land“ ab. Er verfügt über eine „grund¬ 
sätzlich gegebene Straffreiheit“Und: er 
hat „keine Bezüge zu extremistischen 
oder terroristischen Organisationen“ 
Kleiner Hinweis: Die Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK) gilt in Deutschland - 
in Übereinstimmung mit EU und USA 
- als „terroristische Vereinigung“ Wer 
die Bedingungen des Gesetzes nicht 
erfüllt, der muss damit rechnen, dass 
er - schneller als bisher - wieder ent¬ 
fernt wird. 

Das kann in Zukunft sehr repressiv 
erfolgen. Die meisten Flüchtlinge dürf¬ 
ten Deutschland nicht auf dem Luft¬ 
oder Seeweg erreicht haben, sondern 
über die Straße. Der Beginn der Stra¬ 
ße war allerdings außerhalb der deut¬ 
schen Grenzen. Also hätte Deutschland 
erst gar nicht betreten werden dürfen. 
Da die Flüchtlinge folglich keine Auf¬ 
enthaltsberechtigung haben, können 
sie nicht nur einfacher abgeschoben 
werden. Sie können auch den Stempel 
„Wiedereinreisesperre“ bekommen. 
Innenminister Thomas de Maiziere 
(CDU) hätte gerne eine Sperre von bis 
zu zehn Jahren. Wer verdächtigt wird, 
dass er sich der Abschiebung widerset¬ 
zen könnte, kann sofort inhaftiert wer¬ 
den („Ausreisegewahrsam“). 


Pressemitteilung: Annähernd 400 Teil¬ 
nehmer zählten die Veranstalter bei 
dem diesjährigen Friedenspolitischen 
Ratschlag an diesem Wochenende an 
der Universität Kassel. Die Veranstal¬ 
tung versteht sich als eine Plattform zur 
Diskussion aktueller Analysen und der 
inhaltlichen Vorbereitung notwendiger 
Friedensaktionen, was mit Referenten 
aus Wissenschaft und Politik sowie frie¬ 
denspolitisch Aktiven erfolgt. Letzere 
stehen für mehr als 150 örtliche und regi¬ 
onale Friedensinitiativen sowie bundes¬ 
weite Organisationen, die sich einer Po¬ 
litik für den Frieden verpflichtet sehen. 
Mit einem Programm von insgesamt 34 
Plenumsvorträgen, parallelen Foren, 
Workshops und Diskussionsrunden wur¬ 
de die gesamte Bandbreite friedenspoli¬ 
tischer Themen diskutiert und überlegt, 
welche Forderungen und Aktivitäten die 
Friedensbewegung voran bringen. Vom 
Ukraine-Konflikt über den IS-Terror bis 
hin zu andauernden Interventionskrie¬ 
gen wurden Alternativen erörtert, wie 
dieser Eskalation zum permanenten 
Krieg eine Politik für den Frieden entge¬ 
gen gesetzt werden kann. Dazu gehörte 


Wer von Schiebern abgezockt wur¬ 
de und dafür „erhebliche Geldbeträ¬ 
ge“ berappen musste, kann genau dafür 
ebenfalls hinter Gittern landen. Auch 
diese Verschärfung wird von Pro Asyl 
scharf attackiert. Gegenwärtig sind 


40 000 Ausreisepflichtige ohne Dul¬ 
dung im Lande. 

Pro Asyl hatte schon vor der Verei¬ 
digung des Kabinetts auf das Grundge¬ 
setz an die große Koalition appelliert: 
„Deutschland braucht eine neue Blei¬ 
berechtsregelung, die den vielen lang¬ 
jährig nur geduldeten Menschen end¬ 
lich eine sichere Lebensperspektive 
bietet. Noch immer leben in Deutsch¬ 
land fast 86 000 Menschen mit einer 
Duldung ( Das Handelsblatt nennt 
„mehr als 100 000 Geduldete“), rund 
36 000 bereits länger als sechs Jahre. 
Über 22 000 der Geduldeten sind min¬ 
derjährig. Aus den Fehlern der vergan¬ 
genen Bleiberechtsregelungen sollten 


auch die Diskussion über politische Ak¬ 
tionsschwerpunkte des nächsten Jahres, 
insbesondere den 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung von Faschismus und Krieg zum 
8. Mai 2015. Im Hinblick darauf wird es 
vielfältige Aktionen geben. 

Im Vorfeld dazu wurde von dem 
Bundesausschuss Friedensratschlag ein 
aktueller 15-Punkte-Katalog mit Frie¬ 
denspolitischen Forderungen für 2015 
beschlossen und den Teilnehmern der 
Veranstaltung als Leitfaden und Ar¬ 
beitsgrundlage für Aktionen im nächs¬ 
ten Jahr unterbreitet. Unter anderem 
sind darin Forderungen zu den Kon¬ 
fliktherden in der Ukraine und dem 
Nahen Osten enthalten, sowie gegen 
Bundeswehr-Auslandseinsätze, Kampf¬ 
drohnen und Rüstungsexporte. 

Am Abschluss des Kongresses stand 
eine Resolution, die sich unter der Über¬ 
schrift „Gemeinsame Sicherheit statt 
Konfrontation“ als dringender Appell 
an die politisch Verantwortlichen in Re¬ 
gierung und Politik wendet. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: Lühr Henken , Karl-Heinz Peil 


nun endlich die richtigen Konsequen¬ 
zen gezogen werden: Zu jung, zu alt 
oder zu arm für ein Bleiberecht - die¬ 
ser Effekt früher Regelungen muss au¬ 
ßer Kraft gesetzt werden. Wir brauchen 
eine neue Bleiberechtsregelung, die 


stichtagsunabhängig ist und keine un¬ 
erfüllbaren Bedingungen an die betrof¬ 
fenen Menschen stellt.“ - Die Abspra¬ 
chen in der Koalition zu verschärfter 
Abschiebung und geregelter Duldung 
dauerten danach Monate. 

Massiv auch die Kritik aus dem 
DGB. Annelie Buntenbach aus dem 
Bundesvorstand erklärte: „Die Neure¬ 
gelung zum Bleiberecht ist keine Lö¬ 
sung zur besseren Integration, sondern 
eine Altfallregelung, von der nur we¬ 
nige werden profitieren können. Die 
zweijährige Bewährungsfrist birgt vor 
allem die Gefahr, dass die geduldeten 
Ausländer in jeden noch so miesen Job 
gedrängt werden und sich im Zweifel 


ausbeuten lassen müssen, um der Ab¬ 
schiebung zu entkommen. Gleichzeitig 
wird ihnen der nötige Bewegungsspiel¬ 
raum genommen, indem sie in den ein¬ 
zelnen Bundesländern weiter auf Sach¬ 
leistungen und Sammelunterkünfte 
verwiesen werden können. So wird es 
nahezu unmöglich gemacht, beispiels¬ 
weise die Fahrt zu einem Bewerbungs¬ 
gespräch zu finanzieren. Damit verbaut 
die Bundesregierung ihnen weiterhin 
die Perspektive, in Deutschland Fuß zu 
fassen.“ 

Pro Asyl legt die Finger in die Wun¬ 
de: „Es ist inhuman, alte, kranke oder 
behinderte Menschen vom Bleiberecht 
auszuschließen. Eine Aufenthaltser¬ 
laubnis muss auch gewährt werden, 
wenn Menschen nicht arbeiten kön¬ 
nen, weil sie alt, krank oder behindert 
sind, Angehörige pflegen oder Kinder 
erziehen ... Eine neue Bleiberechtsre¬ 
gelung muss verhindern, dass Familien 
auseinandergerissen werden.“ 

Die Mängel des neuen Gesetzes 
wiegen die wenigen positiven „Refor¬ 
men“ nicht auf: Aufenthaltserlaubnis 
gibt es nach positiver Prognose ab vier 
Jahren Aufenthalt in Deutschland. Der 
Bewerber muss jünger als 27 Jahre sein. 
Für 18 Monate darf er bleiben, wenn es 
um die Anerkennung eines Berufsab¬ 
schlusses geht. 

CDU/CSU und SPD können im 
Bundestag nun durchziehen. Das Ge¬ 
setz bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates (Länderkammer). Der 
Bürger, die Bürgerin ausländischer 
Herkunft bleiben bestenfalls geduldet. 
Wer „Frontex“ (EU-Küstenwache) 
oder „Mare nostrum“ (italienische 
Küstenwache) hinter sich gelassen hat, 
kann auch weiterhin nicht mit einer 
vom Humanismus gespeisten Willkom¬ 
menskultur rechnen. 

Uwe Koopmann 


Der Feind in meinem Bett 

Andrej Hunko, Bundestagsabgeordne¬ 
ter der Linkspartei, hat von Polizeispit¬ 
zeln eingesetzte Sexualität als emotio¬ 
nalen Missbrauch bezeichnet. So habe 
die im Auftrag der Bundesanwaltschaft 
eingesetzte verdeckte Ermittlerin Iris P. 
in ihrem Einsatzumfeld Liebesbeziehun¬ 
gen unterhalten, womit das zuständige 
Bundeskriminalamt (BKA) eine rote 
Linie überschritten habe. Die Hambur¬ 
ger LKA-Beamtin Iris P. hat nach Anga¬ 
ben einer Recherchegruppe sechs Jahre 
lang Hamburger linke Zusammenhänge 
und Journalisten ausgespäht und dabei 
auch Liebesbeziehungen unterhalten. 
„Von Polizeispitzeln eingesetzte Sexua¬ 
lität ist emotionaler Missbrauch. Dabei 
macht es keinen Unterschied, ob es sich 
um Ziel- oder Kontaktpersonen bzw. ihr 
befreundetes Umfeld handelt. Hier zählt 
einzig das Gefühl der Betroffenen, wenn 
diese erfahren, dass sie von Polizist/in¬ 
nen teilweise jahrelang emotional ge¬ 
täuscht wurden“, kritisierte Hunko. 

„Der Einsatz von Iris P. wurde von 
einem ,VE-Führer 4 des LKA Hamburg 
geleitet. Damit ist der Hamburger Senat 
in der Pflicht, den emotionalen Miss¬ 
brauch zu untersuchen. Denn sofern die¬ 
se ,Liebesbeziehungen 4 aus taktischen 
Erwägungen erfolgten, besteht sogar ein 
Beweisverwertungsverbot. Nach meiner 
Ansicht handelt es sich auch dann um 
faktische Liebesbeziehungen 4 , wenn die¬ 
se zur Aufrechterhaltung von Tarniden¬ 
titäten begonnen werden“, monierte der 
Bundestagsabgeordnete. Er forderte die 
Bundesregierung außerdem auf, „recht¬ 
liche Klarheit“ zu schaffen und „alle im 
Dienst ihrer Spitzel erfolgten sexuellen 
Kontakte“ aufzuklären. (bern) 

Protest gegen PKK-Verbot 

Bis zu 3 000 Menschen haben am ver¬ 
gangenen Samstag in Köln gegen die 
bundesdeutsche und europäische Asyl¬ 
politik sowie für die Aufhebung des 
PKK-Verbots demonstriert. Unter dem 
Motto „Grenzen überwinden! PKK- 
Verbot aufheben!“ hatte ein breites 
Bündnis antirassistischer, kurdischer 
und weiterer linker Gruppen zum Pro¬ 
test gegen die an diesem Wochenende 
stattfindende Innenministerkonferenz 
(IMK) aufgerufen. „Indem wir öffent¬ 
lich für die Aufhebung des PKK-Ver¬ 
bots eintreten, können wir für die Le¬ 
gitimität der kurdischen Befreiungs¬ 
bewegungen kämpfen und den Preis 
für die staatliche Repression hochtrei¬ 
ben“, äußerte Jan Lis, Sprecher der „In¬ 
terventionistischen Linken Düsseldorf 
- See Red!“ im Vorfeld der Proteste. 
Künftig müsse es „einen breiten öffent¬ 
lichen Aufschrei geben“, wenn wieder 
ein Prozess wegen vermeintlicher Un¬ 
terstützung der PKK stattfinde. „Dann 
wird auch deren Verbot wackeln“, so 
Lis weiter. (bern) 

Antifaschistische 
Aktionen geplant 

Magdeburg. Antifaschisten mobili¬ 
sieren für Januar zu Aktionen gegen 
einen dann erneut drohenden Nazi¬ 
aufmarsch. So jährt sich der Tag der 
Bombardierung Magdeburgs durch 
die Alliierten am 16. Januar 2015 zum 
70. Mal. Zwar lägen derzeit noch kei¬ 
nerlei Anmeldungen seitens der Nazis 
vor. Dass diese jedoch auf ihre Akti¬ 
vitäten verzichten könnten, gilt als na¬ 
hezu ausgeschlossen, so die örtlichen 
Antifaschisten. In den letzten Jahren 
hatten sich die Nazis immer an dem 
Samstag versammelt, der dem 16. Ja¬ 
nuar am nächsten liegt. 2015 wäre das 
der Folgetag, der 17. Januar. Da es aber 
zur Zeit keine Anmeldungen gibt, ist 
nicht auszuschließen, dass es bereits 
am Abend des 16. Januar zu Nazi-Ak¬ 
tionen kommen kann. Auch können 
der 10. und der 24. Januar nicht aus¬ 
geschlossen werden. „Das Aktions¬ 
konzept für den 17. Januar 2015 muss, 
neben dem Hauptziel der Blockade, 
das Zusammenspiel von unterschiedli¬ 
chen Aktionsformen ermöglichen und 
muss auch für die erwarteten Massen 
von Teilnehmenden eine realistische 
und attraktive Handlungsperspektive 
eröffnen“, so das Bündnis „Magdeburg 
Nazifrei“, welches unter anderem von 
der ver.di-Jugend Sachsen-Anhalt und 
verschiedenen antifaschistischen Orga¬ 
nisationen unterstützt wird, in einer Er¬ 
klärung. (bern) 


21. Friedenspolitischer 
Ratschlag 2014 in Kassel 
mit reger Beteiligung 



VVN-BdA: 
Kriegsvorbereitung 
einstellen, Frieden in 
Europa sichern! 

8. Dezember 2014, Bundessprecherinnenrat: Mehr denn je seit dem Ende des 
Kalten Krieges haben wir Anlass zur Sorge um den Frieden in Europa. 

Mit dem 2-plus-4-Vertrag, der die Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
erst möglich gemacht hat, sollte die Block-Konfrontation enden. Wesentliche 
Bedingung von Seiten der damaligen Sowjetunion war die Zusage, dass der 
Osten Deutschlands atomwaffenfrei bleiben sollte und die NATO keine Er¬ 
weiterung bis an die Grenzen der Sowjetunion anstrebe. Im „Gemeinsamen 
Europäischen Haus“ sollten alle Staaten in Sicherheit zusammen leben. 
Seitdem haben sich NATO und EU Schritt für Schritt an die heutigen Gren¬ 
zen Russlands heran erweitert. Mit der Einbeziehung der Ukraine in EU und 
NATO-Strategie wurde eine neue explosive Situation geschaffen. Die EU ist in 
diesem Konflikt kein Vermittler, sondern (Mit-) Verursacher. Die Bundesregie¬ 
rung muss in dieser Situation ihre historische Verantwortung für den Frieden 
in Europa wahrnehmen. 

Wir fordern deshalb von der Bundesregierung, sich an die Zusagen an 
Michail Gorbatschow zu erinnern und die russischen Sicherheitsinteressen 
ernst zu nehmen. Das bedeutet 
Keine weitere Ausweitung der NATO nach Osten! 

Keine provozierenden Manöver an den russischen Grenzen! 

Schluss mit antirussischer Propaganda und Drohgebärden! 

Einspruch gegen die Eskalationsstrategie, die besonders von Polen und den 
baltischen Staaten gefordert und von NATO-Generalsekretär Stoltenberg auf¬ 
gegriffen wird! 

Kein Schulterschluss mit der ukrainischen Regierung, die sich politisch und 
militärisch auf die reaktionärsten Kräfte des Landes unter Einschluss faschis¬ 
tischer Parlamentarier und Milizen stützt! 

Es drängt sich der Verdacht auf, dass die gefährliche Situation in der Ukraine 
genutzt werden soll, um mit der Neuaufstellung der „Speerspitze“ genannten 
multinationalen Eingreiftruppe unter deutscher Führung der von Bundesprä¬ 
sident Gauck mehrfach geforderten „Übernahme von mehr Verantwortung“ 
näher zu kommen. 

Wir sagen NEIN zur weiteren Militarisierung der deutschen Politik! 

Schluss mit den Auslandseinsätzen! 

Abrüstung statt Interventionsarmee! 

Kein Werben für 4 s Töten und Sterben! 

Dort, wo künftige Kriege vorbereitet werden, werden wir gemeinsam mit un¬ 
seren Freunden aus der Friedensbewegung Widerstand leisten. 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA) e.V. 

Bundesvereinigung 
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Vorgezogene Neuwahl in Israel 

Am 17. März findet in Israel eine vorge¬ 
zogene Neuwahl der Knesset statt. Das 
beschloss des israelische Parlament zu¬ 
gleich mit seiner Auflösung nach nur 
knapp zwei Jahren Amtszeit. Zuvor 
hatte Regierungschef Netanjahu sei¬ 
ne Koalition durch die Entlassung von 
zwei Ministern am 2. Dezember zum 
Platzen gebracht. 

Laut Presseberichten war der letzte 
Stein des Anstoßes neben anderen Dif¬ 
ferenzen der Umstand, dass sechs Minis¬ 
ter gegen Netanjahus Absicht opponiert 
hatten, Israel per Verfassungsänderung 
offiziell zu einem „jüdischen Staat“ zu 
erklären. Für die in Israel wohnenden 
Araber, immerhin fast 1,3 Millionen 
Menschen, 20 Prozent der Gesamtbevöl¬ 
kerung, würde das bedeuten, dass sie da¬ 
mit zu Staatsbürgern zweiter Klasse er¬ 
klärt werden. Außenminister Lieberman 
hatte darüber hinaus in einem Manifest 
seiner rechtsextremen Partei „Israel Bei- 
tenou“ kürzlich im Sinne einer „ethni¬ 
schen Säuberung“ Israels gefordert, die 
israelischen Araber sollten eine Prämie 
erhalten, wenn sie die israelische Staats¬ 
bürgerschaft auf geben und aus wandern. 

Zusätzlicher Konfliktstoff war, dass 
Justizministerin Tzipi Livni von der li¬ 
beralen „Hatnua“-Partei gesagt hatte, 
weitere Bauten in Ost-Jerusalem seien 
„verantwortungslos“, während Netan¬ 
jahu sich nachdrücklich für den Aus¬ 
bau der jüdischen Siedlungen einsetzt. 
Gleichzeitig mit Livni wurde Finanzmi¬ 
nister Yair Lapid von der bürgerlichen 
„Yesh Atid“-Partei gefeuert. Er soll sich 
geweigert haben, Netanjahus Forderung 
nach der Erhöhung des Militäretats um 
1,5 Milliarden Dollar zuzustimmen. 

Späte Entschädigung 

Nach mehr als 60 Jahren erhalten fran¬ 
zösische Bergarbeiter, die nach den gro¬ 
ßen Bergarbeiterstreiks von 1948 und 
1952 von der damals staatlichen Berg¬ 
baugesellschaft wegen aktiver Teilnah¬ 
me am Streik entlassen worden sind 
(oder ihre Nachkommen), nun eine be¬ 
scheidene Entschädigung für das erlit¬ 
tene Unrecht. Das hat der französische 
Senat kürzlich auf Betreiben der sozi¬ 
alistischen Justizministerin Christine 
Taubira beschlossen. „Die Französische 
Republik anerkennt den diskriminie¬ 
renden und missbräuchlichen Charak¬ 
ter der Entlassung wegen Streikbetei¬ 
ligung der streikenden Bergarbeiter 
von 1948 und 1952“, heißt es in dem 
Beschluss. Die Entschädigung beträgt 
30 000 Euro pro Betroffenem. Die Sum¬ 
me wurde in den Haushalt 2015 einge¬ 
plant. Allerdings leben von den damals 
Entlassenen nur noch rund 30. 

Der Bergarbeiterstreik von 1948 war 
eine der größten Kampfaktionen in den 
Bergbauregionen Lothringen und Pas- 
de-Calais. Die Kumpel wehrten sich ge¬ 
gen eine von der Regierung verordnete 
Kürzung von Löhnen und Sozialleistun¬ 
gen. Die damalige „sozialistische“ Re¬ 
gierung, entstanden nach der Entlassung 
der kommunistischen Minister aus den 
Nachkriegskabinetten im Jahr zuvor im 
Zeichen des begonnenen kalten Krieges, 
hatte gegen die Streikenden alle Regis¬ 
ter antikommunistischer Diffamierung 
gezogen. Sie behauptete, der Streik sei 
von den Kommunisten organisiert und 
von der Komintern sowie „von Moskau“ 
gesteuert. Als Polizeikräfte zur Unter¬ 
drückung nicht ausreichten, wurde die 
Armee eingesetzt, die Regionen besetz¬ 
te und sogar Streikposten beschoss. Ein 
Toter war die Folge. Die Bergarbeiter ha¬ 
ben einen jahrzehntelangen Kampf um 
die Aufhebung der damals verhängten 
Strafen und um Entschädigung für die 
unrechtmäßigen Entlassungen geführt. 

PP 


Durch einen Übertragungsfehler wurde 
in der letzten UZ im Interview „Hinter 
den Drogenkartellen steht der Staat“ 
aus der für die Geschehnisse politisch 
verantwortlichen „Partei der Demokra¬ 
tischen Revolution“ (PRD) versehent¬ 
lich die „Revolutionär-Institutionelle 
Partei“ gemacht, deren Kürzel PRI lau¬ 
tet. Beide sind Mitglied der Sozialisti¬ 
schen Internationale und die PRD auch 
des Forum von Säo Paulo. Während die 
PRI Mexikos Staatspräsidenten stellt, 
regiert die PRD sowohl im Bundesstaat 
Guerrero als auch in der Stadt Iguala, 
wo die Morde an den 43 Studierenden 
stattfanden. 


Plötzlich nur noch Entwicklungsländer? 

In Lima tagt die Klimakonferenz 



Man kennt sich, man versteht sich, und der Dreck wird nicht weniger 


Heute, am Erscheinungstag dieser UZ, 
geht der Klimagipfel in der peruani¬ 
schen Hauptstadt Lima zu Ende. Die 
Unterhändler aus fast 200 Ländern 
sind dort zusammengekommen, um 
einen neuen Weltklimavertrag vorzu¬ 
bereiten. Dieser soll im kommenden 
Jahr in Paris beschlossen werden und 
festschreiben, welche Verpflichtungen 
jedes Land eingehen will. 

Beobachter schilderten eine opti¬ 
mistische Stimmung zu Beginn des Gip¬ 
feltreffens. Es dauerte aber nur wenige 
Tage bis alte Streitfragen wieder in den 
Vordergrund rückten. Die erste Woche 
verlief recht zufriedenstellend, sagten 
Konferenzteilnehmer gegenüber dem 
Online-Magazin klimaretter, info . Das 
solle aber nicht darüber hinwegtäu¬ 
schen, dass erst in der zweiten Woche 
über die wirklich strittigen Fragen dis¬ 
kutiert werden sollte. 

Es sind sich zwar alle weitgehend 
einig, dass etwas getan werden sollte, 
nicht aber darüber, wer wie viel tun 
muss. So stritten die Diplomaten bei¬ 
spielsweise darüber, wie die freiwilligen 
Verpflichtungen gemeldet werden müs¬ 
sen. Die Industrieländer pochten dar¬ 
auf, dass alle Länder aufzeigen sollen, 
wie sie den Ausstoß von Klimagasen 
verringern wollen. Die „gemäßigten“ 
Entwicklungsländer möchten darüber 
hinaus, dass gesondert festgehalten 
werden solle, was die Staaten zur An¬ 
passung an den Klimawandel tun wol¬ 
len und ob sie andere mit Geld und 
Technologie unterstützen wollen. Die 
„Gruppe der Gleichgesinnten“, die sich 
rund um Saudi-Arabien, China, Indi¬ 
en und Venezuela gebildet hat, möchte, 
dass auch weiterhin zwischen Indust¬ 
rie- und Entwicklungsländern unter¬ 
schieden wird. 

Dieser Streit ist bedeutend, denn 
die freiwilligen Verpflichtungen sollen 
nicht rechtlich, sondern nur politisch 
verbindlich sein. Außerdem sind keine 
Sanktionen vorgesehen für den Fall, 
dass ein Land sich nicht an den Plan 
hält. Verbindlich wären dem Verneh¬ 
men nach nur finanzielle Zusagen für 
den Klimafonds, aus dem Maßnahmen 
zur Anpassung an den Klimawandel 
bezahlt werden sollen. 

Auf der Klimakonferenz in War¬ 
schau war Ende 2013 beschlossen 
worden, dass alle Staaten, „die dazu 
in der Lage sind“, im März 2015 Vor¬ 
schläge präsentieren sollen, was sie in 
den neuen Klimavertrag einbringen. Je¬ 
des Land solle selbst entscheiden, wie 
entwickelt es ist und welchen Beitrag 
es deswegen übernehmen will. Dieses 
Vorgehen gefällt manchen Ländern 
aus der „Gruppe der Gleichgesinnten“ 
nicht. Kuba befürchtet zum Beispiel, 
dass es zu einem Rückschritt führt. 
Niemand wisse, ob sich nicht vielleicht 
alle Industrieländer plötzlich als Ent¬ 
wicklungsländer definieren, sagte ein 
Vertreter der kubanischen Delegation 
dem Online-Magazin klimar etter, info. 

Der wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung für Umweltfra¬ 


gen (WBGU) hat berechnet, dass bis 
2050 nur noch 750 Milliarden Tonnen 
Treibhausgase emittiert werden dürf¬ 
ten, um das international anerkannte 
Zwei-Grad-Ziel mit einer Zwei-Drit- 
tel-Chance einzuhalten. Dafür sind 
entschiedene Schritte notwendig, doch 
diese lassen auf sich warten. Immer¬ 
hin wurden einem Bericht des UN- 
Umweltprogramms Unep zufolge vor 
zwei Jahren noch 54 Milliarden Ton¬ 
nen emittiert. Die Welt steuere auf ein 
Emissionsvolumen von 59 Mrd. Tonnen 
zu, heißt es dort. Selbst die bisherigen 
Zusagen würden nicht ausreichen. Mit 
ihnen würden die Emissionen bis 2020 
vielleicht auf 52 Mrd. Tonnen sinken. 

Die deutschen Leitmedien haben 
sich zu Beginn der Klimakonferenz 
redlich bemüht, die Verantwortung für 
die Emissionen vom Westen weg auf 
China zu schieben. China sei der größ¬ 
te Umweltsünder und von ihm hänge es 
ab, ob es zu einem neuen Klimavertrag 
komme. „Machen die Chinesen nicht 
mit, werden die Emissionen steigen, 
und der Plan wird scheitern“, wusste 
Die Zeit. Aber das ist nicht einmal die 
halbe Wahrheit. 

Zwar liegt China mit seinen Emis¬ 
sionen von 8,8 Mrd. Tonnen Treibh¬ 
ausgase im Jahr deutlich vor den USA 
(5,5 Mrd. Tonnen). Aber der durch¬ 
schnittliche Chinese ist nur für 6,4 Ton¬ 
nen Kohlendioxid verantwortlich, im 
Gegensatz zu 17,4 Tonnen C0 2 eines 
durchschnittlichen US-Amerikaners 
oder Kanadiers. Jeder Deutsche verur¬ 
sacht im Durchschnitt mit 10 Tonnen 
C0 2 auch deutlich mehr Emissionen als 
ein Chinese. 

Während sich die EU verpflichte, 
die Emissionen bis 2030 um 40 Prozent 
zurückzufahren, schrecke China vor 
solchen absoluten Zahlen zurück, be¬ 
richtete das Handelsblatt. Dabei werden 


allerdings die umweltpolitischen Be¬ 
mühungen der chinesischen Regierung 
unterschlagen. So investierte China im 
vergangenen Jahr mit 56 Mrd. US-Dol¬ 
lar mehr in „grüne“ Energien als alle 
europäischen Länder zusammen. Ende 
2013 standen in China Windräder mit 
einer Leistung von 91 000 Megawatt, 
was mehr ist als in irgendeinem ande¬ 
ren Land. Im letzten Jahr wurde jede 
dritte weltweit gebaute Solaranlage in 
China errichtet. Ab 2016 soll es ein na¬ 
tionales Emissionshandelssystem geben 
und bis 2030 soll ein Fünftel des gesam¬ 
ten Stroms aus regenerativen Quellen, 
aber auch aus der Atomkraft stammen. 

Das chinesische Industrieministeri¬ 
um hat im Oktober angekündigt, stär¬ 
keren Einfluss auf den Verkehrssektor 
zu nehmen. Autobauer, deren Neuwa¬ 
gen mehr verbrauchen als deklariert 
wurde, sollen in ihrer Entwicklung ge¬ 
bremst werden. Ebenso gibt es strenge¬ 
re Vorschriften für den Spritverbrauch 
von Neuwagen. Ferdinand Dudenhöf- 
fer, Direktor des CAR-Instituts an 
der Universität Duisburg-Essen, sagte 
dazu, China trete „deutlich entschiede¬ 
ner auf als die europäische und deut¬ 
sche Umwelt- und Verbraucherpolitik.“ 

Demgegenüber steht das Engage¬ 
ment der USA: Im vergangenen Jahr 
stellte die Obama-Administration ei¬ 
nen umfassenden Klimaaktionsplan 
vor, aus dem eine Reihe von Initiati¬ 
ven hervorgegangen sind. So stellte die 
Umweltbehörde (EPA) neue Standards 
für den Neubau von Kraftwerken vor; 
im März 2014 veröffentlichte das Weiße 
Haus ein Strategiepapier zur Reduktion 
von Methanemissionen, die u.a. beim 
Fracking anfallen. Strengere Standards 
für Lastkraftwagen sind ebenso geplant. 
Besonderes Gewicht hat der Clean-Po- 
wer-Plan, da die Kraftwerke für 40 Pro¬ 
zent des gesamten C0 2 -Ausstoßes ver¬ 


antwortlich sind. Der Plan legt C0 2 - 
Grenzen für die über 1000 Kohle- und 
Gaskraftwerke in den USA fest. Wird 
er komplett umgesetzt, sollen die Kraft¬ 
werke bis 2030 um 30 Prozent weniger 
Kohlendioxid in die Atmosphäre pus¬ 
ten als 2005. 

Ob der Plan allerdings die Präsi¬ 
dentschaft von Barack Obama über¬ 
dauern wird, ist fraglich. Erst zwischen 
2017 und 2019 soll in die Phase der 
Zustimmung und Überarbeitung des 
Plans eingetreten werden. Doch 2017 
wird es einen neuen US-Präsidenten 
geben und ob dieser dem Plan folgt, 
steht in den Sternen. Die Republikaner 
bekämpfen ihn bereits jetzt und haben 
weiteren Widerstand angekündigt. Sie 
haben außerdem angekündigt, keinen 
internationalen Klimavertrag ratifizie¬ 
ren zu wollen, der den USA konkrete 
Verpflichtungen auferlegt. 

Einen entscheidenden Beitrag wird 
der Clean-Power-Plan nicht leisten, 
auch wenn er umgesetzt würde, ist sich 
Susanne Dröge von der Stiftung Wis¬ 
senschaft und Politik (SWP) sicher. Seit 
2005 seien die C0 2 -Emissionen des 
Kraftwerksparks bereits um 13 Pro¬ 
zent gesunken. Für die restlichen Sek¬ 
toren (z.B. Privathaushalte, Industrie) 
fehlen allerdings ähnliche Pläne. Die 
Abhängigkeit von fossilen Energieträ¬ 
gern werde auch nicht grundlegend re¬ 
duziert, sondern lediglich auf Erdgas 
verlagert. Mit dem Clean-Power-Plan 
werde lediglich ein Klimaziel für ei¬ 
nen Sektor verkündet anstatt für die 
gesamte Volkswirtschaft. Dröge findet, 
Obama müsse mit seinen Instrumen¬ 
ten strikter Vorgehen als bislang, sonst 
erreiche er nicht mal das geplante Re¬ 
duktionsziel von 17 Prozent bis 2020. 
Das verkündete Klimaziel für 2025 sei 
deshalb auch ganz unrealistisch. 

Bernd Müller 


Krieg und Tod als Normalität 

Der Kinderhilfsfonds der UN beklagt in einer am Montag veröffentlichten Mel¬ 
dung die Folgen von Krieg und Gewalt für die Kinder der Welt. 2014 sei ein be¬ 
sonders katastrophales Jahr für Millionen Kinder, heißt es bei UNICEF, noch nie 
in der jüngeren Vergangenheit waren so viele Kinder solch unaussprechlicher Bru¬ 
talität ausgesetzt. Soweit ist sicher alles richtig. Doch dann ist von „Krisenherden“ 
die Rede, und es werden Länder und Regionen aufgezählt: Irak, Syrien, Gaza, Uk¬ 
raine, Südsudan und Zentralafrikanische Republik. UNICEF schätzt, dass weltweit 
230 Millionen Kinder in Ländern und Regionen mit bewaffneten Konflikten leben. 

Furchtbare Zahlen sind das und furchtbare Schicksale stehen hinter diesen 
Zahlen. Allerdings ist es dringend nötig, zumindest eine Frage zu stellen: Warum 
eigentlich werden die aufgezählte Gebieten als „Krisenländer“ bezeichnet? Der 
Irak wurde zum Krisenland, nachdem zunächst ein unmenschliches Embargo über 
das Land verhängt wurde, das den Staatschef Saddam Hussein treffen sollte. Dann 
entfesselten die USA und ihre „Koalition der Willigen“ einen Krieg, dem eine 
lange militärische Besatzung folgte. In dieser Zeit wurden religiöse Spannungen 
geschürt, die es zuvor nicht gab. Bewaffnete Gruppen von Gotteskriegern ziehen 
umher und terrorisieren Andersgläubige. In Syrien soll auf diese Weise ein ebenso 
unliebsamer Präsident gestürzt werden. In Gaza wurden hunderte Kinder getötet, 
als Israel das Gebiet mit einem Vernichtungskrieg überzog. 

Die Ukraine wurde in eine Krise gestürzt, nachdem ein vom Westen gespon¬ 
serter Putsch in Kiew Nationalisten und Faschisten an die Macht gespült hatte. 
Der Südsudan war bereits ein Krisenstaat, als er 2011 in einer vom Westen insze¬ 


nierten Unabhängigkeitskampagne geschaffen wurde. Und in Zentralafrika geht 
es dem Westen seit Jahrzehnten vor allem um Bodenschätze.In der Aufzählung 
von UNICEF fehlen weitere Länder, allen voran das „befreite“ Afghanistan. Oder 
Libyen, das mit Hilfe westlicher Bombardements ins Chaos gestürzt wurde. 

Und im Hauptland der „westlichen Demokratie“, den USA, werden Kinder 
und Jugendliche immer öfter Opfer von Gewalt. Der zwölfjährige Tamir Rice, der 
am 22. November in Cleveland von der Polizei erschossen wurde, weil er beim 
Spielen eine Spielzeugpistole in der Hand hatte, ist nur eines von vielen Beispie¬ 
len - und „nur“ ein Symptom für die zunehmende Gewaltbereitschaft und Ge¬ 
waltanwendung. 

In den dominierenden Medien des Westens wird diese Gewalt immer mehr als 
„normal“ dargestellt. Die Vorgänge in der Ukraine zeigen das sehr deutlich. Der 
Toten vom „ Euro-Maidan“, unmittelbar vor dem Putsch in Kiew, wurde und wird 
mit Krokodilstränen gedacht, aber niemand bemüht sich um die Aufklärung der 
Vorgänge. Die Toten des Massakers von Odessa werden nun zum zweiten Mal 
ermordet, indem man sie totschweigt und die Mörder unbehelligt läßt. Und die 
Toten und Verletzten in der Ostukraine gehören bereits zum Alltag, man trau¬ 
ert nicht um sie, denn es sind ja nur „moskautreue Separatisten“. Doch statt dem 
Töten ein Ende zu bereiten, wird das Kiewer Regime vom Westen mit Geld und 
Waffen ausgestattet. So werden Krieg und Tod zur „Normalität“ - nicht nur im 
fernen Irak oder Syrien. 

Uli Brockmeyer 
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KKE gegen Juncker & EU 

Kommissionspräsident kann auf CDU und SPD bauen 


Wann folgt der Bundestag? 

Nun hat auch Frankreichs Parlament Palästina anerkannt 


Das französische Parlament war das 
vierte europäische Parlament in Folge, 
das sich in den letzten zwei Monaten 
für die Anerkennung Palästinas als ei¬ 
genständiger souveräner Staat ausge¬ 
sprochen hat, wie zuvor schon das bri¬ 
tische Unterhaus, das irische und das 
spanische Parlament. 

Mit 339 gegen 151 Stimmen hat die 
französische Nationalversammlung am 


2. Dezember eine von der regierenden 
Sozialistischen Partei eingebrachte Re¬ 
solution angenommen, in der die fran¬ 
zösische Regierung „eingeladen“ wird, 
„den Staat Palästina anzuerkennen im 
Hinblick darauf, eine definitive Rege¬ 
lung des Konflikts zu erreichen“. Die 
Notwendigkeit einer solchen Entschei¬ 
dung wird in der Resolution begründet 
mit dem Verweis auf das „Scheitern der 
Versuche eines Neustarts des seit 1991 
eingeleiteten Friedensprozesses“ und 
mit der drohenden weiteren Eskalati¬ 
on von Gewalt nach den Zuspitzungen 
in Jerusalem und im Westjordanland. 
Die weitere Beibehaltung des Status 
quo sei unhaltbar geworden und ge¬ 
fährlich. Deshalb sei es „eine dringen¬ 
de Notwendigkeit, zu einer definitiven 
Regelung des Konflikts zu kommen, die 
die Errichtung eines demokratischen 
und souveränen Staates Palästina in 
Frieden und Sicherheit an der Seite Is¬ 


raels auf der Grundlage der Linien von 
1967 mit Jerusalem als Hauptstadt die¬ 
ser beiden Staaten ermöglicht“. 

Auch die französische Resolution ist 
für die Regierung nicht bindend. Sie 
lässt dem Außenminister hinsichtlich 
des Zeitpunkts freie Hand. Die Annah¬ 
me erfolgte im Ergebnis einer kontro¬ 
versen Debatte, in der heftige Kritik 
am Kurs der israelischen Rechtsregie¬ 


rung unter Netanjahu nicht nur von 
Kommunisten und Linken, sondern 
auch von Abgeordneten der Grünen 
und der „Sozialisten“ geübt wurde. 
Insbesondere wurde auf den provo¬ 
katorischen Ausbau israelischer Sied¬ 
lungen jenseits der „Grünen Linie“ in 
Ostjerusalem und im Westjordanland 
sowie den Gaza-Krieg und die nach wie 
vor aufrechterhaltene Gaza-Blockade 
verwiesen. Mehrfach wurde unterstri¬ 
chen, dass die Anerkennung Palästinas 
als eigenständiger Staat gerade jetzt 
notwendig sei, um einen Neustart der 
Verhandlungen über eine Friedensre¬ 
gelung auf anderer Basis als bisher zu 
ermöglichen. Dies liege nicht zuletzt 
auch im Interesse der Israelis. 

Die rechtskonservativen Abgeordne¬ 
ten der UMP, die ursprünglich ange¬ 
kündigt hatten, an der Abstimmung 
nicht teilzunehmen, entschieden sich 
schließlich doch für eine Abstimmung 


mit „Nein“ und zwar aufgrund einer 
„Empfehlung“ von Ex-Staatspräsiden- 
ten Sarkozy, der seit dem 29. November 
wieder Parteivorsitzender der französi¬ 
schen Rechten ist und seine Präsident¬ 
schaftskandidatur 2017 vorbereitet. 
Für die Annahme stimmten außer der 
großen Mehrheit der „Sozialisten“ und 
„Radikalsozialisten“ auch die Grünen 
und die von der „Linksfront“ gebilde¬ 
te Fraktion der „demokratischen und 
republikanischen Linken“, zu der auch 
die Kommunisten gehören. 

Inzwischen wurde bekannt, dass auch 
das EU-Parlament in der Sitzungswo- 
che vom 15. bis 18. Dezember über eine 
Resolution für die Anerkennung Paläs¬ 
tinas diskutieren und eventuell abstim¬ 
men will. Die Fraktion der „Sozialisten 
und Demokraten“ im EU-Parlament hat 
einen entsprechenden Vorschlag einge¬ 
bracht und rechnet auf die Unterstüt¬ 
zung der Linksfraktion (GUE/NGL) 
und der Grünen. Die neue Außenbeauf¬ 
tragte der EU, die Italienerin Federica 
Mogherini von der „Partido Democra- 
tico“ (PD), hatte Anfang November bei 
einem Besuch im Gaza-Streifen gleich¬ 
falls in etwas verklausulierter Form eine 
Anerkennung Palästinas durch die EU 
befürwortet. Sie wäre glücklich, wenn 
der Staat Palästina am Ende ihrer Amts¬ 
zeit existieren würde, hatte sie auf einer 
Pressekonferenz in Gaza erklärt. 

Bleibt nur die Frage zu wiederholen, 
wann die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages ihrer Verantwortung ge¬ 
recht werden und nicht länger hinter 
dem zurückstehen, was ihre Abgeordne¬ 
tenkolleginnen und -kollegen für legitim 
und notwendig hielten. Es ist moralisch 
unzulässig, das Andenken der von den 
Nazis ermordeten jüdischen Menschen 
zur Rechtfertigung für die Aufrechter¬ 
haltung des heutigen Besatzungsregimes 
der israelischen Rechten und Rechtsext¬ 
remisten gegen die Palästinenser zu be¬ 
nutzen, das nun schon über 40 Jahre im 
Widerspruch zu den einschlägigen Re¬ 
solutionen der UNO mit Gewalt beibe¬ 
halten wird, aber nachweisbar auch für 
Israel selbst keine wirkliche Sicherheit 
und keinen gesicherten Frieden bringt. 

Dirk Grobe 


Im Europaparlament gab es jüngst ei¬ 
nen Misstauensantrag gegen Jean- 
Claude Juncker, eingebracht von den 
Rechtspopulisten. 101 Abgeordnete 
stimmten für den Antrag, 461 lehnten 
ihn ab und 88 enthielten sich. Der An¬ 
lass für den Antrag: die Steuergesetzge¬ 
bung in Luxemburg („System Juncker“), 
die mehr als 340 Konzernen unter der 
nahezu 19-jährigen Regie Junckers half, 
Steuern in Milliardenhöhe zu vermei¬ 
den. Darunter sind die Deutsche Bank, 
E.ON, Ikea, Amazon, Fresenius ... Die 
Steuerrate sank für diese Unternehmen 
bis zu einem Prozent. E.ON in Luxem¬ 
burg verbuchte zum Beispiel 130 Millio¬ 
nen Euro Gewinn und zahlte dafür nicht 
einmal 1 600 Euro Steuern. Die Unter¬ 
nehmensberatung Pricewaterhouse- 
Coopers hatte die Modelle entwickelt. 

Ein Misstrauensantrag war ur¬ 
sprünglich von der Fraktion Vereinte 
Europäische Linke/Nordische Grüne 
Linke (GUE/NGL) eingebracht wor¬ 
den, hatte aber keine hinreichende Un¬ 
terstützung gefunden. Ein neuer Antrag 
wurde dann von dem britischen Europa¬ 
kritiker Nigel Farage (UKIP) und Mari¬ 
ne Le Pen (Front National) aus Frank¬ 
reich eingebracht. Unterstützt wurde er 
mehrheitlich von Abgeordneten aus der 
„Alternative für Deutschland“ (AfD). 
Gegen ein Misstrauensvotum stimmten 
die Sozialdemokraten um Parlaments¬ 
präsident Martin Schulz, die Christde¬ 
mokraten um den EVP-Fraktionsvor- 
sitzenden Manfred Weber (CSU), die 
Vereinte Europäische Linke/Nordi¬ 
sche Grüne Linke (GUE/NGL) um die 
Fraktionsvorsitzende Gabriele Zimmer 
(Die Linke), die Grünen und mehrheit¬ 
lich die Liberalen. Zimmer in der Neuen 
Osnabrücker Zeitung: „Wir lehnen den 
Misstrauensantrag der Rechtsextremen 
ab, denn wir wollen solidarische europä¬ 
ische Lösungen.“ Zudem sei ein „Nein 
zu Le Pen kein Ja zu Juncker.“ 

In einer Pressemitteilung machte 
die EVP den Bock zum Gärtner: „Der 
Kommissionspräsident hat mit seinen 
Initiativen gegen Steuervermeidung 
deutlich gemacht, wo er Handlungs¬ 
bedarf sieht, und damit den richtigen 
Ansatz gewählt. Hierfür hat er unsere 
volle Unterstützung. Die Steuerunge¬ 
rechtigkeit in Europa muss endlich be¬ 


kämpft werden. Jetzt sind die Mitglied¬ 
staaten am Zug.“ 

Bei den Luxemburger Steuergeset¬ 
zen handelt es sich nicht um einen ein¬ 
maligen Fehltritt in der Verantwortung 
Junckers. Mit der Aufklärung wurde aus 
Junckers Behörde die Wettbewerbs¬ 
kommissarin Margarethe Vestager be¬ 
auftragt, ausgesucht von ihm. Vor sei¬ 
ner Wahl zum Kommissionspräsidenten 
war Juncker bei der landesweiten Wahl 
in Luxemburg gescheitert. Ihm waren 
illegale Abhöraktionen des Geheim¬ 
dienstes angelastet worden. Das min¬ 
derte jedoch nicht seine Bedeutung als 
Vertreter des Finanzkapitals in der EU. 
Die beiden griechischen Mitglieder des 
Europaparlaments aus der Kommunis¬ 
tischen Partei (KKE) haben am Ab¬ 
stimmungsverfahren nicht teilgenom¬ 
men. Aus ihrer Presseerklärung: „Die 
Gruppe der Europaabgeordneten der 
KKE hatte anlässlich der Enthüllun¬ 
gen über die Steuerhinterziehung von 
Monopolen in Luxemburg von Beginn 
an nicht nur auf die Verantwortung Jun¬ 
ckers hingewiesen, sondern auf die der 
EU insgesamt, die dem Profitstreben 
des Kapitals mit allen Mitteln dient. 

Die KKE stimmte gegen die Kom¬ 
mission und ihren Präsidenten schon 
bei deren Wahl durch das EU-Par¬ 
lament, wie sie es mit allen früheren 
EU-Kommissionen getan hat. Gleich¬ 
zeitig erklärte sie, dass sie die Gesamt¬ 
heit der volksfeindlichen Politik der 
EU ablehnt und gegen diese zwischen¬ 
staatliche imperialistische Vereinigung 
insgesamt kämpft. Demzufolge betei¬ 
ligte sich die KKE nicht am desorien¬ 
tierenden Abstimmungsverfahren über 
einen Antrag, den hauptsächlich nati¬ 
onalistische, rassistische und faschis¬ 
tische politische Kräfte des bürgerli¬ 
chen Spektrums eingereicht hatten. 
Diese Kräfte erscheinen provokativ 
und heuchlerisch als Gegner von Steu¬ 
ererleichterungen für die Unterneh¬ 
men, und gleichzeitig sprechen sie die 
EU und die arbeiterfeindliche Strate¬ 
gie der Wettbewerbsfähigkeit und Pro- 
fitabilität der Monopolgruppen frei, der 
die Antragsunterzeichner unterworfen 
sind und äquivalente Maßnahmen zu¬ 
gunsten des Kapitals fordern.“ 

Uwe Koopmann 



Auf dem Weg nach Palästina 


Sitz in der Mitte der Welt 

Kolumbianer Samper ist neuer Generalsekretär der UNASUR 


Woche der Konfrontation 

PCF contra MEDEF - Für eine „grüne“ Reindustrialisierung 


Am 5. Dezember wurde im Rahmen 
einer zweitägigen außerordentlichen 
Sitzung der zentrale Sitz der UNA¬ 
SUR nahe Quito eingeweiht. Der im 
Mai 2008 gegründeten „Union Süd¬ 
amerikanischer Nationen“ gehören 
alle zwölf unabhängigen Staaten Süd¬ 
amerikas an. 

Der UNASUR-Sitz ist nach dem 
verstorbenen früheren argentinischen 
Präsidenten Nestor Kirchner benannt, 
der erster Generalsekretär der Orga¬ 
nisation war. Der feierlichen Zeremo¬ 
nie im Gebiet des „Mitad del Mundo“ 
(Mitte der Welt) genannten Äquator¬ 
denkmalkomplexes nördlich der ecua- 
dorianischen Hauptstadt wohnten die 
Präsident/inn/en Venezuelas, Brasiliens, 
Ecuadors, Surinams, Argentiniens, Bo¬ 
liviens, Kolumbiens und Paraguays bei; 
andere waren wegen anderer Verpflich¬ 
tungen bereits abgereist oder nahmen 
aus gesundheitlichen Gründen nicht 
an der Einweihung auf nahezu 3 000 
Metern über dem Meeresspiegel teil. 
Darunter auch Jose Mujica, noch bis 
März amtierender Staatschef Urugu¬ 
ays, dem im Rahmen des Treffens tags 
zuvor die „Pro Tempore“-Präsident- 
schaft der UNASUR von Surinam 
übertragen wurde. Der surinamische 
Präsident Desi Bouterse unterstrich in 
seiner Übergaberede die Erfolge, die 
die UNASUR in den letzten fünfzehn 
Monaten gemacht hat, seit Surinam 
den Übergangsvorsitz übernahm: ei¬ 
nerseits in diversen innergemeinschaft¬ 
lichen Kooperations- und Konzertie¬ 
rungsräten, andererseits international 
als gemeinsam auftretender Block. Er 
erwähnte dabei die Verhandlungen für 


einen Frieden in Kolumbien, die Un¬ 
terstützung Argentiniens sowohl im 
Konflikt mit Großbritannien um die 
Malwinen wie auch bei der Schulden¬ 
problematik, den Widerstand gegen die 
Blockade Kubas durch die USA oder 
die innenpolitische Befriedung Vene¬ 
zuelas. 

Die zwölf Staatschefs gaben eine 
Erklärung heraus, in der die „immer¬ 
währende politische Verpflichtung für 
die südamerikanische Integration“ her¬ 
vorgehoben wird. Hugo Chävez wird 
darin als „Architekt und Impulsgeber 
der lateinamerikanischen Integration“ 
gewürdigt. Gastgeber Rafael Correa, 
Präsident Ecuadors, bezeichnete die 
Integration als eine Notwendigkeit 
für das Überleben, da nur vereint dem 
Neokolonialismus und der ungerechten 
und oft unmoralischen Weltordnung et¬ 
was entgegengesetzt werden könne. 

UNASUR-Generalsekretär ist nun 
der ehemalige Präsident Kolumbiens, 
Ernesto Samper. Spannend ist, ob Sam¬ 
per in dieser Eigenschaft irgendwann in 
die USA einreisen darf. Diese hatten 
ihm wegen angeblicher Verwicklung 
in Drogengeschäfte nach seiner Präsi¬ 
dentschaft in Kolumbien das Besuchs¬ 
visum entzogen. Samper erklärte, dass 
ihm das Visum aus politischen Grün¬ 
den entzogen worden sei, daher könne 
es ihm jetzt auch aus politischen Grün¬ 
den wiedergegeben werden. 

Bereits am 4. Dezember hatten 
sich die zwölf Staatschefs in Guaya¬ 
quil zu einem Seminar „Integration 
und Konvergenz in Südamerika“ ge¬ 
troffen. Generalsekretär Ernesto Sam¬ 
per entwickelte für die Sitzung einen 


Aktionsplan, in man von der Vision in 
die Aktion gehen wolle, wie Samper be¬ 
tonte. Darunter befindet sich eine „süd¬ 
amerikanische Staatsbürgerschaft“, die 
mit der Ausstellung gemeinsamer Aus¬ 
weise die Möglichkeit freier Arbeits¬ 
platzwahl für die fast 400 Millionen 
Südamerikaner/innen garantieren soll. 
Ernesto Samper gab die baldige Eröff¬ 
nung einer „Schule der südamerikani¬ 
schen Verteidigung“ bekannt, die ihren 
Sitz in Quito haben soll. Bereits Rea¬ 
lität sind eine „Technische Einheit für 
Wahlen“, eine Katastrophenschutzor¬ 
ganisation, ein Strafgerichtshof sowie 
die Bank des Südens, der allerdings 
nur sieben der UNASUR-Länder an¬ 
gehören. Für die Zukunft blieben 
der Kampf gegen die Armut und der 
Schutz der Naturreserven dringlichste 
Probleme. Aber auch ein Investitions¬ 
und Planungsrat und die Bildung ei¬ 
ner Konfliktlösungsinstanz bei Inves¬ 
titionsstreitigkeiten sowie die Erwei¬ 
terung der virtuellen Zahlungseinheit 
SUCRE stünden auf der Tagesordnung 
der nächsten Jahre, so Samper. 

Der frühere Präsident Brasiliens 
Lula da Silva unterstrich die Fort¬ 
schritte, die die auf gerechtere Vertei¬ 
lung setzenden Staaten der Region er¬ 
reicht haben: So sank die Arbeitslosig¬ 
keit seit 2003 von über 11 auf 6 Prozent, 
während der festgesetzte Mindestlohn 
durchschnittlich um ein Fünftel an- 
stieg. Lula nannte die im Mai von Ge¬ 
werkschaften Südamerikas gebildete 
„Arbeitsplattform Amerikas“ äußerst 
wichtig, da sie Arbeitsrechte innerhalb 
der Integration der Produktionsketten 
schützen helfe. Günter Pohl 


Vom 1. bis 8. Dezember attackierte die 
Französische Kommunistische Partei 
(PCF) den französischen Unterneh¬ 
mensverband MEDEF in den Betrie¬ 
ben. Das von Präsident Hollande im 
Rahmen seines „Verantwortungspak¬ 
tes“ überreichte Steuergeschenk CI CE 
in Höhe von 20 Milliarden Euro und 
das drohende, nach dem Wirtschafts¬ 
minister benannte „Gesetz Macron“ - 
weitere Einschnitte ins Arbeitsrecht - 
steht im Visier der Kommunisten. Sie 
wollen ihre in den 90ern aufgegebe¬ 
ne Betriebspräsenz wiedergewinnen, 
wieder Betriebszeilen gründen und im 
Verein mit Gewerkschaftsdelegierten 
in den Unternehmen offenlegen, wofür 
CI CE verwendet wird, den „Arbeits¬ 
kosten“ „Kosten des Kapitals“ gegen¬ 
überstellen wie Managergehälter und 
Dividendenausschüttungen. Auf einem 
Forum der Europäischen Linkspartei 
im Mai nächsten Jahres sollen diese 
Aktivitäten ausgewertet werden. 

Zur ideologischen Vorbereitung 
diente Mitte November die „Conven¬ 
tion Industrie“, eine Art „Großer Rat¬ 
schlag“. In der Zentrale der PCF trafen 
sich an die 200 Genossinnen - aus den 
Departements, aus Gewerkschaftsor¬ 
ganen verschiedener Branchen und 
Mitglieder des PCF-Nationalkomi- 
tees - und eingeladene Experten. Die 
Versammlung solle für die PCF „eine 
Rückeroberung der Industrie entwer¬ 
fen“, wie die „Humanite“ den Vorsit¬ 
zenden Pierre Laurent zitierte. Es gel¬ 
te, den Industriestandort Frankreich 
wiederzugewinnen, Arbeitsplätze zu¬ 
kunftsfähig zu machen und neu zu 
schaffen. 


Nach einer Einführung von Alain 
Obadia, Mitglied eines Expertenrates, 
wurde in Workshops diskutiert. Be¬ 
eindruckende Erfahrungen aus den 
Kämpfen der letzten Jahre, herausra¬ 
gende Beispiele wurden vorgetragen, 
Bilder eines humanen, demokratisch 
gestalteten, grünen Kapitalismus mit 
roten Idealen wurden gezeichnet. Ein 
junger Genosse, Eisenbahner, warf ein: 
„Die Kapitalisten enteignen“. Eine ver¬ 
einzelte antimonopolistische Stimme. 

Eine Powerpoint-Präsentation des 
Industrie-Thinktanks la-fabrique.fr 
„Industrialisierung der Informations¬ 
technik - Digitalisierung der Industrie“ 
führte den „Kapitalismus der Zukunft“ 
vor Augen. Dass notwendigerweise das 
kapitalistische Eigentum angepackt 
werden müsse, meinten dennoch eini¬ 
ge Diskutanten im anschließenden Ple¬ 
num: Börsennotierten Unternehmen 
müsse per Gesetz die Produktionsver¬ 
lagerung erschwert, den Beschäftigten 
Vorkaufsrechte bei Betriebsstilllegun¬ 
gen eingeräumt werden. 

Außer der Vertreterin der spani¬ 
schen KP sprach auch Professor Bier¬ 
baum von der Partei „Die Linke“. Er 
brachte als Beispiel des „Modells 
Deutschland“ neben Kooperativen 
ausgerechnet Stiftungen ins Spiel. Auf 
Einladung der PCF war die DKP mit 
einem Mitglied der Internationalen 
Kommission als Beobachter vertreten. 

Die PCF hat sich mit dieser Conven¬ 
tion für eine linksbürgerliche rot-rot- 
grüne Koalitionsregierung 2017 quali¬ 
fiziert. Mal sehen, wie die Mehrheits¬ 
sozialisten und MEDEF dazu stehen. 

Maurice Frontalier 
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unsere zeit m 


Geburtstagsgruß / Interview 

Ein Leben für das Leben 



Liebe Esther, Du wirst am 15. De¬ 
zember 90 Jahre alt. Wer Dich auf 
dem Pressefest gemeinsam mit dei¬ 
nem Sohn Joram und der Micropho- 
ne Mafia gehört und gesehen hat, der 
möchte Dir dieses Alter nicht abneh¬ 
men. Und doch ist es wahr. 

Du wurdest 1924 als Tochter einer 
jüdischen Familie geboren und warst 
keine 9 Jahre alt, als das deutsche 
Monopolkapital und seine Handlan¬ 
ger in Staat und Politik den Hitler¬ 
faschisten die Macht übergaben. De¬ 
ren Programm war Zerschlagung der 
Arbeiterbewegung, Krieg und Ras¬ 
sismus, der sich als mörderischer An¬ 
tisemitismus gegen die richtete, die 
von den faschistischen Gesetzen zu 
Juden erklärt wurden. Bis 1939 gab es 
die Hoffnung, dem Grauen durch die 
Emigration entkommen zu können, 
der Überfall der faschistischen Wehr¬ 
macht auf Polen, der Beginn des 2. 
Weltkrieges machte dies unmöglich. 

Und dann das erbarmungslose 
Räderwerk des industriellen Mas¬ 
senmords. Am Anfang Zwangsarbeit 
ab 1941 und dann 1943 die Deporta¬ 
tion ins Vernichtungslager Auschwitz. 
Steine schleppen für die Vernichtung 
durch Arbeit. Die ganze Perversion 
der Nazifaschisten wird deutlich da¬ 
ran, dass sie die Todgeweihten noch 
mit Musik begleiteten. Für Wenige 
war das aber auch die Möglichkeit zu 
überleben. Du meldetest dich als Ak¬ 


kordeonspielerin für das Mädchenor¬ 
chester. Das Instrument hattest Du 
noch nie gespielt. 

Zu sagen, dass dies Deine Ret¬ 
tung war, würde verniedlichen, was 
Du danach erleben musstest. Als den 
Faschisten deutlich wurde, dass der 
Vormarsch der Roten Armee nicht 
zu stoppen ist, wurdest Du nach Ra¬ 


vensbrück verschleppt, dann Todes¬ 
marsch, denn die Nazis wollten kei¬ 
ne Spuren in den KZs hinterlassen. 
Du konntest fliehen und wurdest am 
3. Mai 1945 von der Roten Armee be¬ 
freit - Dein „zweiter Geburtstag“. 

Die Hoffnungen waren groß. In 
Deutschland schien die Realisierung 
des Schwurs von Buchenwald real: 


„Die Vernichtung des Nazismus mit 
seinen Wurzeln ist unsere Losung. 
Der Aufbau einer neuen Welt des 
Friedens und der Freiheit ist unser 
Ziel!“ In Israel: Hoffnung auf eine 
Gesellschaft, die sowohl Schutz für 
Juden darstellt, als auch das friedli¬ 
che Zusammenleben der dort leben¬ 
den Menschen, die vielleicht sogar 
eine sozialistische Perspektive hatte. 

Die Realität: Kalter Krieg, Res¬ 
tauration des Kapitalismus mit Hilfe 
alter Nazis in Deutschland und in Is¬ 
rael Unterdrückung der Palästinen¬ 
ser, Rassismus. 

Wenn sich Hoffnungen zerschla¬ 
gen, dann stellen sich manche dem 
Kampf. Du gehörst dazu. Aus Israel 
in die BRD zurückgekehrt wurde für 
Dich die Notwendigkeit klar, in und 
mit der VVN-BdA gegen Krieg und 
Faschismus zu kämpfen. Vor allem 
Jugendliche hast Du aufgeklärt. 1985 
wurdest Du Mitglied unserer Partei. 

Hoffnungen werden zerstört, mas¬ 
sive Rückschläge kommen. Der Sozi¬ 
alismus in Europa wird zerschlagen, 
Antifaschismus als „verordnet“ diffa¬ 
miert, Nazis kriechen wieder aus den 
Löchern, der deutsche Imperialismus 
führt Angriffskriege. Verbitterung 
wäre nachvollziehbar, ist aber nicht 
Deine Sache. 1997 und 2005 wendest 
Du Dich zusammen mit Peter Gin¬ 
gold an die Jugend: „Nehmt es wahr, 
nehmt wenigstens ihr es wahr ... “ Ein 


Aufruf, der das tut, was ein Aufruf tun 
soll, er rüttelt auf. 2004 sitzt Du bei ei¬ 
ner Antifa-Demo, 80-jährig, im Laut¬ 
sprecherwagen und wirst von einem 
Wasserwerfer der Polizei beschossen. 
Ein Skandal, ein fürchterlicher Skan¬ 
dal und zugleich traurige Realität in 
diesem Land. 

Bewundernswert Deine Offen¬ 
heit. Solch eine Geschichte. Und 
dann ruft eine Rap-Gruppe an. Du 
fragst: Was eigentlich ist Rap? Die 
Microphone Mafia, antifaschistische, 
antirassistische Rapper schlagen ein 
gemeinsames Projekt vor. Du bist da¬ 
bei. Da kann man nur den Hut ziehen 
und feststellen, dass das Ergebnis die¬ 
ser Zusammenarbeit ein grandioses 
Stück antifaschistischen Kampfes ist. 

Liebe Esther, wie soll man Dein Le¬ 
benswerk würdigen? Das geht in ei¬ 
nem solchen Artikelchen nicht. Dar¬ 
um: Die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten sagen einfach mal Danke 
und drücken Dich. 

Dein Patrik Köbele 


Liebe Esther Bejarano, 

herzliche Glückwünsche auch 
von der Redaktion der UZ! 


Beginn einer neuen sozialen Bewegung von 


Interview mit Kerstin Köditz, MdL der Partei „Die Linke“, über die „Pegida“-Aktionen in Dresden 


UZ: In den letzten Wochen sind in 
Dresden mehrfach Tausende Personen 
auf die Straße gegangen und damit ei¬ 
nem Aufruf des Netzwerks „Patrioti¬ 
sche Europäer gegen die Islamisierung 
des Abendlandes“ („Pegida“) gefolgt, 
welches sich gegen die angebliche „Isla¬ 
misierung des Abendlandes“ richtet. Wer 
steckt hinter den Protesten? 

Kerstin Köditz: Drahtzieher ist ein 
weitgehend anonymes „Orga-Team“, 
das aus rund einem Dutzend Personen 
besteht. Unbestrittene Führungsperson 
und bisher alleiniger Sprecher ist der 
Werbedesigner Lutz Bachmann. Dieser 
ist bisher noch nicht öffentlich politisch 
in Erscheinung getreten. Medienre¬ 
cherchen haben ergeben, dass sein Vor¬ 
leben nur als „dubios“ bezeichnet wer¬ 
den kann. Nach einer Reihe von Auf¬ 
tragseinbrüchen für das Rotlichtmilieu 
in den neunziger Jahren wurde er zu ei¬ 
ner mehrjährigen Haftstrafe verurteilt, 
der er sich zunächst durch Flucht nach 
Südafrika entzog. Dort will er Grafik 
und Design studiert haben. Allerdings 


gibt es diesen oder einen ähnlichen Stu¬ 
diengang an der fraglichen Universität 
gar nicht. Nach der Rückkehr aus Süd¬ 
afrika saß er seine Strafe ab. Nur um 
bald darauf erneut verurteilt zu wer¬ 
den - diesmal wegen Drogenhandels. 
Es scheint allerdings enge Verbindun¬ 
gen zum Hogesa-Netzwerk zu geben. 
So ist ein regelmäßiger Ordner bei 



Kerstin Köditz ist Sprecherin für 
antifaschistische Politik der säch¬ 
sischen Linksfraktion und Mitglied 
des Parteivorstandes der Partei „Die 
Linke“ 

den „Spaziergängen“ durch rassisti¬ 
sche Äußerungen in der geschlossenen 
Facebrook-Gruppe „Hogesa-Ost“ auf¬ 
gefallen. 

Und nicht zuletzt spricht immer 
mehr dafür, dass die Verbindungen zur 


AfD umfangreicher und enger sind, 
als dies von beiden Seiten zugegeben 
wird. So kommen aus der Dresdener 
Stadtratsfraktion der AfD Musteran¬ 
zeigen gegen die Polizei und die Blo- 
ckierer der PEGIDA-Demonstration 
am 1. Dezember. Fraktionsreferent 
dort ist Dirk Taphorn, ein zur „Neuen“ 
Rechten zählender Burschenschafter, 


Fraktionsgeschäftsführer ist Dirk Mal- 
comeß, der seine politische Karriere 
mit Schulungen für die sächsische Wi¬ 
kingjugend begonnen hatte. 

UZ: Und doch wäre es falsch, einzig von 
Protesten von Rechten zu sprechen? 

Kerstin Köditz: Es wäre in der Tat 
falsch, von Protesten ausschließlich von 
organisierten Rechten zu sprechen. Es 
sind auch Hooligans mit auf der Straße, 
ebenso Mitglieder von Rockergruppen. 
Die sind zwar in der Regel auch rechts, 
aber das steht bei ihnen nicht im Vor¬ 
dergrund. Vor allem aber handelt es 
sich um so genannte „normale“ Bürger, 
wobei ich persönlich diesen Ausdruck 
falsch finde. Denn diese Normalbürger 
sind in der Regel durchaus Rassisten, 
und Rassismus passt nicht zu meinem 
Verständnis von Normalität. Dieser 
Rassismus zeigte sich beispielsweise 
unmittelbar nach den „Tagesthemen“ 
am 1. Dezember, die einen O-Ton von 
mir gebracht hatten. In den zehn Minu¬ 
ten unmittelbar danach kamen rund 20 
rassistische Mails mit Beschimpfungen 
bei mir an. Und wenn Gegendemonst¬ 
ranten als „Dreck“ beschimpft werden, 
zeigt sich die Geisteshaltung dieser 
„Spaziergänger“ deutlich. Es handelt 
sich also meiner Meinung nach um ein 
Konglomerat aus organisierten Rechten 
und rechtsaffinen Personen, die in die¬ 
sem Prozess radikalisiert werden. 

UZ: Wie erklären Sie sich den über¬ 
durchschnittlichen Zulauf zu diesen 
Protesten? 

Kerstin Köditz: Es handelt sich um die 
wirksame Verknüpfung mehrerer Dis¬ 
kursstränge. Wir haben einerseits die 
Sorge wegen des Terrors der IS und der 
schrecklichen Ereignisse im Nahen und 
Mittleren Osten. Zum zweiten gesellt 
sich dazu die Angst vor einem „Ex¬ 
port“ des Terrors nach Deutschland, 
vornehmlich natürlich in die eigene 
Nachbarschaft. Drittens wird sugge¬ 
riert, dass es sich bei den nach Deutsch¬ 
land Flüchtenden zumindest teilweise 
um Terroristen oder Sympathisierende 
des Terrors handelt. Damit wird vier¬ 
tens gleichzeitig das alte Muster der 
Angst vor einer „Überfremdung“ be¬ 
dient. Dies alles kann je besser passie¬ 
ren, desto ungeschickter und unzurei¬ 


chender die Informationspolitik der 
Verantwortlichen auf Bundes-, Lan¬ 
des- oder kommunaler Ebene passiert. 
Natürlich werden gleichzeitig Erschei¬ 
nungen wie der Sozialneid oder die De¬ 
mokratie- und Parlamentarismuskritik 
bedient. 

Der Hauptgrund für den Zulauf 
sehe ich allerdings in dem Umstand 
begründet, dass die Bewegung we¬ 
gen ihrer Anonymität zunächst nicht 
als rechts stigmatisiert werden konn¬ 
te. Und: kein Rauch ohne Feuer. Na¬ 
türlich ist eine Grundvorsetzung des 
Mobilisierungserfolgs darin zu suchen, 
dass es tatsächlich umfängliche Miss¬ 
stände gibt. 

UZ: Die sogenannte Ausländerquo¬ 
te liegt in Sachsen bei unter zwei Pro¬ 
zent. Woher rührt die absurde Angst der 
Menschen vor einer vermeintlichen „ Is¬ 
lamisierung“? 

Kerstin Köditz: Ich glaube nicht, dass 
man das rational erklären kann. Selbst 
von diesen zwei Prozent ist ja nur eine 
Minderheit muslimischen Glaubens. 
Und von diesen wiederum ist nur eine 
verschwindende Minderheit Teil der 
salafistischen Strömung. Bleiben wir 
bei den Dresdener Protesten. Diese 
hatten laut Lutz Bachmann ihren Ur¬ 
sprung in friedlichen Aktionen von 
Sympathisierenden der PKK in Dres¬ 
den, standen also in keinerlei Verbin¬ 
dung mit dem Islamismus. 

UZ: Sachsens Innenminister Mar¬ 
kus Ulbig (CDU) macht jedoch nicht 
etwa gegen rassistische Stimmungsma¬ 
che mobil, sondern will Sondereinsatz¬ 
kommandos gegen angeblich straffällige 
Asylbewerber einrichten. Damit hätten 
die Demonstranten ein erstes Ziel er¬ 
reicht, oder? 

Kerstin Köditz: Richtig. Schließlich 
will Markus Ulbig demnächst Ober¬ 
bürgermeister von Dresden werden. 
Dafür will er auch die Stimmen von 
Rassisten einheimsen. Es deutet sich 
eine ähnliche politische Reaktion an 
wie zu Beginn der neunziger Jahre. 
Damals brannten zahllose Flüchtlings¬ 
heime und als Reaktion darauf erfolgte 
die faktische Abschaffung des Grund¬ 
rechts auf Asyl durch CDU/CSU, FDP 
und SPD. 



Pegida-Aktion am Montag, 8. Dezember 2015. Gegen Pegida gingen an diesem 
Tag mehr als 9 000 Menschen auf die Straße. 


UZ: In den vergangenen Monaten fin¬ 
den fernab dieser sogenannten „An- 
ti-Islamisierungspröteste“ vor allem 
Aufmärsche eines rechten Mobs gegen 
Flüchtlingsunterkünfte statt. Was steht 
uns bevor, wenn diese beiden derzeit 
noch getrennt Marschierenden zusam¬ 
menfinden sollten? 

Kerstin Köditz: Ich befürchte, dass wir 
noch ziemlich am Anfang einer neuen 
sozialen Bewegung stehen. Erstmals 
einer wirklichen Bewegung von rechts. 
Und das unabhängig davon, ob sich die 
Linie Ulbig durchsetzt oder die seines 
Ministerpräsidenten Tillich, der zu Ge¬ 
genaktionen aufgerufen hat. Wenn die 
CDU sieht, dass ein erheblicher Teil 
ihrer bisherigen politischen Klientel 
angesprochen wird, wird sie deren For¬ 
derungen zumindest teilweise berück¬ 
sichtigen. Mit der AfD ist ihr eine Kon¬ 
kurrenz erwachsen, die genau zu dieser 
Reaktion führen wird. Nur Massenpro¬ 
teste gegen die antiislamischen Aktio¬ 
nen werden davon abhalten können. 

UZ: Haben antifaschistische Organisa¬ 
tionen das Phänomen des explizit anti¬ 
muslimischen Rassismus, der verstärkt 
zu Tage tritt, zu sehr unterschätzt bzw. 
unbeachtet gelassen? 

Kerstin Köditz: Hinterher ist man im¬ 
mer klüger. Ich gestehe allerdings ger¬ 
ne ein, dass wir sozusagen kalt erwischt 
worden sind. Wir waren noch dabei, das 
Phänomen AfD zu analysieren und über 
eine Gegenstrategie zu debattieren, als 
die antiislamische Welle akut wurde. 
Unsere Kräfte sind leider nicht so, dass 
wir alles immer sofort und gleichzeitig 
können. Und auch die Kunst des Wahr¬ 
sagern und Hellsehens ist in der Partei 
nicht sonderlich entwickelt. Das mag 
man beklagen, aber ich bin bereits zu¬ 
frieden, wenn wir in der akuten Situ¬ 
ation die richtigen Antworten und die 
richtige Strategie finden. Noch sieht es 
so aus, dass wir zumindest das weitere 
Anwachsen dieser rassistischen Bewe¬ 
gung verhindern könnten. Das ist im¬ 
merhin ein erster Schritt. Rassisten wa¬ 
ren die Demonstrierenden auch schon 
vorher. Diese Gedanken aus den Köp¬ 
fen zu bekommen, wird ein sehr langer 
Prozess werden. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 
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Thema der Woche 
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Bild oben: Die Zentrale desTengelmann-Konzerns. Aus diesem Haus gab es 
keine Stellungnahme zu dem Streik im KiK-Zentrallager. 

Bild links oben: „Was wollen wir? -Tarifvertrag!“ Mit Sprechchören und 
Trillerpfeifen machten die Kollegen auf sich aufmerksam. 

Bild unten liinks: 

„ver.di - für bessere Tarife“ steht auf den neongelben Westen. 200 Streikende 
des KiK-Zentrallagers zogen am 4. Dezember vor die Zentrale des Mutterkon¬ 
zerns Tengelmann. Bisher weigert sich die KiK-Geschäftsführung, über einen 
Tarifvertrag zu verhandeln 


Luft holen 

Im KiK-Lager wird wieder gearbeitet - vorübergehend 


Weitere Bilder: KiK verfügt über rund 3 200 Filialen in Deutschland, Österreich 
und Osteuropa. Alle werden aus dem Zentrallager in Bönen (Nordrhein-Westfa¬ 
len) beliefert. Zum Billig-ModelI des Discounters gehören auch niedrige Löhne, 
hohe Arbeitszeiten und ständiger Druck auf die Beschäftigten. 

Die Billig-Textilien lässt KiK überwiegend in Asien produzieren - unter mörderi¬ 
schen Bedingungen. Bei einem Brand in einer Textilfabrik in Bangladesch, in der 
für KiK gearbeitet wurde, starben im November 2012112 Näherinnen. 



D rei Wochen haben rund 200 
Beschäftigte des KiK-Zentral¬ 
lagers Bönen für einen Tarifver¬ 
trag gestreikt, seit Montag arbeiten sie 
wieder. KiK hatte versucht, den Streik 
mit Leiharbeitern zu brechen - statt 
tarifgebundene Leiharbeitsfirmen aus 
Deutschland, die keine Streikbrecher 
einsetzen dürfen, holte die Geschäfts¬ 
führung ausländische Kräfte. Aber die 
erfahrenen Kollegen lassen sich nicht 
einfach durch Leiharbeiter ersetzen. 
Aus den Filialen des Textil-Discoun- 
ters berichtet ver.di, dass während 
des Streiks auch ein großer Teil der 
Lieferungen, die überhaupt in den 
Filialen ankamen, falsch zusammen¬ 
gestellt waren. Dennoch diskutiert 
ver.di über eine Anpassung der 
Streiktaktik: Streiken, bis die Firma 
Leiharbeiter ordert, dann wieder ar¬ 
beiten, das ist eine Möglichkeit. Chris¬ 
tiane Vogt, Streikleiterin von ver.di, 
erklärte gegenüber UZ: „Wir gehen 


davon aus, dass wir nach Weihnach¬ 
ten weiter streiken. Wenn wir jetzt den 
Streik aussetzen, dann nur, um Luft zu 


holen. Abbrechen ist überhaupt kein 
Thema.“ 

O.M. 




Am Tag nach dem Streik 

Refik Ecoglu*, Betriebsrat 
im KiK-Zentrallager, erzählt: 


„Das war ein komisches Gefühl 
heute. Heute morgen um fünf 
war auch der große Chef da, 
der Geschäftsführer Schültken. 
Der kommt sonst erst um acht. 
Er ist ungefähr eine Stunde hin 
und her gegangen, dann ist er 
wieder weg. Ich glaube, er woll¬ 
te uns zeigen: Ihr seid wieder da, 
aber ich bin keinen Schritt zu¬ 
rückgegangen. Für die sind wir 
Menschen der Unterklasse, wir 
sollen uns bedanken, dass wir 
überhaupt da arbeiten dürfen - 
dieses Gefühl geben sie einem. 

Es waren viele neue Gesichter 
da, die wir nicht kannten - Leih¬ 
arbeiter aus Polen, hauptsäch¬ 
lichjunge Frauen. Und es waren 
alleine sechs oder sieben Leute 
da, die nur auf diese Menschen 
aufgepasst haben. Die Leihar¬ 
beitsfirmen, die sich geweigert 
haben, Streikbrecher zu spielen, 
waren nicht da - ich habe ge¬ 
hört, dass er sie rausgeschmis¬ 
sen hat. 

Im Pausenraum hat man ge¬ 
merkt, dass die Leute nervös sind, 
die wussten nicht, was auf sie zu¬ 
kommt. Man hatte das Gefühl: 
Die Vorgesetzten sind plötzlich 
so nett. Das war ungewöhnlich. 
Aber die, die gestreikt haben, die 
waren zusammengeschweißt. 
Sie haben sich über den Streik 
unterhalten, die Hauptdiskussi¬ 
on war: Was wird die Geschäfts¬ 


führung jetzt machen, und was 
werden wir machen? 

Natürlich war das ein komi¬ 
sches Gefühl, dass man immer 
beobachtet wird von Kollegen, 
die nicht mitgemacht haben. 
Manche haben einem nicht ins 
Gesicht gesehen. Da haben sich 
einige geschämt. Leute, die sonst 
immer zu mir kommen, haben 
mich nur von weitem gegrüßt. 
Andere, die gerne mitgemacht 
hätten, haben sich sehr gefreut, 
uns zu sehen. Sie haben erzählt, 
dass in den letzten Wochen Cha¬ 
os im Lager war, weil wir nicht 
gearbeitet haben. 

Die gestreikt haben, die ha¬ 
ben sich gesucht, die haben er¬ 
zählt, und dann kommen solche 
Fragen: Was machen wir jetzt? 
Und dann muss man Rede und 
Antwort stehen, aber es ist nicht 
einfach, den Leuten begreiflich 
zu machen, dass es ein sehr har¬ 
ter Kampf wird. Erstmal müssen 
wir gucken, was wir machen wol¬ 
len. Wir werden uns im Betriebs¬ 
rat und mit ver.di zusammenset¬ 
zen. Und dann werden wir eine 
Strategie entwickeln. So kampf¬ 
los dürfen wir uns nicht ergeben. 
Wir haben einen Riesenschritt 
gemacht. Wenn nichts dabei he¬ 
rauskommt, dann können wir 
immer noch sagen, wir haben 
gekämpft.“ 

* Name von der Redaktion geändert 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Nein zur Militarisierung der Außenpolitik 

Für ein ehrendes Gedenken an Karl Liebknecht im Deutschen Bundestag 



B ereits am 2. Dezember, dem 100. Jahrestag 
von Karl Liebknechts mutigem Nein zu den 
Kriegskrediten im Reichstag, bekräftigten 
Gruppen und Unterstützer der Berliner Frie¬ 
denskoordination einschließlich der DKP am 
historischen Ort die Forderung nach einer wür¬ 
digen Ehrung des überzeugten Antimilitaristen 
im Bundestag. Ein entsprechender Antrag der 
Linksfraktion, dort eine Gedenktafel zur Erin¬ 
nerung an diesen Akt der Zivilcourage anbringen 
zu lassen, war im Juli 2014 von den Fraktionen der 
CDU/CSU, der SPD und der Grünen abgelehnt 
worden. Mit den ins Feld geführten Begründun¬ 
gen der antikommunistischen Einheits-Parteiung 
setzten sich prominente Politiker der Partei „Die 
Linke“ im vollbesetzten Berliner Kulturzentrum 
WABE auseinander. Etwa 200 Besucher waren 
am Abend des 2. Dezember zum feierlichen Sym¬ 
posium zu Ehren Karl Liebknechts und seines Wi¬ 
derstands gegen die Barbarei des I. Weltkriegs 
gekommen: „1914-2014 Damals wie heute: Nein 
zum Krieg!“ 

Sevim Dagdelen, Sprecherin der Linksfrak¬ 
tion für internationale Beziehungen, fasste die 
unrühmliche Bundestagsdebatte zusammen: Die 
CDU zielt gegen den Mitbegründer der KPD mit 
dem Argument, deren Wirken „in der Weimarer 
Republik muss jeder Demokrat negativ bewer¬ 
ten“. Die mitregierende Koalitionspartei sprach 
von einem „vergifteten Antrag“. Jeder wisse doch, 
dass damit „auf die schwierige Rolle der SPD in 
den Jahren 1914 ff.“ verwiesen werden soll, „weil 
die SPD 1914 im so genannten Burgfrieden den 
Kriegskrediten zugestimmt hat“. Die Grünen wie¬ 
derum lehnten ab, weil es nicht einem „verant¬ 
wortungsvollen Umgang mit unserer Vergangen¬ 
heit“ entspräche, wenn „eine einzelne Persönlich¬ 
keit“ geehrt würde. Dieser Einwand, so Dagdelen, 
sei besonders humorvoll: Wen als den einzelnen 
Abgeordneten, der 1914 gegen die Kriegskredite 
stimmte, sollte man hier noch ehren? 

Das Nein 

der Linksfraktion nicht aufweichen 

Fraktionsvorsitzender Gregor Gysi ging auf den 
perfiden Versuch des CDU-Sprechers ein, Karl 
Liebknecht für die spätere Parteigeschichte ver¬ 
antwortlich zu machen. In den zwei Wochen nach 
der Gründung der KPD (30. Dezember 1918/1. Ja¬ 
nuar 1919) wurde er ebenso wie Rosa Luxemburg 
zur Illegalität gezwungen und am 15. Januar von 
der Reaktion ermordet. „Das zu ignorieren, ent¬ 
spricht dem militanten Antikommunismus in der 
Gesellschaft. Wir müssen es lernen, vorbeugend 
gegen Kriege zu kämpfen.“ Es sei nicht hinnehm- 
bar, dass die Bundesrepublik der drittgrößte Waf¬ 
fenexporteur der Welt ist. Im Übrigen hätten die 
meisten Abgeordneten anderer Fraktionen nicht 
begriffen, was Liebknecht 1914 auch für sie getan 
habe. Wenn ins Grundgesetz die individuelle Ent¬ 
scheidungsfreiheit der Abgeordneten nach Maß¬ 
gabe des eigenen Gewissens aufgenommen wur¬ 
de, sei das indirekt auch Liebknechts Verdienst. 
Freilich lässt Gysis Aussage die Möglichkeit offen, 
„dem eigenen Gewissen untergeordnet“ das un¬ 
bedingte Nein zum Krieg und seiner allseitigen 
Vorbereitung für „humanitäre Militäreinsätze“ 
auch innerhalb der Linksfraktion aufzuweichen. 


„Meine Hoffnung ist, dass Die Linke nicht 
nachgibt in ihrer Haltung zu Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr, nur um sich ihre ,Regierungstauglich¬ 
keit’ zu erkaufen“, schrieb der erkrankte Konstan¬ 
tin Wecker. Seine geplante Mitwirkung musste er 
ebenso absagen wie Esther Bejerano, an sie gingen 
Grüße ins Krankenhaus. „Für einen Pazifisten“, so 
Konstantin Wecker, „ist keine der regierenden Par¬ 
teien wählbar allein schon aus diesem Grund. Für 
Liebknecht stand noch am 4. August 1914 außer 
Frage, dass die Ablehnung der Kriegskredite für die 
Mehrheit der Reichstagsfraktion selbstverständlich 
und zweifelsfrei sei. Am Nachmittag stimmten die 
Sozialdemokraten den Krediten zu. Der Rest ist 
Geschichte, die wir alle kennen. Karl Liebknecht 
eine Gedenktafel am Reichstagsgebäude zu ver¬ 
weigern, halte ich für einen Skandal.“ 

Meinst du, die Russen wollen Krieg? 

Die unvorhersehbare musikalische „Lücke“ des 
Abends füllten dankenswert „über Nacht“ Gina 
Pietsch und ihr Begleiter Uwe Streibel aus. Aktu¬ 
ellen Biß hatten Tucholsky-Chansons wie „Sozi¬ 
aldemokratischer Parteitag 1919“ und andere von 
Hanns Eisler. Mit besonders langem Beifall wur¬ 
den eindringliche Plädoyers wie das „Friedenslied“ 
nach Brecht und Jewtuschenkos/Kolmanowskis 
„Meinst du, die Russen wollen Krieg?“ in deutscher 
und in russischer Sprache aufgenommen. 

Boris Kagarlitsky, Direktor des Moskauer Ins¬ 
tituts IGSO, das die sozialen Verhältnisse in Russ¬ 
land, die sozialen Bewegungen in der Welt und die 
Globalisierung untersucht, konstatierte im neuen 
Kalten Krieg der NATO größte Übereinstimmung 
mit der Russland-Hetze zu Beginn des imperialis¬ 
tischen Weltkriegs 1914. Dave Webb sprach für die 
in Großbritannien beheimatete Kampagne für nu¬ 
kleare Abrüstung. Die u.a. von Bertrand Russell 
mitbegründete Organisation, Markenzeichen der 
internationalen Friedensbewegung, brachte noch 
1991 gegen den Golfkrieg, 2003 gegen den illega¬ 
len Einmarsch in den Irak Tausende auf die Bei¬ 
ne. Viele Briten stellen angesichts der wirtschaft¬ 
lichen Probleme im eigenen Land die Frage, ob 
die Ausgaben für militärische Auslandsabenteu¬ 


er, u. a. mit nuklearen Trident-Raketen, überhaupt 
Sinn machen. 

Menschenleben retten statt töten 

Die stellvertretende Vorsitzende der Linksfrak¬ 
tion im Bundestag, Sarah Wagenknecht, widmete 
sich der bisherigen Bilanz der NATO-geführten 
Kriege: Seit 15 Jahren völlig destabilisierte Län¬ 
der, Hunderttausende ermordete Zivilisten und 
Nachfolge-Zustände schlimmer als vorher. „Die 
NATO spielt jetzt wieder in Europa mit dem Feu¬ 
er, sie setzt auf Krieg und Abschreckung. Deshalb 
ist es richtig, dass in unserem Wahlprogramm ge¬ 
fordert wird: Raus aus den militärischen Struktu¬ 
ren der NATO!“. Ebenso geht es um ein Verbot 
sämtlicher deutscher Rüstungsexporte. In vielen 
der dafür bevorzugten Länder und Krisenregio¬ 
nen herrscht Hunger, weil die UNO wegen der 
ausbleibenden Beiträge aus den „Geberländern“ 
keine Ernährungshilfe mehr leisten kann. 

Oskar Lafontaine, Vorsitzender der Landtags¬ 
fraktion „Die Linke Saar“, lief zur Hochform auf, 
als er gegen den militanten deutschen Mainstream 
polemisierte. „Es ist immer wieder zu beobachten, 

„Dieser Krieg ... ist nicht für die Wohlfahrt des 
deutschen oder eines anderen Volkes ent¬ 
brannt. Es handelt sich um einen imperialisti¬ 
schen Krieg, einen Krieg um die kapitalistische 
Beherrschung des Weltmarktes, um die politi¬ 
sche Beherrschung wichtiger Siedelungsgebie¬ 
te für das Industrie- und Bankkapital. Es han¬ 
delt sich vom Gesichtspunkt des Wettrüstens 
um einen von der deutschen und österreichi¬ 
schen Kriegspartei gemeinsam im Dunkel des 
Halbabsolutismus und der Geheimdiplomatie 
hervorgerufenen Präventivkrieg. Es handelt 
sich um ein bonapartistisches Unternehmen 
zur Demoralisierung und Zertrümmerung der 
anschwellenden Arbeiterbewegung..." 

Aus der Begründung des Nein Liebknechts zu 
den Kriegskrediten in der Reichstagssitzung vom 
2. Dezember 1914 


dass ,Humanität’ nur dann erwacht, wenn man 
Soldaten schicken, Waffen liefern, Kriege führen 
kann. Mit sehr viel weniger Geld, als für die Krie¬ 
ge ausgegeben wird, könnten wir unendlich mehr 
Menschenleben retten, ohne auch nur einen einzi¬ 
gen Menschen zu töten. Wo bleibt die Rationalität 
der Außenpolitik, der Politik überhaupt? Warum 
begreift die deutsche Diskussion nicht, dass das 
doch die Antwort unseres Landes sein muss im 
Hinblick auf unsere Vergangenheit: Wir bedrohen 
nicht mehr Leben durch Kriege, sondern wollen 
Vorbild sein, wenn es darum geht, Menschen vor 
Krieg, Hunger, Krankheiten in der ganzen Welt 
zu retten!“ 

Entspannungspolitik statt 
US-Drohnenkrieg 

„Wie kann man nur auf die Idee kommen“, so La¬ 
fontaine, „die 220 bewaffneten Konflikte, die es 
2013 in der Welt gab, mit Waffenlieferungen zu 
bekämpfen. Oder überall auf der Welt Interven¬ 
tionskriege zu führen. Die NATO gibt insgesamt 
1000 Milliarden aus für ihr Militär, allen voran die 
USA. Sie sind ja mächtig bedroht durch Russland, 
es gibt nach internationaler Statistik 88 Milliarden 
aus: Man muss kämpfen, um der Vernunft endlich 
zum Durchbruch zu verhelfen! Über die Kriegs¬ 
gründe wird so gelogen wie vor 100 Jahren, als der 
bewundernswerte Karl Liebknecht seine Zustim¬ 
mung verweigerte. Es ging und geht aber um nichts 
anderes als um imperialistische Ziele, nämlich um 
Rohstoffe und um Absatzmärkte. Wer den Leuten 
etwas anderes einredet, wer von Freiheit, Demo¬ 
kratie und Menschenrechten faselt, ist ein Lügner. 

Das müssen wir laut sagen und keine unbot¬ 
mäßigen Entschuldigungs-Kniefälle vor der DDR- 
Vergangenheit machen. Es ist himmelschreiendes 
Unrecht jetzt, dass von diesem Land aus der völ¬ 
kerrechtswidrige Drohnenkrieg der Vereinigten 
Staaten von Amerika geführt wird, dem Tausende 
Menschen, darunter viele unschuldige, zum Op¬ 
fer fallen. 

Im Ukraine-Konflikt hören wir nur noch von 
Sanktionen, von Putin-Verstehern, und Putin sei 
der eigentliche Aggressor. Es ist doch überhaupt 
kein Zufall, dass 49 Prozent der Gasleitungen in 
der Ukraine bereits in der Hand von US- oder von 
europäischen Firmen sind. Ein Oligarchensystem 
wurde dort direkt durch das andere ersetzt. Wir 
müssen gegen Oligarchenwirtschaft in Ost und in 
West kämpfen. Und die Schlafwandlerin im Bun¬ 
deskanzleramt sollte endlich begreifen, dass wir 
in Europa keinen Frieden ohne Russland haben 
können.“ 

In den Jahren einer dominierenden Entspan¬ 
nungspolitik gab es eine andere politische Spra¬ 
che: Gewaltverzicht, gemeinsame Sicherheit, Ab¬ 
rüstung. Im Sinn einer guten Nachbarschaft ist 
heute am Konzept der Partei „Die Linke“ festzu¬ 
halten. In einem ersten Schritt soll ein gegensei¬ 
tiges System von Sicherheit geschaffen werden, 
natürlich unter Einbeziehung Russlands. Die 
BRD muss aus der militärischen Infrastruktur der 
NATO aussteigen, damit sie nicht in jeden US- 
Krieg verwickelt wird. Es wird Zeit, dass das im 
Deutschen Bundestag begriffen wird. Und dass 
auch einige in der Partei „Die Linke“ es mal be¬ 
greifen. Hilmar Franz 


Kniefall von Thüringen 

Eine Dokumentation von Ekkehard Lieberam 


Die Partei „Die Linke“ galt lange Zeit als eine 
„sowohl-als auch-Partei“. Das noch marxistische 
Erbe aus frühesten PDS-Zeiten konnte nicht so¬ 
fort mit Brachialgewalt entsorgt werden. Mit dem 
Kniefall von Thüringen, d.h. dem Abschiedneh¬ 
men der Linkspartei von einer differenzierten 
und gerechten Bewertung der DDR und der kri¬ 
tischen Sicht auf den BRD-Staat hat sich dies ge¬ 
ändert. „Die Linke“ verbeugt sich nicht etwa vor 
dem grandiosen Versuch der DDR, den Kapitalis¬ 
mus auf deutschem Boden mit Stumpf und Stiel 
auszurotten, neue soziale Beziehungen zwischen 
den Menschen zu schaffen frei von Ausbeutung 
und Unterdrückung, sondern sie verbeugt sich vor 
dem „Rechtsstaat Bundesrepublik Deutschland“ 
und dem Unrecht, das in dessen Namen began¬ 
gen wurde und wird. Das ist eine nicht unerwar¬ 
tete Zäsur, die gründlich zu analysieren ist, zumal 
LINKE-Politiker sich in einem wahrhaft schwin¬ 
delerregenden Tempo immer mehr in Richtung 
großkapitalistischer Interessen gewendet haben 
und weiter wenden. 25 Jahre nach der konterrevo¬ 
lutionären „Wende“ hat sich die Partei „Die Lin¬ 
ke“ den politisch-moralischen Kampfbegriffen der 
Sieger im Kalten Krieg gegen den Realsozialismus 
unterworfen. In den Sondierungsgesprächen über 


eine Regierungskoalition in Thüringen wurde so¬ 
wohl der Kriminalisierung der DDR als „Unrechts¬ 
staat“ als auch der Forderung zugestimmt, mit des¬ 
sen „Aufarbeitung“ jetzt so richtig loszulegen. Die 
theoretische und politische Dämlichkeit, Dumm¬ 
heit und Kollaboration kennen hier keine Grenzen 
und keine Haltelinien, schon gar nicht rote. Einige 
Parteiaustritte soll es schon gegeben haben. Ek¬ 
kehard Lieberam, der zu den aktiven Marxisten 
in der LINKEN gehört, untersucht den Kniefall 
von Thüringen in einer kürzlich erschienenen Pu¬ 
blikation des pad-Verlages. Es handelt sich um eine 
Dokumentation der Vorgeschichte und Geschichte 
der Thüringer Kapitulation vor dem Gegner. Wie 
Lieberam aufzeigt, vollzog sich der Kurswechsel 
in der Thüringer Linkspartei, materialisiert in der 
Leerformel vom „Unrechsstaat DDR“, hinter den 
Kulissen der Parteiöffentlichkeit schon seit Sep¬ 
tember 2009. 

Die Dokumentation zum Kniefall in Thüringen 
und zum Thema „Unrechtsstaat DDR“ informiert 
in acht Abschnitten über die aktuelle Debatte, über 
Pro und Contra sowie über die Positionen von 
Uwe-Jens Heuer, Ludwig Elm, Michael Schumann, 
Erich Buchholz, Hermann Klenner und anderen 
führenden Politikern und Rechtswissenschaftlern 


der PDS in den neunziger Jahren. Sie bringt auch 
aktuelle Stellungnahmen von Zusammenschlüssen 
und Mitgliedern der Linkspartei, vom Kuratorium 
ostdeutscher Verbände sowie von Persönlichkei¬ 
ten, die sich in dieser Debatte zu Wort melden. So 
macht Friedrich Schorlemmer die ganze Schein¬ 
heiligkeit derjenigen deutlich, die die DDR als Un¬ 
rechtsstaat diskreditierten. Besondere Abschnitte 
informieren über rechtswissenschaftliche und po¬ 
litische Positionen zu den Begriffen Rechtsstaat 
und Unrechtstaat sowie über die durchaus mageren 
Ergebnisse der bisherigen strafrechtlichen „Auf¬ 
arbeitung“ von tatsächlichem oder angeblichem 
Unrecht in der DDR. Der Abschnitt „Recht und 
Unrecht, Rechtsstaat und Unrechtsstaat im All¬ 
tagsdenken“ stützt die schon länger bekannte Ein¬ 
schätzung, dass die Delegitimierung der DDR im 
Osten weitgehend gescheitert ist. Ein „Nürnberger 
Prozess“ gegen die DDR am Maßstab des DDR- 
Rechts war nicht möglich. Jedoch in Thüringen und 
insbesondere in diesem Jubeljahr der Konterrevo¬ 
lution wurden und werden immer wieder Versuche 
unternommen, die DDR in die Reihe des faschisti¬ 
schen Staates zu stellen. Dabei ist man keineswegs 
originell, sondern bewegt sich im Korsett der Ar¬ 
gumentationsmuster der 50iger Jahre. 

Die Partei „Die Linke“ wird keine Freude an 
ihrer in einem Koalitionsvertrag festgeschriebe¬ 
nen Politik der Delegitimierung der DDR haben. 
Durch die Unrechtsstaatdebatte geschürt und flan¬ 
kiert wird die Ungleichbehandlung der Ostdeut¬ 


schen. Eine Wiederholung des sozialistischen Ver¬ 
suchs auf deutschem Boden soll mit Mitteln der 
psychologischen Kriegsführung endgültig ausge¬ 
schlossen werden. Ganze soziale Schichten sollen 
ausgeschaltet und moralisch gebrochen werden, die 
Jugend wird gezielt desorientiert. Da wirkt es auch 
etwas wenig widerständig, wenn Sahra Wagen¬ 
knecht feststellt: „Die Mehrzahl der heute aktiven 
Linken war nie Mitglied der SED und hat daher 
auch keinen Grund, sich für in der DDR begange¬ 
nes Unrecht zu entschuldigen.“ Hat sie auch keinen 
Grund die historische Leistung der DDR zu wür¬ 
digen? Die Dokumente aus Thüringen, der kalte 
antikommunistische Putsch, der fehlende sich zur 
organisierten Abwehr verfestigende Aufschrei aus 
der Basis der Partei zeugen davon, dass der völlige 
Verfall der Linkspartei als einer Partei, die ehemals 
links stehen wollte unaufhaltsam voranschreitet. 
Lieberams Dokumentation liefert den Beweis und 
auch Argumente, um sich differenziert aus marxis¬ 
tischer Sicht mit den Lügen, Halbwahrheiten und 
für uns auch schmerzlichen Wahrheiten über die 
DDR-Geschichte auseinanderzusetzen. Es ist ein 
Enthüllungsbuch zur richtigen Zeit 

Herbert Münchow 

Ekkehard Lieberam, Der Kniefall von Thüringen, 
Die LINKE und die Unrechsstaat-Debatte - eine 
Dokumentation, pad-Verlag 2014, 70 Seiten, 5,- 
Euro. Bezugsadresse: pad-Verlag, Am Schlehdorn 
6,59192 Bergkamen/pad-verlag@gmx.net. 
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Erinnern heißt leben 

Der sozialistische Theatermann Manfred Wekwerth wäre jetzt 85 



Auch Renate Richter sprach zu den Anwesenden. Links im Bild die Wekwerth-Büste, geschaffen von Christiane Rößler. 


„Von manchem linken Politiker ... höre ich, dass die Ar¬ 
beitslosigkeit nur die Folge der zeitweiligen Flaute des Ka¬ 
pitalismus ist und mit steigendem Wachstum wieder sinkt. 
Darum dürfe man auch als Linker dieses Wachstum der 
Wirtschaft im Interesse der Arbeitslosen keinesfalls stören. 
Den Kapitalismus müsse man bekämpfen, indem man die 
„Profitdominanz“ bekämpft, denn sie sei der Grund kapi¬ 
talistischer Ausbeutung und Ungerechtigkeit. 

Mir kommt das vor, als fordere man den Regen ultimativ auf, 
endlich nicht mehr nass zu sein. Denn wenn ich Marx rich¬ 
tig verstanden habe, ist Arbeitslosigkeit kein zeitweiliger 
Betriebsunfall des Kapitalismus, den ein Aufschwung wie¬ 
der beseitigt. Arbeitslosigkeit ist bereits dieser Aufschwung, 
denn sie bringt Gewinn. Wie wir allabendlich in der „Bör¬ 


se im Ersten“ vom charmanten ARD-Aufschwungs-Guru 
Herrn Lehmann hören, steigen ja zusammen mit der Ar¬ 
beitslosenzahl auch erheblich die Börsen-Kurse. Die Indus¬ 
trie spricht ja geradezu von „Entlassungs-Produktivität“. 
Arbeitslosigkeit ist also kein Versagen des Kapitalismus, es 
ist sein normales Funktionieren. Die wachsende „industri¬ 
elle Reservearmee“ (Marx), die da ohne Arbeit vergeblich 
auf Arbeit wartet, ist für den Kapitalismus kein beschä¬ 
mendes Unglück, im Gegenteil, es ist das Glück stolzen 
Unternehmertums, wissenschaftlich beraten von bewährten 
Instituten wie McKinsey.“ 

Aus Manfred Wekwerths Eröffnungsreferat „Zerstörung von Kultur und Kul¬ 
tur der Zerstörung“, gehalten auf dem 2. Kulturforum der DKP in Nürnberg 
am 6. Mai 2006. 


„Happy End und Hackepeter“ ver¬ 
sprach Manfred Wekwerth im Sommer 
seinen Gästen zum 85. Geburtstag am 
3. Dezember. Er starb schon am 16. Juli 
2014, doch allgegenwärtig war er un¬ 
ter den 300 Freunden und Genossen, 
die ihn nun im Münzenbergsaal am 
Berliner Franz-Mehring-Platz 1 ehr¬ 
ten. Das „Antieiszeitkomitee“ und sei¬ 
ne Frau Renate Richter kümmerten 
sich nicht nur um die Einlösung seines 
Wunsches - den ausgewählten Film im 
zweiten Teil mit dem speziellen Pausen¬ 
imbiss davor -, sondern auch um eine 
„mehrstimmige Würdigung“: Geburts¬ 
tagsständchen zwischen Redebeiträgen 
und Interviewausschnitten. 

Michael Letz improvisierte zu Eis¬ 
ler (Kinderhymne, Kampfmusik), Die- 
ther Dehrn sang „Lerne das Einmal¬ 
eins“ und bekam zum „Solidaritäts¬ 
lied“ einen kräftigen Saal-Refrain. Die 
Rock-Band „Emma“ spielte „ihre“ Ver¬ 
sion zum früh dichtenden Brecht und 
Fred Syman adaptierte einen Choral 
für den Jubilar. Auf der Leinwand bril¬ 
lierten Renate Richter und Wolf Kaiser 
neben anderen mit Songs von Brecht/ 
Weill in Wekwerths Fernsehinszenie¬ 
rung von Elisabeth Hauptmanns Stück 
„Happy End“ (DDR 1979). Der Re¬ 
gisseur hatte diesen Beitrag während 
seiner letzten Schaffensphase gern zu 
internationalen Brecht-Tagen im Aus¬ 
land gezeigt. 

Für die Veranstalter sprach Angeli¬ 
ka Haas: Manfred Wekwerth war als In¬ 
tendant des Berliner Ensembles (BE) 
wie als Präsident der DDR-Akademie 
der Künste einer, der für andere und 
für die Kunst da war. Die Entfaltung 
ihrer Wirksamkeit wollte er verbessern. 
„So eine Haltung hält sich und setzt 
sich fort im Verknüpfen von Künstlern 
und Leuten. Der Brecht-Schüler bleibt 
ein bewunderungswürdiger Lehrer, ge¬ 
rade weil er selbst so gern lernte.“ 

Einer der aufsehenerregenden Er¬ 
folge des BE-Regisseurs war 1979 die 
Uraufführung von Volker Brauns Stück 
„Der große Frieden“. Jetzt las der Dich¬ 
ter für den Freund noch einmal die 
Auftragsarbeit „Prolog zur Eröffnung 
der 40. Spielzeit des Berliner Ensem¬ 
bles“, einer der wesentlichen Herbst- 
Texte 1989 vom 11. Oktober. Er war 
auch als Flugblatt des Brechtzentrums 
Berlin zur Erneuerung eines sozialis¬ 
tischen Gesellschaftsmodells gedruckt 
worden: „Unsere Bühne, raumbietend/ 
Den großen Widersprüchen/Wird wie- 
dereröffnet./Der Planwagen der Händ¬ 
lerin/Und der Eisenwagen der Genos¬ 
sen/Stoßen aufeinander ... Der Hunger 
auf Kommunismus/Wird übergangen/ 
Man verlangt bürgerliche Kost./Und 
da macht man/reinen Tisch mit der 
Geschichte/Und steht vor dem leeren./ 
Aber bedenkt/Dass da auch Hunger 
herrscht/mit dem Mandat der Massen/ 
Hunger nach Gerechtigkeit.“ 

DerWitz der Dialektik 

Im eingespielten „weltnetz.tv“- 
Interview mit Diether Dehrn antwor¬ 
tet Manfred Wekwerth Monate vor 
seinem Tod auf „Was war der bedeu¬ 
tendste Fehler der Linken nach 1990?“: 
„Dass sie ,Links 4 verlassen haben. Dass 
sie dem Antikommunismus nachgege¬ 
ben und sich entschuldigt haben für 
die Mauer. In den programmatischen 
Eckpunkten ist keine Rede mehr von 
Marx.“ Der Marxismus habe Brechts 
Stücke nicht gelähmt, sondern durch 
den dabei entdeckten „Witz der Dia¬ 
lektik“ ungeheuer beflügelt. 

Der Schriftsteller Eberhard Panitz 
findet es genial, wie Wekwerth in zwei 
Sätzen Brecht-Theater zusammenfass¬ 
te und lebenslang machte: „Unser The¬ 
ater erzählte Begebenheiten zwischen 
Mensch und Geschichte. Brecht hat ent¬ 
deckt, dass das Theater von Vorgängen 
lebt, die man zeigt, und dass die Vorgän¬ 
ge alles enthalten müssen, was man sa¬ 
gen will.“ Das sei auch bei allen Gegen¬ 
wartsinszenierungen Wekwerths wie 
beim Fernsehfilm zu Panitz’ Erzählung 
„Die unheilige Sophia“ stets die Wahr¬ 


heit gegen alle umgehenden Gespens¬ 
ter gewesen. Heute treten sie in Gestalt 
des „Unrechtsstaates DDR“ auf. 

Die Zerstörung der Kultur und die 
Kultur der Zerstörung, ein großes, ins¬ 
besondere für die DKP impulsgeben¬ 
des Thema Manfred Wekwerths, griff 
der Jurist Hermann Klenner in seinem 
Beitrag auf. Im Kampf gegen die „Tuis“ 
und gegen die Rekapitalisierungsfolgen, 
auch in der Kultur, habe er sein aufklä¬ 
rerisches Gegenprogramm formuliert: 
Die Kunst ist eine Lüge, die dem Men¬ 
schen zur Wahrheit hilft. Danach han¬ 
delte er auf solider soziologischer Ba¬ 
sis. Dafür wurde ihm und fünfzehn BE- 
Schauspielern 1991 ohne Begründung 
vom Berliner Kultursenator gekündigt, 
wie aus der ausliegenden Trauerrede 
von Prof. Heinrich Fink vom 18. Sep¬ 
tember in Grünau hervorgeht. 

Wechselbeziehung von 
Kunst und Wissenschaft 

Robert Weimann, langjähriger Prä¬ 
sident der Shakespeare-Gesellschaft 
der DDR, ging ebenfalls auf die enge 
Wechselbeziehung von Kunst und Wis¬ 
senschaft ein, diesen „vorzüglichen 
Punkt“ bei Wekwerth. Er nahm dafür 
dessen liebste Inszenierung „Richard 
III.“ als Beispiel, 1972 mit Hilmar Tha- 
te im Deutschen Theater (DT) und mit 
Hilfe von Elisabeth Hauptmann rea¬ 
lisiert. „Durch verfremdete Spielwei¬ 
se wurden die Zuschauer angehalten, 
zu differenzieren statt sich zu identi¬ 
fizieren.“ Es sei Manfred Wekwerth 
gewesen, der damals die ästhetische 
Affinität zwischen dem BE und dem 
DT wissenschaftlich und künstlerisch 
aufnahm und in die Welt setzte. 

Das 2006 von Fred Syman vertonte 
und von Brecht versifizierte „Manifest“ 
nach Marx und Engels haben Manfred 
Wekwerth, Renate Richter und gele¬ 
gentlich auch Alejandro Quintana bei 
Live-Auftritten bekannt gemacht, be¬ 
vor die CD erschien. Alejandro, jah¬ 


relang im DDR-Exil eng an der Seite 
seines solidarischen Genossen Man¬ 
fred, sandte diesmal einen Brief aus 
Santiago de Chile von einer Gastregie: 
Danke, Companero. Er hatte schon bei 
Wekwerths Inszenierung von „Troi- 
lus und Cressida“ mitgewirkt, die 1985 


„Ich hoffe sehr, dass ich an der Kunst¬ 
ausstellung zur Rosa-Luxemburg-Kon- 
ferenz ,Nein, wir wollen Eure Kriege 
nicht - eine bessere Welt ist möglich! 4 
teilnehmen kann!“ So schrieben uns 
nicht wenige Künstlerinnen und Künst¬ 
ler, um ihrem Engagement gegen diese 
verbrecherischen Kriege und für eine 
gerechtere Welt neben ihren Kunstwer¬ 
ken zusätzlich Ausdruck zu verleihen. 

Die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber war enorm groß. Die Jury 
hat daher entschieden, möglichst vielen 
Künstlerinnen und Künstlern die Prä¬ 
sentation ihrer Exponate zu ermögli¬ 
chen, musste jedoch wegen der be- 


beim Edinburgh-Festival als „die beste 
Shakespeare-Aufführung seit 20 Jah¬ 
ren“ gewürdigt wurde. Persönliche 
Grußworte kamen auch aus Großbri¬ 
tannien von Anthony Hozler, dem He¬ 
rausgeber von Wekwerths übersetz¬ 
tem und bis in die USA vertriebenen 


grenzten Ausstellungsfläche die Anzahl 
der einzelnen Kunstobjekte auf ein Mi¬ 
nimum reduzieren. Zur Auswahl kamen 
Kunstwerke von 47 Kunstschaffenden, 
davon überwiegend Bilder, einige Gra¬ 
fiken, Installationen, Skulpturen, eine 
Tapisserie sowie Fotografien. Mit da¬ 
bei sind einige bekannte Künstlerin¬ 
nen und Künstler aus der letzten Aus¬ 
stellung, wie die Installationskünstlerin 
Marielle Bergmann, Berlin, Maler und 
Grafiker Gerrit Marsen, Frankfurt/M., 
Malerin Ula Richter, Dortmund, Ma¬ 
ler Marco Schaub, Gera und Maler und 
Grafiker Toni Köhler-Terz, Lauscha, 
um nur einige zu nennen. 


Brecht-Handbuch „Mut zum Genuss“ 
für Spieler, Zuschauer, Mitstreiter und 
Streiter. 

Hoffnungen auf optimistische 
Tragödie mit einem anderen Schluss 

Die Bühnenbildnerin und Porträt¬ 
plastikerin Christiane Rößler nahm 
Manfred Wekwerths behutsame Regie 
bei der öffentlichen Enthüllung einer 
Büste für den im April 2014 verstorbe¬ 
nen Weggefährten Werner Mittenzwei 
zum Anlass, dieses ihr modellhaft-re¬ 
flexives Zelebrieren für die Bühne nun 
auch für den Meister selbst anzuwen¬ 
den. Sie dokumentierte vor der noch 
verhüllten Erinnerungsplastik Brief- 
und Tagebuchausschnitte, spiegelte 
„Mut zum Genuss“ subjektiv, machte 
Eindrücke zu wichtigen Verfilmungen, 
etwa zu Wischnewskis „Optimistischer 
Tragödie“, öffentlich. Für Wekwerths 
Rüstzeug, seine angeregte Grundla¬ 
genbildung zu Brechts Dialektik der 
Arbeit bekannte sie Dankbarkeit. „Ich 
bin dankbar, dass nun dieser Kopf für 
Manfred entstand, ein Zeugnis all die¬ 
ser Gedanken. Das war für mich zu¬ 
gleich Schulung im Denken, im Suchen, 
im Ordnen und im Einordnen gerade 
einer Zeit, in der Zusammenhänge von 
Kunst, künstlerische Schaffensprozesse 
nicht mehr hinterfragt werden 44 

Für Christiane Rößlers Aktion zum 
Modellsitzen hatte Werner Mittenzwei 
2013 eine nach Akademie-Persönlich¬ 
keiten der DDR zusammengestellte Na¬ 
mensliste von noch lebenden Künstlern 
und Wissenschaftlern aus der Emigran¬ 
ten-Generation vorgeschlagen. Manfred 
Wekwerth, dem die Anregung zu ver¬ 
danken war, ging auf dieser Grundlage 
davon aus, dass eines Tages im Ausland 
ausgestellt und so, anders als hierzulan¬ 
de, eine Diskussion über eine gesell¬ 
schaftliche Alternative, über tatsäch¬ 
liche Geschichtsverläufe und Leistun¬ 
gen zustande käme. Christiane Rößler 
schrieb in einer Tagebuchnotiz: „Es wird 
irgendwann wieder Fragen geben, de¬ 
ren Antworten in dieser Kunst gefunden 
werden können. Es liegt eine Hoffnung 
darin. Vielleicht, wenn sich die Zeiten 
wandeln, werden aus den Akten dieser 
optimistischen Tragödie Szenen, und es 
ist noch Platz für einen anderen Schluss.“ 

Hilmar Franz 


Ab 10 Uhr erwartet die Gäste der 
Konferenz in der 2. Etage der Urania 
eine bemerkenswerte farbige Auswahl 
unterschiedlicher Stile und Sujets zum 
Thema. Erstmalig findet auch eine Ver¬ 
nissage mit musikalischem Auftakt ei¬ 
nes Akkordeonisten statt und der be¬ 
kannte Berliner Schauspieler Reinhard 
Kuhnert wird eine Kurzgeschichte aus 
der Edition Steffen Trödler vortragen. 
Die Künstlerinnen und Künstler wer¬ 
den anwesend sein und gern mit den 
Besucherinnen und Besuchern über 
ihre Werke diskutieren. 


Bärbel Brede 
Gruppe Tendenzen Berlin 



Gerrit Marsen: Con tu querida presencia,Comandante Che Guevara 


Tendenzen in der Urania 

Kunstausstellung anlässlich der Rosa-Luxemburg-Konferenz 2015 
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„So hau ich ab, und zwar ganz weit“ 


Der Maler Felix Nussbaum, vor iio Jahren geboren, vor 70 Jahren ermordet • Von Benno Sorg 


S einem militaristischen Vater 
hielt der Maler einmal entge¬ 
gen: „Und ruft man mich einst 
wieder zu den Fahnen, so haue ich ab 
und zwar ganz weit.“ Ein Familien¬ 
krach war die Folge, doch dazu später. 

Um 1900 waren die Eltern aus dem 
Emsland nach Osnabrück gezogen 
und hatten es im Eisenhandel bald zu 
Wohlstand und Ansehen gebracht. Als 
am 11. Dezember 1904, also vor 110 
Jahren, Felix Nussbaum geboren wur¬ 
de, stand einer glücklichen Kindheit 
nichts entgegen. 

Die Familie gilt als religionsfern. 
Man besucht nur zu den hohen Feier¬ 
tagen die Synagoge und spendet be¬ 
achtliche Gelder für Wohltätigkeits¬ 
zwecke. 

In der Schule kommt Felix nicht 
zurecht und verlässt 1922 das könig¬ 
liche Realgymnasium ohne die ange¬ 
strebte Obersekunda-Reife. Für das 
nachfolgende Sommersemester im¬ 
matrikuliert er sich an der staatlichen 
Kunstgewerbeschule in Hamburg. 
1923 wechselt er dann an die Lewin- 
Funcke-Schule in Berlin. 

Mit seinem Lehrer Ludwig Meyer 
führt er Diskussionen über die Rol¬ 
le Gottes in der Kunst. Den frommen 
Positionen seines Lehrers, über der 
Kunst stehe das Beten, setzt er trot¬ 
zig entgegen: „Doch Malerei kann 
für mich das Größte sein. Ich bin viel¬ 
leicht zu gebildet, um an Gott zu glau¬ 
ben, denn zu jung, sage ich mir, bin ich 
dazu.“ 

Bis 1932 bleibt er in Berlin, in¬ 
zwischen liiert mit Felka Plate. We¬ 
gen der Liebe zu „dem armen Polen¬ 
mädchen“ kommt es zu nachhaltigen 
Spannungen in der Familie. Die späte¬ 
re Schwiegertochter wird nicht akzep¬ 
tiert, genauso wenig wie seine Kunst, 
die etwa seine Mutter offen als „Fir¬ 
lefanz“ bezeichnet. 

In Berlin wird er in der progressi¬ 
ven Kunstszene bekannt. Seine Aus¬ 
stellungen erregen die Aufmerksam¬ 
keit der Kunstkritik. Aber - wohl we¬ 
gen seines Namens - wird er immer 
wieder auf seine jüdisch-religiöse 
Herkunft reduziert: In der Bespre¬ 
chung seiner Ausstellung in Kassel 
kommt 17 Mal das Adjektiv „jüdisch“ 
vor, obwohl kein einziges Bild mit re¬ 
ligiöser Thematik gezeigt wurde. 

Er gehört zu den jungen Künst¬ 
lern, die sich gegen die etablierte 
Szene absetzen. 1931 stellt er in der 
„Sezessions“-Ausstellung sein Aufse¬ 
hen erregendes Gemälde „Ein toller 
Platz“ vor. Dies wird häufig als Aus¬ 
druck des „Generationenkonfliktes“ 
zwischen den etablierten und den 
jungen Malern gedeutet. Tatsächlich 
erweist es sich als tiefgreifendes Re¬ 
sümee seiner bis dahin gewonnenen 
politischen Erkenntnisse und seiner 
künstlerischen Reifung: 

Links vom Brandenburger Tor, vor 
der Akademie der Künste - „Akade¬ 
mie“ im Bild auf „Demie“, also Hälf¬ 
te der Künste, verkürzt - sind unter 
der schwarz-weißen Preußenfahne die 
schwarz gekleideten und weißhäupti- 
gen Honoratioren angetreten. Aber 
noch nicht vollständig: Von rechts aus 
einer Baulücke kommend, marschie¬ 
ren in militärischer Formation weitere 
Schwarz-Weiß-Menschen auf. In der 
Farbgleichheit mit der Preußenfahne 
deutet sich eine Bezugnahme auf das 
Kaiserreich an. „Unter den Talaren 
nur Mief aus Kaiserjahren“, könnte 
man reimen, von Nussbaum vielleicht 
auch eine Anspielung auf das bellizis- 
tische Manifest der 93 Wissenschaft¬ 
ler und Kulturschaffenden (UZ vom 
3.10.), in dem die deutsche „Elite“ den 
Beginn des Ersten Weltkriegs als Ver¬ 
teidigungskrieg rechtfertigte - auch 
Max Liebermann hatte unterschrie¬ 
ben. „Fein gegeben“ kommentierte 
Nussbaum einmal seine ironisierende 
Spitze mit „Demie“. 

Rechts vom Brandenburger Tor 
hat der Maler eine Baulücke gerissen: 
Das Haus des kaiserlichen Hofbau¬ 
meisters Ernst von Ihne - Nestor der 
wilhelminischen Beeindruckungsar- 




Foto: Felix Nussbaum, St. Cyprien (Gefang< 
Nussbaum-Haus Osnabrück, Leihgabe der 


Bild oben:„Der tolle Platz“ 1931. Darunter:„Saint Cyprien“, 1942. Nebenstehend: Selbstbildnis, undatiert (ca.1943). 


chitektur - fehlt und auch ein Teil 
des Ateliers Liebermann. Damit ist 
zumindest die bauliche Verbindung 
zwischen den beiden Kunsthoheiten 
gekappt. Die Lücke öffnet den Blick: 
Die Siegessäule ist umgeworfen - 
fraglos eine malerische Provokation 
an die Adresse der revanchistischen 
Kräfte der damaligen Zeit, die die 
Revision der Ergebnisse des Welt¬ 
krieges auf ihre Fahnen geschrieben 
hatten. 

Mit dem Sturz der Säule schafft 
Nussbaum auch einen historisch-po¬ 
litischen Bezug: Auf Anregung des 
Malerkollegen und „Kulturministers“ 
Gustave Courbet war durch die Pari¬ 
ser Commune die Siegessäule auf dem 
Vendöme-Platz als „Monument der 
Barbarei, als Symbol brutaler Gewalt 
und falschem Ruhm, als Bekräftigung 
des Militarismus und als permanente 
Beleidigung der Sieger gegen die Be¬ 
siegten“ niedergelegt worden. 

Auf dem Dach seines Ateliers 
stehend bleibt Max Liebermann von 
der herabstürzenden Viktoria unbe¬ 
eindruckt und malt ... ein Selbst¬ 
porträt. 

Zum weiteren historischen Hinter¬ 
grund des Bildes: Das Brandenburger 
Tor war ursprünglich als Friedenstor 
erbaut und der Platz davor dem Frie¬ 
den gewidmet worden. Die Quadriga 
auf dem Tor wird von der Friedensgöt¬ 
tin gelenkt. Die Namensgebung „Pa¬ 
riser Platz“ erfolgte erst in den Jah¬ 


ren nach dem Sieg über Napoleon und 
wurde damit - auch - in die Tradition 
des erwachenden deutschen Chauvi¬ 
nismus gestellt. 

Im Titel seines Bildes jedenfalls 
meidet Nussbaum den damaligen Na¬ 
men der Örtlichkeit und bezeichnet 
sie als „tollen Platz“, vielleicht gemeint 
im doppelten Wortsinn als etwas ver¬ 
rückter Platz, aber auch im Sinne von 
bewundernswert. 

Im Oktober 1932 übersiedelt er 
als Studiengast der deutschen Aka¬ 
demie „Villa Massimo“ nach Rom. 
Auch dort versteht er sich durchaus 
als politischer Künstler. Es kommt zu 
einer tätlichen Auseinandersetzung 
mit dem späteren Lieblingsbildhauer 
der Nazis Arno Breker. 

Ein bitteres Schicksal ereilt den 
Künstler: Ein Großteil seiner in Berlin 
zurückgebliebenen Bilder fällt einem 
Dachstuhlbrand zum Opfer. 

Mit Entsetzen erlebt die Familie 
Nussbaum in Osnabrück die Macht¬ 
übernahme durch die Nazis. Phil¬ 
ipp Nussbaum, stolzer Veteran des 1. 
Weltkriegs, wird im Herbst 1933 aus 
dem Kavallerie-Verein Osnabrück 
ausgeschlossen und verfasst am 1. Ja¬ 
nuar 1934 ein schwülstiges Gedicht, 
in dessen letztem Vers es heißt: „So 
leb dann wohl, du Deutschland mei¬ 
ner Ahnen, du Land, dem ich gedient 
hab alle Zeit. Und ruft man einst mich 
wieder zu den Fahnen, dann steh ich 
da und bin bereit.“ 


Die letzte Zeile hat Felix vor dem 
Hintergrund seiner inzwischen anti¬ 
militaristischen und pazifistischen Po¬ 
sitionen respektlos umgedichtet, wie 
eingangs erwähnt: „So hau ich ab und 
zwar ganz weit.“ Das führt bei dem 
letzten Zusammentreffen der Familie 
im Frühjahr 1934 in Rapallo zu einer 
heftigen Auseinandersetzung, weil der 
Vater sich von seiner obsoleten Krie¬ 
gerehre nicht trennen kann. 

Für Felix folgt die entbehrungsrei¬ 
che Immigration nach Frankreich und 
Belgien. Vom belgischen Fremden¬ 
register wird 1935 ein Fremdenpass 
ausgestellt, der im späteren Werk des 
Malers noch große Bedeutung haben 
wird. 

Am 10. Mai 1940 wird Felix Nuss¬ 
baum in Brüssel verhaftet und unter 
Mitwirkung der inzwischen kollabo- 
rierenden belgischen Administration 
in das Gefangenenlager Saint-Cypri- 
en - genannt: Die Hölle von Perpig- 
nan - deportiert, wo man neben den 
bereits dort internierten Spanien¬ 
kämpfern mehrere tausend deutsche 
und polnische Juden aus Belgien und 
Holland einpfercht. Kaum ernährt, 
ohne medizinische Versorgung, ster¬ 
ben zahllose Gefangene. 

Auf einem Foto von Nussbaum 
mit Mitgefangenen aus der dama¬ 
ligen Zeit sind auch zwei Spanien¬ 
kämpfer an ihrem mit Stolz getra¬ 
genen Barett erkennbar. In einem 
späteren Selbstporträt malt er sich in 



genau diesem Erscheinungsbild - er 
hat sich mit ihnen offenbar politisch 
identifiziert. 

Als Jude soll Nussbaum in ein Ver¬ 
nichtungslager deportiert werden. In 
Bordeaux gelingt ihm unter aben¬ 
teuerlichen Umständen die Flucht. 
Er schlägt sich nach Brüssel zu sei¬ 
ner Frau Felka durch und lebt mit ihr 
dann versteckt bei dem Künstlerkol¬ 
legen Dolf Ledel. Aus Saint-Cyprien 
hatte er Skizzen und Entwürfe mitge¬ 
bracht, daraus entsteht 1942 ein Ge¬ 
mälde. Die Gefangenen haben sich 
um einen aus Pappresten und Holz 
gebastelten Globus geschart, vertieft 
in Nachdenken und Diskussion. Der 
Globus als Sinnbild der Abgrenzung 
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wissenschaftlichen Denkens von der 
Religion unterstreicht die atheistische 
Position des Malers, der sich auch in 
der Gruppe befindet, allerdings offen¬ 
bar reisefertig mit gepacktem Bündel, 
also deutlich aus dem Blickwinkel der 
gelungenen Flucht. 

In Brüssel spitzen sich die Gefah¬ 
ren zu, verhaftet und deportiert zu 
werden. Ein Angebot Ledels, gemein¬ 
sam sich dem Maquis in den Arden¬ 
nen anzuschließen, lehnt Nussbaum 
ab, wohl im Hinblick auf Felkas de¬ 
solaten körperlichen und psychi¬ 
schen Zustand. Für einige Zeit kann 
das Ehepaar in einem Versteck leben. 
In dieser Zeit entsteht das wohl be¬ 
kannteste Gemälde Nussbaums, das 



Ins Wasser gefallen sind die Pläne für eine Gastrasse in bulgarischen Hoheitsgewässern. 

Brüsseler Rohrkrepierer 

Moskau stoppt das Pipeline-Projekt „South-Stream“ 


irgendjemand - nicht der Maler sel¬ 
ber - einmal „Selbstbildnis mit Ju¬ 
denpass“ genannt hat, eine sinnver¬ 
fälschende Betitelung. Es handelt 
sich vielmehr um die 1935 ausgestellte 
Kennkarte mit dem inzwischen durch¬ 
gestrichenen Vermerk „Nationalite 
Allemande“ und übergestempeltem 
„Jood/Juif“. Er, der Religionsferne, der 
Atheist, plötzlich „abgestempelt“ im 
Sinne der rassenpolitischen Ideologie 
des Nazi-Regimes. 

Nach Denunziation wird das Ehe¬ 
paar Nussbaum am 20.6.1944 durch 
die deutsche Wehrmacht verhaftet 
und mit einem der letzten Transporte 
aus Belgien nach Auschwitz überstellt 
und dort im Herbst, also vor 70 Jahren, 
ermordet. Ohne dass die Familienmit¬ 
glieder voneinander wussten, erlitten 
am 11. Februar 1944 die Eltern Phi¬ 
lipp und Rahel Nussbaum in Ausch¬ 
witz das gleiche Schicksal. Der Bruder 
Justus wird am 7. Dezember 1944 in 
Stutthof/Frankreich ermordet. 

Und nach 1945? 

Das offizielle Osnabrück interessiert 
sich zunächst kaum für den in dieser 
Stadt geborenen Maler. In den 1960er 
Jahren kauft das Museum etliche der 
in Belgien verbliebenen Gemälde 
auf. Anfang der 1980er Jahre wird die 
örtliche Friedensbewegung auf Felix 
Nussbaum aufmerksam. Die Forde¬ 
rung an die Stadt, die damals leerste¬ 
hende Villa Nussbaum in der Schloss¬ 
straße zu kaufen und als Museum ein¬ 
zurichten, wird abgeschmettert und 
zwar mit der Begründung, in dem 
1922 errichteten Gebäude hätte Felix 
ja kaum gewohnt. 

Das Blatt wendet sich erst, als - so 
könnte man zynisch sagen - der Wert 
des Malers für das Stadtmarketing 
entdeckt wird. 1998 wird das architek¬ 
tonisch eindrucksvolle, von Daniel Li- 
beskind entworfene Felix-Nussbaum- 
Haus als Ausstellungsort seiner Bilder 
gebaut. Wieder wird gerne das Adjek¬ 
tiv „jüdisch“ hervorgehoben und auch 
dem Architekten werden quasi zwei 
Nationalitäten zugedacht: Es ist vom 
„jüdisch-amerikanischen“ Libeskind 
die Rede. 

Mit dem Bau des Museums kann 
Nussbaum nunmehr als „etabliert“ 
verstanden werden - jedenfalls in der 
offiziellen Lesart als „jüdischer Künst¬ 
ler“. 

Der damalige Ministerpräsident 
Niedersachsens, Christian Wulff, wie 
auch Bundeskanzlerin Merkel erklär¬ 
ten das „Selbstbildnis mit Judenpass“ 
zu ihrem Lieblingsbild, beide aus der 
Partei der Wiederbewaffung, in der 
der einstige Rassegesetzkommenta¬ 
tor Globke in den Fünfzigerjahren 
eine einflussreiche Person war und in 
diesem Sinne eine nochmalige späte 
Schändung des Werkes eines Künst¬ 
lers, der schon früh gegen religiöse 
Diktate, gegen Militarismus und Ty¬ 
rannei rebelliert hatte. 

Eigentlich gehören die Bilder 
dieses Malers „nach Hause“, also in 
das Haus seiner Eltern. Das neu er¬ 
baute Museum könnte man der Ge¬ 
samtheit der verfolgten Osnabrücker 
widmen, den rassisch Verfolgten als 
größte Gruppe, den politisch verfolg¬ 
ten Kommunisten, Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern und den aus re¬ 
ligiös Verfolgten. 


Wir bedanken uns beim Felix 
Nussbaum Museum in Osna¬ 
brück und bei der Berlinischen 
Galerie in Berlin für die Ab¬ 
druckrechte der Bilder. 

Im Felix Nussbaum Museum ist 
zur Zeit eine Ausstellung mit 
Stilleben von Felix Nussbaum 
zu sehen. 

Das Bild „Der tolle Platz“ ist 
ab dem 29. Mai 2015 wieder im 
Rahmen der Sammlungsprä¬ 
sentation „Kunst in Berlin 1880- 
1980 in der Berlinischen Galerie 
zu sehen. 


Bei seinem Staatsbesuch in der Tür¬ 
kei Anfang Dezember hat Russlands 
Präsident Wladimir Putin das Aus für 
die Gas-Pipeline „South-Stream“ be¬ 
kannt gegeben, die russisches Gas von 
der bulgarischen Hafenstadt Warna aus 
über Serbien, Ungarn und Slowenien 
bis nach Norditalien leiten sollte. Statt- 
dessen soll die Türkei künftig zum Um¬ 
schlagplatz für russisches Gas werden. 
In diesem Zusammenhang erklärte das 
russische Staatsoberhaupt: „Wir sind 
bereit nicht nur den ,Blauen Strom 4 
(eine Pipeline, durch die die Türkei 
bereits russisches Gas erhält - W. G.) 
zu erweitern, sondern auch ein weite¬ 
res Pipeline-System zu bauen, um die 
wachsenden Bedürfnisse der türkischen 
Wirtschaft zu befriedigen. Und wenn es 
als nützlich angesehen wird, kann auf 
türkischem Territorium an der Grenze 
zu Griechenland auch ein zusätzlicher 
Gas-Umschlagplatz für die Bedürfnisse 
in Südeuropa geschaffen werden. 

Im Ergebnis der Gespräche wurde ein 
Memorandum zwischen der russischen 
Gasprom und der türkischen „Bogasch“ 
über den Bau einer Gas-Pipeline durch 
das Schwarze Meer in die Türkei mit ei¬ 
ner Durchlassfähigkeit von 63 Milliarden 
Kubikmeter Gas im Jahr unterzeichnet. 
Von diesem Volumen werden 14 Mrd. 
Kubikmeter direkt für die Türkei gelie¬ 
fert, die übrigen knapp 50 Mrd. Kubik¬ 
meter gehen an die Grenze der Türkei 
zu Griechenland. Außerdem senkt Russ¬ 
land mit Beginn des nächsten Jahres den 
Gaspreis für die Türkei um 6 Prozent. 
Auf diese Weise erhält die Türkei das 
Gas zum gleichen Preis wie Deutschland. 
Wie Gasprom-Chef Miller im russischen 
Fernsehen betonte, bedeutet dies den 
„Anfang vom Ende unseres Modells, 
bei dem wir uns auf Lieferungen bis zum 
Endverbraucher auf dem europäischen 
Markt orientierten“. Die EU sehe sich 
nach ihrem Boykott von South-Stream 
künftig dem neuen Transitland Türkei 
gegenüber. Als strategischer Partner 
Russlands werde die Türkei künftig in 
Europa 50 Mrd. Kubikmeter Gas vertei¬ 
len können. Dieses „Gasventil“ könne 
das Land im geopolitischen Machtpoker 
mit der EU einsetzen. 

Zur russischen Gasexportstrategie insge¬ 
samt erklärte Putin in Ankara: „Wir wer¬ 
den die Ströme unserer Energieressour¬ 
cen auch auf andere Regionen der Welt 
ausrichten, darunter auch mit Hilfe einer 
beschleunigten Realisierung der Projek¬ 
te zur Erdgasverflüssigung. Wir werden 
sie auf andere Märkte lenken, und Eu¬ 
ropa wird dieses Volumen nicht bekom¬ 
men, jedenfalls nicht aus Russland.“ 

Der Hintergrund für die Absage an 
South-Stream besteht darin, dass die 
bulgarische Regierung bereits im Som¬ 
mer die Arbeiten an der Pipeline ein¬ 
gestellt und sich damit dem Druck der 
EU gebeugt hatte. Bulgarien spielte je¬ 
doch eine Schlüsselrolle für das ganze 


Projekt, da ein Abschnitt im Schwarzen 
Meer durch bulgarische Hoheitsgewäs¬ 
ser führen sollte. Brüssel beruft sich bei 
seiner Blockade auf EU-Recht, nach 
dem der Lieferant von Energie nicht 
zugleich Betreiber oder Mitbetreiber 
der Pipeline sein darf. 

Da diese Rechtsposition seit längerem 
bekannt ist, außer Russland aber auch 
betroffene EU-Länder dennoch bereits 
in den Bau der Pipeline investiert ha¬ 
ben, geht man sicher nicht fehl, wenn 
man den massiven Druck Brüssels auf 
Bulgarien auch in Zusammenhang mit 
den EU-Sanktionen gegen Russland 
stellt, die Moskau in der Ukraine-Fra¬ 
ge zur Kapitulation zwingen sollen. Der 
Schuss aus Brüssel ist allerdings nach 
hinten losgegangen. 

Ein „geopolitisches Erdbeben“ 

Auf „Zeit Online“ wird das Aus für 
„South-Stream“ ein „geopolitisches Erd¬ 
beben“ genannt und die russische Zei¬ 
tung „Njesawisimaja Gazeta“ (NG) stellt 
fest: „Die Erklärung (Putins) hatte die 
Wirkung einer explodierenden Bombe 
und löste Aufregung aus, in erster Linie 
bei jenen Ländern, die ernsthaft mit rus¬ 
sischem Gas rechneten: das sind Öster¬ 
reich, Ungarn, Bulgarien und Serbien ...“ 
In der Tat. Für einige EU-Länder gibt 
es allen Grund nervös zu werden. Das 
gilt vor allem für Bulgarien, das zu den 
ärmsten Ländern Europas gehört. Al¬ 
lein die Einnahmen aus dem Gas-Tran¬ 
sit, die Bulgarien durch das Ende des 
Pipeline-Projekts verloren gehen, wer¬ 
den auf 400 Millionen Euro jährlich ge¬ 
schätzt. Nach einem Bericht der Netz- 
Seite „Russia Beyond the Headlines“ 
(RBH) geht der frühere bulgarische 
Energieminister, Rumen Owtscharow, 
sogar insgesamt von einem Schaden in 
Höhe von 750 Millionen Dollar aus, der 
seinem Land entsteht. Nach Darstellung 
des Gasprom-Chefs Miller im russischen 
Fernsehen muss Bulgarien auf 6 000 Ar¬ 
beitsplätze verzichten und es bleiben 
drei Milliarden Investitionen aus. 

Wie die „Njesawisimaja Gazeta“ unter 
Berufung auf die Agentur Bloomberg 
berichtet, klagt Serbiens Präsident To- 
mislav Nikolic darüber, dass bereits 
30 Millionen Euro in die Pipeline in¬ 
vestiert wurden und nicht klar sei, von 
wem er Schadenersatz fordern könne. 
Es sei verständlich, dass er von Russ¬ 
land keinen Schadenersatz fordern 
könne. Der Projektbetreiber South- 
Stream-Transport beziffert laut RBH 
den Schaden, der europäischen Unter¬ 
nehmen durch den Stopp des Pipeline¬ 
baus entstehen wird, auf mindestens 2,5 
Milliarden Euro. Und das japanische 
Konsortium, das Rohre liefern sollte, 
wird mit Verlusten von 320 Millionen 
Euro angeführt. 

Aber natürlich kommt auch Gasprom 
nicht ungeschoren davon. Der russische 
Konzern soll bereits etwa 4 Milliarden 


Euro in die „South-Stream“- Pipeline 
investiert haben. Wie geht Gasprom da¬ 
mit um? In der „Sowjetskaja Rossija“ 
heißt es dazu: „Um diese Gelder nicht 
endgültig in den Wind zu schreiben, än¬ 
dert Moskau die Richtung der Pipeline, 
unter Beibehaltung ihrer Kapazität und 
der gleichen Übergangsstation wie bei 
„South-Stream“ - der Kompressor-Sta¬ 
tion „Russkaja „... So werden die be¬ 
reits auf dem Territorium Russlands er¬ 
richteten Kapazitäten genutzt, was das 
neue Projekt deutlich verbilligt.“ 

Fazit des Putin-Besuchs 

„Wenn man das ökonomische Fazit des 
Putin-Besuches in der Türkei zieht - so 
heißt es in der Zeitung weiter - kann man 
unterstreichen, dass beide Seiten ohne 
große Anstrengungen die gewünschten 
Resultate erzielt haben. Russland hat ein 
im Sterben liegendes Gasprojekt wieder 
zum Leben erweckt, hat den Auftrag zum 
Bau eines Atomkraftwerks erhalten und 
die verbindliche Zusage der Türkei über 
die Lieferung notwendiger landwirt¬ 
schaftlicher Erzeugnisse. Die Türkei er¬ 
hält riesige Mengen Erdgas, Atomreak¬ 
toren, Millionen russische Touristen und 
breiten Zugang zum russischen Markt.“ 
Die politischen Ergebnisse der Türkei- 
Reise des russischen Präsidenten soll¬ 
ten differenzierter gesehen werden. Die 
Position der Türkei in ihren Beziehun¬ 
gen zur EU würde als Umschlagplatz 
für russisches Gas nach Süd-Europa 
zweifellos gestärkt. Auch Russlands 
Stellung gegenüber der EU gewinnt. 
Zugleich ist nicht von der Hand zu wei¬ 
sen, wenn auf „Zeit-Online“ festgestellt 
wird, „Moskau hat mit dem Ende von 
South-Stream keineswegs die Idee von 
sich als dem Hauptlieferanten Europas 
aus dem Osten aufgegeben. Nur soll jetzt 
statt Südosteuropa die Türkei der Um¬ 
schlagplatz sein. Das bindet das NATO- 
Land und den EU-Beitrittskandidaten 
enger an Russland. Schon jetzt bezieht 
die Türkei über 60 Prozent ihres Erdga¬ 
ses aus Russland. Zugleich aber macht 
sich Gasprom von der Türkei abhängig, 
die nun ihr zentraler Verteiler für Gas 
in Südeuropa wird.“ Hinzu kommt, dass 
es nicht nur zwischen Russland und der 
EU politische Spannungen gibt, sondern 
auch zwischen Russland und der Türkei, 
vor allem in der Syrienfrage. 
Schließlich sollte bei alledem nicht 
übersehen werden, dass es sich bei den 
Ergebnissen der Türkeireise Putins noch 
lange nicht um Verträge handelt, son¬ 
dern zunächst nur um ein verhältnis¬ 
mäßig unverbindliches „Memorandum 
über gegenseitiges Einvernehmen“. Und 
um die Frage, ob daraus bindende Ver¬ 
träge werden oder nicht, geht das Rin¬ 
gen weiter. Man kann davon ausgehen, 
dass die EU und die USA nichts unver¬ 
sucht lassen werden, um den NATO- 
Partner Türkei zur Umkehr zu bewegen. 

Willi Gerns 
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Salut Helmut! 

Wir hatten keine Zeit mehr um Abschied zu nehmen von 
unserem langjährigen Freund, Kameraden und Genossen 

Helmut Buck 

geb. 5. 5.1923 gest. 17.11. 2014 

der uns völlig überraschend verlassen hat, wo wir ihn in 
dieser schweren Zeit so dringend gebraucht hätten. 

Er lebt in unseren Erinnerungen und unserem Herzen weiter. 

Kreisvorstand der VVN/BdA Kreis Reutlingen 



in Aktion 


in Berlin 


Luxemburg- 

Liebknecht¬ 

wochenende 


DKP und U 


Samstag, 10. Januar 2015 


Cafe K, 10 bis 22 Uhr, Urania, 2. Etage 


im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
der jungen Welt 

Urania, An der Urania 17, (D Wittenbergplatz, 2. Etage 

■ Getränke & Speisen zu kleinen Preisen 

■ Zeit zum Klönen & Luftholen 

■ Treff für Freunde & Genossinnen 

Im Cafe K ist außerdem die Ausstellung 
»Nein, wir wollen Eure Kriege nicht - eine bessere 
Welt ist möglich« organisiert von der Künstlergruppe 
tendenzen zu sehen. 


15 Uhr: „Warum wird so einer Kommunist?" 
Eintrittsnmd^le^KMn^äf^^ ” 


u.a. mit Erika Baum (DKP Berlin) und 
Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP) 


19.30 Uhr: LLL-Treffen der DKP, Urania, 2. Etage 


Mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, Anne W., SDAJ, 
Peter Mertens, Vorsitzender der Partei der Arbeit 
Belgiens 

Musik von Lautaro Valdez (Chilenischer Sänger) und 
La Mula Santa (Die Cumbia-Götter von Berlin) 

Es darf getanzt werden! Eintritt: 10,- Euro/ermäßigt 5,- 


(Teilnehmer der RLK werden um eine Spende gebeten) 

Sonntag, n. Januar 2015 


10 Uhr, Frankfurt Tor 


Luxemburg-Liebknecht-Demonstration 





Unser Genosse 

Andy Kellig 

wird am 14. Dezember 2014 

70 Jahre alt 


Du bist 1969 in die DKP eingetreten. Marxistisch gebildet, um¬ 
fassend informiert und immer aktiv. Die wichtigsten Stationen 
in Deinem Leben waren die Münchner Hausbesetzerszene, 
der Aufbau der DKP-Gruppe Pasing sowie Gewerkschaft und 
Betriebsrat im Metallbereich. 

In den letzten Jahren hast Du in Rosenheim das „Z - Linkes 
Zentrum in Selbstverwaltung" mit aufgebaut und als Gemein¬ 
schaft fortschrittlicher Menschen und Gruppen gestaltet. 

Immer noch bist Du überzeugt, dass der Kapitalismus nicht 
das Ende der Geschichte sein kann. 

Wir wünschen Dir Gesundheit und Freude am Leben, auch für 
unseren gemeinsamen Kampf. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Gruppe Rosenheim und Landkreis 
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Anzeigen zum Jahreswechsel 

Grußanzeigen zum Neuen Jahr sind eine gute Tradition. Sie erfreu¬ 
en die Leserinnen und Leser und unterstützen gleichzeitig die UZ. 
Verlag und Redaktion würden sich freuen, wenn auch zum bevor¬ 
stehenden Jahreswechsel von unserem Angebot reger Gebrauch 
gemacht würde. 

Folgendes ist zu beachten: 

Die letzte UZ in diesem Jahr, die Nr. 51/52, erscheint am Frei¬ 
tag, den 19. Dezember. Anzeigen dafür müssen am Freitag, den 
12. Dezember bei uns vorliegen. 

Die erste UZ im neuen Jahr erscheint am Freitag, den 2. Januar 
2015. Anzeigen für diese Ausgabe brauchen wir am Montag, den 
22. Dezember 2014. 

Bitte die Texte oder Vorlagen per Mail oder per Post einsenden. 
Die Gestaltung übernehmen wir. Gewünschte Gestaltungsele¬ 
mente (Stern, Hammer & Sichel etc.) dazu vermerken. 

Die Preise (wie immer günstig) richten sich nach der Anzeigen¬ 
größe. 

Wir bieten den Parteigruppen, Kreisen, Einzelpersonen, Einrich¬ 
tungen eine Anzeige zum Einmalpreis an: 

1-spaltig, 45 mm breit, 70 mm hoch, zum Preis von 
40 Euro + MwSt. (statt 52,50 + MwSt). 

Info unter: 0201 -177 889 23 oder 26 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 


< > 

Jahresabschlussfeier DKP Bezirk Bremen 

Wir laden ein zur Jahresabschlussfeier der DKP Bezirk Bremen. 

14. Dezember 2014, 15.00 Uhr, Nachbarschaftshaus Helene Kaisen, Beim 
Ohlenhof 10. Es spricht Genosse Willi Gerns zur Entwicklung in Osteuro¬ 
pa und insbesondere in der Ukraine. Den kulturellen Beitrag bestreitet 
Christiane Hahn-Büthe mit ihrer Lesung und Toncollagen zu Orwells „1984", 
der NSA und weiteren Erlebnissen mit Überwachung und Kontrolle. 
Mitgestaltet wird die Veranstaltung durch die Freundinnen vom Solidaritäts¬ 
basar, JumpUp Medien und unserem Bücherangebot. Kostenbeitrag: 6,- / 3,- € 
v___y 



Entschleunigung: 

Ruhe St Natur a-Bitc im Müriia- 
Nstionalpork, 2 FeWo#e2-3 Fera, 
gsuizjftbng ln Kratzcbu^g-Grari^iii. 
Havd & Havelaeen, Boot & Rad. 

] n ttj\ www-tri ELQ g« .de- 

Tel.: Q 331 /Z 7 Q 79 * (AB] 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_/ 


LLL-Wochenende in Berlin am 10./TI. Januar 2015 


Wir fahren! 


Rheinland-Westfalen 


Wir organisieren: 

dieHinfahrtimNachtbus(Freitag)abKL-Schulein Leverkusen um 
23.45Uhr-dieRückfahrtamSonntagnachderDemo(ca.14.00Uhr) 
und die Unterkunft 
Preise pro Person: 

Nur die Fahrt (Hin und Zurück) 40,00 Euro 

Fahrt + Übernachtung im Einzelzimmer 86,00 Euro 

Doppelzimmer 72,00 Euro 

Mehrbettzimmer 71,50 Euro 


DKP Rheinland-Westfalen . Am Stadtpark 68.51373 Leverkusen 
sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 


Wir fahren! 


Münsterland 


Samstag, 10. Januar 2015 
Stadtlohn 4.00 / Münster 5.00 Uhr / 

Ostwestfalen nach Absprache 

Infos und Anmeldung bei Ansgar Schmidt-0163 8996758 
E-Mail: ansgar-schmidt@dkp-muenster.de 


Wir fahren! 


Baden-Württemberg 


Wir fahren! 


Bayern 


Abfahrt: Freitag, 9. Januar 2015 
Kosten: 50 € (ermäßigt 45 €) 

Münchenca.17:00Uhr,lngolstadtca.18:00Uhr,Nürnbergca.19:00 
Uhr, Ankunft in Berlin gegen 23:00 Uhr. 

(Gemeinsame Zugtreffpunkte zum Bus gibt es in Augsburg, 
Regensburg und Bayreuth. Bayernticket im Preis inklusive). 
Rückfahrt aus Berlin am Sonntag, gegen 14:30 Uhr. 
Anmeldung unter info@sdaj-bayern.de 


Wir fahren! 


Ruhr-Westfalen 


Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer/85,- Einzelzimmer (Hotel 
Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 
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Unsere Genossin 

Esther Bejarano 

Überlebende von Auschwitz und Ravensbrück, unermüdliche 
Kämpferin gegen Faschismus, Rassismus und für den Frieden 

wird 90 

„Wer noch nicht geboren wurde, als die mörderischen Verbre¬ 
chen der Nazis stattfanden, kann dafür keine Schuld tragen, 
aber man macht sich schuldig, wenn man die Verbrechen des 
Faschismus nicht aufarbeitet." So, liebe Esther, hast Du Schü¬ 
lern geantwortet und sie damit tiefgehend beeindruckt. Das 
ist auch der Mittelpunkt Deines Lebens, dafür zu wirken, dass 
Faschismus und Rassismus sich nie wieder ausbreiten können. 

Mit Microphone Mafia, der deutsch-türkisch-italienischen 
Rap-Gruppe aus Köln, und deinem Sohn zusammen gibst Du 
zahlreiche Konzerte, die zeigen, dass über die Grenzen der 
Kulturen und über die Grenzen verschiedener Musikstile hin¬ 
weg Alt und Jung gemeinsam kämpfen können. 

Unvergesslich Dein Auftritt auf dem letzten UZ-Pressefest. Wir 
freuen uns auf Dein nächstes Konzert am 13. Februar im Mu¬ 
seum der Arbeit. 

Liebe Esther, Deine Partei ist stolz und glücklich, Dich in ihren 
Reihen zu wissen. Wir wünschen Dir alles Liebe, Gesundheit 
und Lebenskraft. 

Empfang der DKP Hamburg zu Esthers 90. Geburtstag 
Dienstag, 16.12. ,18-20 Uhr, im MTZ, Lindenallee 72 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppe Groß Borstel-Eppendorf-Alsterdorf 
DKP Bezirksvorstand Hamburg 
Parteivorstand der DKP 

V_ _ J 



Beide CDs mit umfangreichem Booklet 


Bestellungen über JumpUp 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
E-Mail: info@jumpup.de 
Tel. 0421-498 8535 gfJK 0 ^> 


www.jump-up.de 


SCHLAUCH LIVE - DAS 

HARTMANNSTRASSEN- 
KONZERT 1989-kämpfe¬ 
risch, kompromisslos. Der 
Live-Mitschnitt bevor die 
Welt eine andere wurde ... 
12,50 Euro + Versand 


Bernd Köhler 
bei JumpUp 


DIE NEUE WELT (2007) 
ein künstlerisch-poetischer 
Paukenschlag nach 17-jäh- 
riger Pause. Eine musika¬ 
lisch herausragende CD mit 
zeitlosen Botschaften. 

15 Euro + Versand 


Siegfried BunftCtfer 

Vom Kommunismus zum Kommunismus 
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Siegfried Burmester schreibt seine Ge¬ 
schichte der Manschest gegen den herr¬ 
schenden Zeitgeist. Er will die Erkenntnisse 
d er mantistisc hen Gest h ichlsdeutu ng, die 
ihn selbst sehr bewegten, in die Seit nach 
der Wende hinüber retten und der Genera¬ 
tion seiner Enkellinnen a nvert rauen. 

Das breit angelegte Panorama der Er¬ 
eignisse vom Urknall bis heute lässt die 
Dynamik der natürlichen wie auch gesell- 
schaft Lichen Triebkräfte der Men schheits- 
entwicklu ng deutlic h hervortreten. 

Dem Autor geht es stets *uch um eins 
Bewertung des Fortschritts: Dazu gehört 
der Zorn auf Unterdrücker und Nutznießer 
ebenso wia die konsequente Parteinahme 
fu r die wertest haffenden, a LLz u häu fig aber 
unterdrückten und gedemütigten Klassen, 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa. / So. 13. / 14. Dezember 2014 
„Kunst - Musik - Literatur" 

Wochenendseminar zu Kunst und Marxismus. 

»Es geht nicht um die „Befreiung von der Arbeit“, sondern um die Befrei¬ 
ung der Arbeiterklasse von kapitalistischer Ausbeutung. Erst dann kann 
sich der Mensch als kulturelles Wesen entwickeln. Kultur wächst da, wo 
der Mensch seine Anlagen und Neigungen über die Befriedigung der un¬ 
mittelbaren Lebensbedürfnisse hinaus entfalten kann. [...] Alle kulturelle 
Tätigkeit ist ein Vorgriff auf diese menschliche Zukunft; sie ist kritisch, 
insofern sie die Verkürzung des Menschlichen in der Klassengesellschaft 
entlarvt. Sie ist ein wesentliches Element des Klassenkampfes und des 
kommunistischen Bewusstseins.« (Programm der DKP) 

Zusammen mit Kai Degenhardt und Leander Sukov - also aus der Perspek¬ 
tive von Künstlern, die über ihre Arbeit als Produzenten von Kunst in dieser 
Gesellschaft reflektieren - wollen wir an unserem Verständnis von Kultur 
und deren Rolle und Bedeutung in und für unsere Politik arbeiten. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits Freitag 
zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag 
gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab Freitag 30,- €. 
Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Jetzt anmelden! Zur gemeinsamen Busfahrt (50,- €) mit Hotelübernachtung (ca. 30,- €) / Abfahrt: Freitag 9. Januar gegen 
23.00 Uhr ab Stuttgart / Rückfahrt: Sonntag 11. Januar gegen 14.00 Uhr / Anmeldung an info@dkp-bw.de 
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Bottrop wird systematisch kaputtgespart 

Michael Gerber (DKP-Ratsherr) lehnt Haushalt der Stadt ab 


Der Entwurf des Haushaltes 2015 bestä¬ 
tigt nachdrücklich die Kritik der DKP am 
„Stärkungspakt Stadtfinanzen“ vom Sep¬ 
tember 2012. 

Die Stadt wird seitdem systematisch 
kaputtgespart und gleichzeitig versinkt 
Bottrop in der Vergeblichkeitsfalle der 
kommunalen Verschuldung. Die Schere 
zwischen den ursprünglich vorgesehenen 
Belastungen für die Bürger und den tat¬ 
sächlichen Streichungen, Kürzungen und 
Gebührenerhöhungen wird immer grö¬ 
ßer! Gleichzeitig steigt die Verschuldung 
der Stadt infolge der Finanzpolitik von 
Bund und Land weiter an! Weiterhin ist 
der Haushalt um mindestens 6 Millionen 
Euro schöngerechnet! 

Im Kommunalfinanzbericht 2013 von 
ver.di heißt es dazu: „Wird die Wirkung 
der Steuerpolitik von Rot-Grün seit 1998 
und von Schwarz-Rot in den Jahren 2006 
und 2007 insgesamt betrachtet, sind hohe 
steuerreformbedingte Ausfälle in der 
Größenordnung von jährlich gut 20 Mrd. 
Euro auszumachen.“ 

Mit den rigorosen Streichungen bei 
Sozialem, Bildung, Kultur, Jugend und 
Sport kann die Stadt ihre Kreditwürdig¬ 
keit bei den Banken möglicherweise zwar 
verbessern, aber dem Anspruch der Bür¬ 
ger auf eine soziale Stadtpolitik nicht ge¬ 
recht werden. Die Auswirkungen dieser 
unsozialen Politik werden immer stärker 
spürbar. Die soziale Kälte hat Einzug 
in die Stadtpolitik gehalten. Die sozia¬ 
le Spaltung der Stadtgesellschaft drängt 
immer mehr Menschen in bittere Armut! 

Das Spardiktat „Stärkungspakt Stadt¬ 
finanzen“ wird ohne Rücksicht auf die so¬ 
zialen Folgen der Streichungen und Be¬ 
lastungen für Familien und besonders für 
arme Menschen in unserer Stadt durch¬ 
gezogen! 

Ich möchte dies an einem Beispiel 
verdeutlichen: Bereits im letzten Jahr 
hatte die DKP aufgezeigt, dass die Strei¬ 
chung der Ermäßigung für die Teilnahme 
an Kursen der Musikschule und der Kul¬ 
turwerkstatt einem Ausschluss der Kin¬ 
der aus armen Familien gleichkommt. 
Diese Darstellung der DKP wurde von 
der Verwaltungsspitze und den anderen 
Parteien hier im Rat völlig ignoriert. Jetzt 
hat die Leitung der Musikschule selbst 
aktuelle Zahlen im Kulturausschuss vor¬ 
gelegt, die dies belegen: Von den ehemals 
54 Kindern mit Ermäßigungen durch den 
Bottrop-Pass nehmen jetzt nur noch 4 
Kinder an Kursen der Musikschule teil! 
Damit geht auch ein Stück Kreativität, 
Selbstbewusstsein sowie der Zugang zu 
Musik und künstlerischem Schaffen bei 
Kindern und Jugendlichen verloren. Jetzt 
ist die Aufregung groß über die Folgen 
des Spardiktats! 

Die Maßnahmen des Spardiktats spü¬ 
ren insbesondere die armen Menschen in 


unserer Stadt! Ihnen werden auch noch 
die letzten Möglichkeiten eines men¬ 
schenwürdigen Lebens genommen. Da¬ 
mit wird jetzt auf Ebene der Stadt fortge¬ 
setzt, was im Bundestag von CDU, SPD, 
Grünen und FDP mit den Hartz-IV-Ge- 
setzen begonnen wurde. Hartz IV bedeu¬ 
tet nicht nur Armut per Gesetz sondern 
ist zugleich Ausdruck einer Politik, die 
sowohl arbeitende als auch ausgegrenz¬ 
te arme Menschen immer stärker finanzi¬ 
ell belastet und zugleich Konzerne sowie 
Millionäre entlastet! 

Dieser faktische Ausschluss von Men¬ 
schen aus finanzschwachen Familien ist 
in Bottrop nicht nur auf die Musikschule 
und die Kulturwerkstatt beschränkt. Dies 
trifft auch zu auf die Benutzung der le¬ 
bendigen Bibliothek sowie den Besuch 
von Theater- und Konzertveranstaltun¬ 



gen. Die Streichung des Bottrop-Passes 
nimmt den armen Menschen die Mög¬ 
lichkeit, am kulturellen und sozialen Le¬ 
ben unserer Stadt teilzunehmen! Diesen 
Menschen wird damit auch ihre Würde 
und Lebensqualität genommen! Der 
städtische Zuschuss für das Mittages¬ 
sen in den KITAS und den Schulen muss 
wieder eingeführt werden! Es darf nicht 
sein, dass Kinder in Bottrop hungrig in 
den Klassen sitzen und dem Unterricht 
nicht folgen können! Die Mittel für die 
Schulen dürfen nicht gekürzt werden! 

Andere benachbarte Kommunen, die 
ebenfalls den Restriktionen eines Spar¬ 
diktats unterworfen sind, haben den städ¬ 
tischen Sozialpass nicht gestrichen. Bei¬ 
spiele sind die viel höher verschuldeten 
Städte Oberhausen und Gelsenkirchen! 

Die dramatischen Folgen der sozialen 
Einschnitte für arme Menschen in unse¬ 
rer Stadt spüren wir in der Sozial- und 
Hartz-IV-Beratung jede Woche im DKP- 
Büro. Die Anzahl der Beratungen nimmt 
hier deutlich zu. (...) 

Die DKP wird auch in Zukunft die 
Bürger dabei unterstützen, sich gegen 
die Folgen durch das unsoziale Spar¬ 
diktat zu wehren. Erfolgreich war dies 


mit dem Bürgerentscheid zur Erhaltung 
des Stenkhoffbades! Nach dem Ratsbe¬ 
schluss von SPD, CDU, ÖDP und FDP 
wäre das einzige Freibad in unserer Stadt 
bereits endgültig geschlossen. 

Auch der Bürgerentscheid zum Flug¬ 
platz Schwarze Heide im Juni war ein 
moralischer Erfolg für die Initiatoren 
und ist nur an der zu geringen Wahlbetei¬ 
ligung gescheitert. Von Seiten der Stadt¬ 
spitze werden die positiven Aussichten 
des Flugplatzes wieder einmal in rosigen 
Farben gemalt. Die DKP hat seit langem 
darauf hingewiesen, dass die Flugplatz¬ 
gesellschaft nicht in der Lage sein wird, 
das städtische zinslose Darlehen von 1,1 
Millionen Euro ab 2016 in zehn Jahresra¬ 
ten zurückzuzahlen. (...) 

Die städtische Infrastruktur wird 
stattdessen auf Verschleiß gefahren! Am 
deutlichsten ist dies beim Zustand der 
städtischen Straßen spürbar. Früher gab 
es Schlaglöcher nur am Ende der Frost¬ 
periode, jetzt reiht sich unabhängig von 
der Jahreszeit Loch an Loch! Die DKP 
fordert daher, dass für die Unterhaltung 
der Verkehrsflächen 1,5 Millionen Euro 
mehr eingeplant werden. 

Die BEST (Entsorgungsunternehmen 
in Bottrop, die Red.) soll im nächsten 
Jahr 150 000 Euro Gewinn an die Stadt 
abführen. Künftig sind sogar 300 000 
Euro jährlich vorgesehen! Gleichzeitig 
sollen die Müllgebühren ab Januar 2015 
drastisch erhöht werden! Ebenso werden 
Einnahmen der städtischen Baugesell¬ 
schaft GBB und der Stadtsparkasse dazu 
benutzt, um Haushaltslöcher zu stopfen! 
Diese Selbstbedienung auf Kosten der 
Bürger muss beendet werden! 

Statt die Grundsteuer B von jetzt 590 
Punkte auf künftig 680 Punkte anzuhe¬ 
ben, fordert die DKP, diese auf 490 Punk¬ 
te zu senken! Die städtischen Erhöhun¬ 
gen der Grundsteuer B sind inzwischen 
eine wesentliche Ursache für die steigen¬ 
de Mietbelastung in Bottrop! 

Nach Berechnungen der DKP hat 
eine vierköpfige Familie mit zwei Kin¬ 
dern in KITA und Grundschule künftig 
jährlich bis zu 500 Euro zusätzliche finan¬ 
zielle Belastungen durch die Gebühren¬ 
erhöhungen, Kürzungen und Streichun¬ 
gen des Spardiktats! Die Grenze der Zu¬ 
mutbarkeit ist schon lange überschritten! 
Die politische Verantwortung der DKP 
sehen wir darin, als das soziale Gewissen 
unserer Stadt für eine Veränderung die¬ 
ser unsozialen Politik einzutreten! (...) 

Wer den Reichen nichts nimmt, kann 
den Armen nichts geben! Ein Beispiel 
dafür ist die Gewerbesteuer. Sie ist seit 
über 10 Jahren nicht erhöht worden. Die 
steuerlichen Entlastungen und die Viel¬ 
zahl der Abschreibungsmöglichkeiten für 
die Unternehmen sind die Ursache, dass 
die Gewerbesteuereinnahmen der Stadt 


gesunken sind. Die DKP fordert eine Er¬ 
höhung der Gewerbesteuer von 490 auf 
510 Punkte. Dies würde Mehreinnahmen 
von 1,3 Millionen Euro bedeuten. 

Die Zahlungen der Stadt für den 
Fonds Deutsche Einheit haben schon 
lange ihre Berechtigung verloren und 
gehören nach Meinung der DKP abge¬ 
schafft! 

Eine nachhaltige Entschuldung der 
Stadt ist nach Auffassung der DKP nur 
durch die Streichung der Kassenkredite 
und Derivate an die Banken sowie eine 
Änderung der Finanzausstattung der 
Kommunen durch den Bund und das 
Land zu erreichen. Weder die Bottro- 
per Bundestagsabgeordneten, noch die 
Landtagsabgeordneten von SPD und 
CDU haben sich dabei hervorgetan, 
die Finanzausstattung der Kommunen 
grundsätzlich zu verändern! Die Ver¬ 
schuldung der Kommunen ist politisch 
gewollt, um den Privatisierungsdruck 
auf die Städte immer weiter zu erhöhen! 
Damit wird die kommunale Demokratie 
systematisch ausgehöhlt und beseitigt! 

Gegen Ausländerfeindlichkeit und 
wachsenden Rechtsextremismus fordert 
die DKP von der Stadt einen Aktionsplan 
im Rahmen der außerschulischen Bil¬ 
dungsarbeit. Als ersten Schritt sollen da¬ 
für 10 000 Euro bereitgestellt werden.... 

Die Ausbildung bei der Stadt über 
den Bedarf hinaus muss wieder einge¬ 
führt werden! Mit dem künftigen Wegfall 
der Ausbildungsstellen im Bergbau hat 
die Stadt eine Verantwortung der jungen 
Generation gegenüber, einen Einstieg in 
das Berufsleben zu ermöglichen. 

Meine Damen und Herren, 
die Bundeswehr muss nur einmal über 
ihre ach so maroden und unmodernen 
Waffen jammern, dann überschlagen sich 
SPD, CDU und andere in Bekundungen, 
der Rüstungsindustrie noch mehr Geld 
in ihren nimmersatten Rachen zu wer¬ 
fen damit sich die Bundeswehr an welt¬ 
weiten Kriegseinsätzen beteiligen kann. 
Für die Kommunen ist dann immer we¬ 
niger übrig. 

Wenn ein Staat wie die Ukraine, mit 
Faschisten in der Regierung, jammert: 
Übernehmt doch bitte die Schulden an 
die Oligarchen, dann beeilt man sich zu 
sagen: Aber natürlich, bitte schön, hier 
habt ihr die Millionen. Wenn Hartz-IV- 
Empfänger es zu kalt haben - und sei es 
nur die soziale und kulturelle Kälte, dann 
heißt es jedoch: Dafür sind wir nicht zu¬ 
ständig! Selbst schuld! 

Das Denken und Handeln unserer 
Politiker geht nach wie vor davon aus, 
UNSEREN Oligarchen, den Banken 
und Konzernen, noch mehr Geld zu ver¬ 
schaffen. Auch das ist ein Grund, warum 
die DKP den Etat der Stadt Bottrop ab¬ 
lehnen wird. 


termine@unsere-zeit.de 


Schweinfurt: Jahresendfeier der DKP 
Schweinfurt/Unterfranken. Bei Glühwein und 
Gebäck hören die Gäste Heinrich Bölls Erzäh¬ 
lung: Die Waage der Baleks. DFG-VK-Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Aachen: Jahresendveranstaltung der DKP mit 
Günter Pohl. DGB-Haus, Dennewartstraße17, 
19.00 Uhr._ 

Köln: Jahresausklang der DKP-Gruppen Kalk 
und Mülheim. Ehemalige Gaststätte, Am Wall 
31; 18.00 Uhr. 


SA ★13. DEZ 


Dortmund: Jahresabschlussfeier der DKP 
Dortmund. DIDEF im Bezent e.V. Zentrum 
Münsterstraße 56, gegenüber Josefskirche, 
18.00 Uhr. 

Heidenheim: DKP-Infostand zur Haushaltsbe¬ 
ratung der Stadt Heidenheim. Fußgängerzone 
Karlstraße, 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr. 


SO ★ 14. DEZ 


Münster: „Mandelas Vermächtnis - bewahrt 
oder vergessen?“ Vortrag und Diskussion mit 
Prof. Dr. Dr. Denis Goldberg im Rahmen des 
Jahresabschlusses 2014 der DKP Münster. 
Kulturkneipe Frauenstraße 24,15.00 Uhr. 

Bremen: Jahresabschlussfeier des DKP-Be- 
zirks Land Bremen. Willi Gerns spricht zu ak¬ 
tuellen Themen. Danach gibt es Gelegenheit zu 
Klönschnack und an verschiedenen Ständen zu 
stöbern. Nachbarschaftshaus Helene Kaisen, 
Bremen-Gröpelingen, Beim Ohlenhof 10,15.00 
Uhr. Eintritt: 6,00 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. 


Dl ★16. DEZ 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP und 
SDAJ Rostock. Cafe Maya, Wismarsche Stra- 
ße 21,19.00 Uhr. 

Bremen: Jahresabschlussfeier der DKP- 
Gruppe Bremen-Nord. Gerd-Rolf Rosenber¬ 
ger spricht zu aktuellen und regionalen The¬ 
men. Anschließend gibt es beim gemütlichen 
Beisammensein Gelegenheit zu Diskussion 
und Klönschnack. Gustav-Heinemann-Bür- 
gerhaus, Kirchheide 49, Bremen Vegesack, 
Raum E 2/3,19.00 Uhr. 


DO H 18. DEZ 


Berlin: Buchpremiere „Gespräch unter Freun¬ 
den“ , Hector Corcho befragt Heinz Langer. jW- 
Ladengalerie, Torstraße 6,19.00 Uhr. 

Heidenheim: Bildungsabend Ökonomie, Mit¬ 
gliederversammlung der DKP. Hotel Pöltl, 
20.00 Uhr. 


FR ★19. DEZ 


Krefeld: Jahresendfeier der DKP Linker Nie¬ 
derrhein mit kühlen und heißen Getränken, 
selbstgemachtem Essen und selbstgemach¬ 
ter Kultur. Teestube der Bürgerinitiative „Rund 
um St. Josef“, Corneliusstraße 43,19.00 Uhr. 

Schwerin: „Der,Linke Radikalismus’, die Kin¬ 
derkrankheit im Kommunismus“, Lesekreis der 
DKP. Buntes Q, Lübecker Straße 180,19.00 Uhr. 
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Europäische 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 




Süßes aus der Hoffnungstraße 

Zu den Feiertagen: Kulinarisches 


Vor Jahren war die „Schmauseecke“ in der UZ lange ein „Muss“ 

An diese Tradition hatten wir im vergangenen Jahr zu den Feierta¬ 
gen angeknüpft mit unseren „roten“ Rezepten. Dieses Mal haben wir 
gebacken und wollen mit den Rezepten und Fotos unsere Leserinnen 
und Leser recht herzlich grüßen. 


Kokosmakronen 


★ 200 g Kokosraspel 

auf einem Backblech (oder in einer 
beschichteten Pfanne ohne Fett) leicht 
anrösten, erkalten lassen 

★ 4 Eiweiß 

steif schlagen. (Es muss so fest sein, 
dass ein Messerschnitt sichtbar bleibt. 

★ 200 g Zucker und 1 Prise Salz 

★ 1 Messerspitze gemahlenen Zimt 

★ 2 Tropfen Backöl Bittermandel 
unterschlagen, die Kokosraspel vor¬ 
sichtig unter den Eischnee heben, von 
dem Teig mit 2 Teelöffeln Häufchen 


auf ein mit Backpapier belegtes 
Backblech setzen. 

Ca. 20-25 Minuten bei 
130-150 °C backen 

Am besten in einer 
Blechdose aufbe¬ 
wahren. 

Statt Kokosflo¬ 
cken können auch 
gemahlene Man¬ 
deln oder gemahle 
ne Haselnüs¬ 
se verarbeitet 
werden. 


Mandelberge 


★ 400g Kuvertüre (je nach Geschmack 
Zartbitter, Vollmilch oder weiße Scho¬ 
kolade) 

★ 50 g Palmin 

in einem Topf auflösen, bis alles flüssig 
ist. Dann 

★ 2 Beutel Mandelblättchen oder Man¬ 
delstifte (ca. 200-300 g) 

★1 Päckchen Rumrosinen (abgetropft 
und trockengetupft) 
einrühren, bis alles mit der Schokolade 
gut vermischt ist. 

Mit zwei Teelöffeln kleine Häufchen 
auf ein Backpapier setzen und abküh¬ 


len/trocknen lassen (geht am besten im 
Kühlschrank). 

Am besten in einer Blechdose im Kühl¬ 
schrank aufbewahren. 

Sollen die Mandelberge für Kinder 
sein, statt der Rumrosinen normale 
Rosinen oder Cranberries verwenden. 

Statt Mandeln können auch Cornflakes 
verarbeitet werden. 

* 



Foto: Tom Brenner 


Früchtebrot 

★ eine Packung Sonntagsstuten (Fer¬ 
tigmischung mit Hefe) 

★ 350 g gemischte Trockenfrüchte 
(Pflaumen, ungeschwefelte Aprikosen, 
Datteln, Feigen, kleingeschnitten) 

★ 100 g Cashew-Kerne (gehackt) 

★ lauwarmes Wasser entsprechend der 
Packungsangabe 


Alles gut miteinander verkneten, in ei¬ 
ner Kastenform (ausgelegt mit Backpa¬ 
pier) ca. eine Stunde an einem warmen 
Ort gehen lassen. 

Ofen auf 180 Grad vorwärmen, Kasten¬ 
form mit Alufolie abdecken und etwa 
15 Minuten backen. Alufolie entfernen 
und ca. 35 Minuten fetigbacken. 




Vor dem Anschneiden auskühlen las¬ 
sen! 

Varianten: Ausprobieren mit getrock¬ 
neten Mangos, Papayas usw.! 


Spritzgebäck (wie von Oma) 


★ 500 g Mehl 

★ 250 g Butter o. Margarine 

★ 250 g Zucker 

★ 2 Eier 

★ 2 Vanillezucker 

★ 1TL Backpulver 

★ 1TL Zimt (wenn man mag) 

Alles gut miteinander verkneten und 
im Kühlschrank kalt stellen (am bes¬ 
ten über Nacht, mindestens aber 1 bis 
2 Stunden) 

Danach mit dem Fleischwolf Spritzge¬ 
bäck hersteilen. 

Der Teig kann auch ausgerollt und aus¬ 
gestochen werden. Dann aber bitte lie¬ 
bevoll verzieren. 


Bei ca. 170 °C ca. 15 bis 20 Minuten 
backen (bis die gewünschte Farbe er¬ 
reicht ist). 

Abkühlen lassen und in einer gut ver¬ 
schlossenen Blechdose aufbewahren 
(oder sofort essen). 

Je nach Geschmack kann man auch 
noch 

★ Zitronenabrieb (unbehandelt) 

★ Rum o. Cognac 

★ gemahlene Haselnüsse oder Man¬ 
deln 

★ Schokostreusel 

★ Zuckermäuschen 

★ Hagelzucker 

★ etc. 

hinzufügen bzw. darüberstreuen. 




























